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VORWORT ZUR ERSTEN AUFLAGE

Die Frage des Staates gewinnt gegenwärtig besondere Be­
deutung sowohl in theoretischer als auch in praktisch-politi­
scher Hinsicht. Der imperialistische Krieg hat den Prozeß 
der Umwandlung des monopolistischen Kapitalismus in staats­
monopolistischen Kapitalismus außerordentlich beschleunigt 
und verschärft.. Die ungeheuerliche Knechtung der werktä­
tigen Massen durch den Staat, der immer inniger mit den 
allmächtigen Kapitalistenverbänden verschmilzt, wird immer 
ungeheuerlicher. Die fortgeschrittenen Länder verwandeln 
sich — wir sprechen von ihrem „Hinterland“ — in Militär­
zuchthäuser für die Arbeiter.

Die unerhörten Greuel und Unbilden des sich in die Länge 
ziehenden Krieges machen die Lage der Massen unerträglich 
und steigern ihre Empörung. Sichtbar reift die internationale 
proletarische Revolution heran. Die Frage nach ihrem Ver­
hältnis zum Staat gewinnt praktische Bedeutung.

Die in Jahrzehnten einer verhältnismäßig friedlichen Ent­
wicklung angesammelten Elemente des Opportunismus haben 
die in den offiziellen sozialistischen Parteien der ganzen Welt 
herrschende Strömung des Sozialchauvinismus geschaffen. 
Diese Strömung (Plechanow, Potressow, Breschkowskaja,
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Rubanowitsch, dann in leicht verhülltet Form die Herren 
Zereteli, Tschernow und Co. in Rußland; Scheidemann, Le- 
gien, David u. a. in Deutschland; Renaudel, Guesde, Vander- 
velde in Frankreich und Belgien; Hyndman und die Fabier2 
in England usw. usf.) — Sozialismus in Worten, Chauvinismus 
in der Tat — ist gekennzeichnet durch die niederträchtige, 
lakaienhafte Anpassung der „Führer des Sozialismus“ an die 
Interessen nicht nur „ihrer“ nationalen Bourgeoisie, sondern 
namentlich auch „ihres“ Staates, denn die meisten sogenannten 
Großmächte beuten seit langem eine ganze Reihe kleiner und 
schwacher Völkerschaften aus und unterjochen sie. Der im­
perialistische Krieg ist ja gerade ein Krieg um die Teilung 
und Neuverteilung dieser Art von Beute. Der Kampf um 
die Befreiung der werktätigen Massen vom Einfluß der Bour­
geoisie im allgemeinen und der imperialistischen Bourgeoisie 
im besonderen ist ohne Bekämpfung der opportunistischen 
Vorurteile in bezug auf den „Staat“ unmöglich.

Wir betrachten zunächst die Lehre von Marx und Engels 
vom Staat und wollen besonders eingehend bei den in Ver­
gessenheit geratenen oder opportunistisch entstellten Seiten 
dieser Lehre verweilen. Dann werden wir uns insbesondere 
mit dem Hauptvertreter dieser Entstellungen befassen, mit 
Karl Kautsky, dem bekanntesten Führer der II. Internationale 
(1889—1914), die in diesem Kriege einen so jämmerlichen Bank­
rott erlitten hat. Schließlich werden wir die Hauptergebnisse 
der Erfahrungen der russischen Revolution von 1905 und be­
sonders der von 1917 zusammenfassen. Die letztere schließt 
anscheinend gegenwärtig (Anfang August 1917) die erste 
Phase ihrer Entwicklung ab, jedoch kann diese ganze Revo­
lution überhaupt nur verstanden werden als ein Glied in der 
Kette der sozialistischen proletarischen Revolutionen, die 
durch den imperialistischen Krieg hervorgerufen werden. Die
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Frage des Verhältnisses der sozialistischen Revolution des 
Proletariats zum Staat gewinnt somit nicht nur eine praktisch­
politische, sondern auch eine höchst aktuelle Bedeutung als 
eine Frage der Aufklärung der Massen darüber, was sie zu 
ihrer Befreiung vom Joch des Kapitals in der nächsten 
Zukunft zu tun haben.

August 1917
Der Verfasser

VORWORT ZUR ZWEITEN AUFLAGE

Die vorliegende zweite Auflage wird fast ohne Änderungen 
gedruckt. Hinzugefügt ist nur der Abschnitt 3 des II. 
Kapitels.

Moskau, den ij. Dezember 1918
Der Verfasser
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I. KAPITEL

KLASSENGESELLSCHAFT UND STAAT

x. DER STAAT — EIN PRODUKT DER 
UNVERSÖHNLICHKEIT DER KLASSENGEGENSÄTZE

Mit der Lehre von Marx geschieht jetzt dasselbe, was in 
der Geschichte wiederholt mit den Lehren revolutionärer 
Denker und Führer der unterdrückten Klassen in ihrem Be­
freiungskampf geschah. Die großen Revolutionäre wurden 
zu Lebzeiten von den unterdrückenden Klassen ständig ver­
folgt, die ihrer Lehre mit wildestem Ingrimm und wütend­
stem Haß begegneten, mit zügellosen Lügen und Verleum­
dungen gegen sie zu Felde zogen. Nach ihrem Tode versucht 
man, sie in harmlose Götzen zu verwandeln, sie sozusagen 
heiligzusprechen, man gesteht ihrem Namen einen gewissen 
Ruhm zu zur „Tröstung“ und Betörung der unterdrückten 
Klassen, wobei man ihre revolutionäre Lehre des Inhalts be­
raubt, ihr die revolutionäre Spitze abbricht, sie vulgarisiert. 
Bei solch einer „Bearbeitung“ des Marxismus findet sich jetzt 
die Bourgeoisie mit den Opportunisten innerhalb der Arbeiter­
bewegung zusammen. Man vergißt, verdrängt und entstellt
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die revolutionäre Seite der Lehre, ihren revolutionären Geist. 
Man schiebt in den Vordergrund, man rühmt das, was für 
die Bourgeoisie annehmbar ist oder annehmbar erscheint. Alle 
Sozialchauvinisten sind heutzutage „Marxisten“ — Spaß bei­
seite! Und immer häufiger sprechen deutsche bürgerliche 
Gelehrte, deren Spezialfach gestern noch die Ausrottung des 
Marxismus war, von dem „nationaldeutschen“ Marx, der die 
zur Führung des Raubkrieges so glänzend organisierten Ar­
beiterverbände erzogen haben soll!

Bei dieser Sachlage, bei der unerhörten Verbreitung, die die 
Entstellungen des Marxismus gefunden haben, besteht unsere 
Aufgabe.in erster Linie in der Wiederherstellung der wahren 
Marxschen Lehre vom Staat. Dazu wird es notwendig sein, 
eine ganze Reihe langer Zitate aus den Werken von Marx 
und Engels selbst anzuführen. Gewiß, die langen Zitate 
werden die Darstellung schwerfällig machen und ihrer Ge­
meinverständlichkeit keineswegs förderlich sein. Es ist aber 
absolut unmöglich, ohne sie auszukommen. Alle oder zumin­
dest alle entscheidenden Stellen aus den Werken von Marx 
und Engels über die Frage des Staates müssen unbedingt mög­
lichst vollständig angeführt werden, damit sich der Leser ein 
selbständiges Urteil bilden kann über die gesamten Auf­
fassungen der Begründer des wissenschaftlichen Sozialismus 
und über die Entwicklung dieser Auffassungen, dann aber 
auch, um deren Entstellung durch das heute herrschende 
„Kautskyanertum“ dokumentarisch nachzuweisen und an­
schaulich vor Augen zu führen.

Wir beginnen mit dem verbreitetsten Werk von Friedrich 
Engels: „Der Ursprung der Familie, des Privateigentums 
und des Staats“, das 1894 in Stuttgart bereits in sechster Auf­
lage erschienen ist. Wir sind gezwungen, die Zitate selber 
aus dem deutschen Original zu übersetzen, da die russischen
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Übersetzungen, so zahlreich sie sind, zum größten Teil ent­
weder unvollständig oder äußerst unbefriedigend sind.

„Der Staat“, sagt Engels bei der Zusammenfassung 
seiner geschichtlichen Analyse, „ist also keineswegs eine 
der Gesellschaft von außen aufgezwungne Macht; eben­
sowenig ist er ,die Wirklichkeit der sittlichen Idee“, ,das 
Bild und die Wirklichkeit der Vernunft', wie Hegel be­
hauptet. Er ist vielmehr ein Produkt der Gesellschaft 
auf bestimmter Entwicklungsstufe; er ist das Eingeständ­
nis, daß diese Gesellschaft sich in einen unlösbaren Wi­
derspruch mit sich selbst verwickelt, sich in unversöhn­
liche Gegensätze gespalten hat, die zu bannen sie ohn­
mächtig ist. Damit aber diese Gegensätze, Klassen mit 
widerstreitenden ökonomischen Interessen, nicht sich und 
die Gesellschaft in fruchtlosem Kampf verzehren, ist eine 
scheinbar über der Gesellschaft stehende Macht nötig 
geworden, die den Konflikt dämpfen, innerhalb der 
Schranken der .Ordnung' halten soll; und diese, aus 
der Gesellschaft hervorgegangne, aber sich über sie 
stellende, sich ihr mehr und mehr entfremdende Macht 
ist der Staat.“ (S. 177/178 der sechsten deutschen Auf­
lage.)3

Hier ist mit voller Klarheit der Grundgedanke des 
Marxismus über die historische Rolle und die Bedeutung 
des Staates zum Ausdruck gebracht. Der Staat ist das Pro­
dukt und die Äußerung der Unversöhnlichkeit der Klassen­
gegensätze. Der Staat entsteht dort, dann und insofern, wo, 
wann und inwiefern die Klassengegensätze objektiv nicht 
versöhnt werden können. Und umgekehrt: Das Bestehen 
des Staates beweist, daß die Klassengegensätze unversöhn­
lich sind.
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Gerade in diesem wichtigsten und grundlegenden Punkt 
beginnt die Entstellung des Marxismus, die in zwei Haupt­
linien verläuft.

Auf der einen Seite pflegen bürgerliche und besonders 
kleinbürgerliche Ideologen — die sich unter dem Druck un­
bestreitbarer geschichtlicher Tatsachen gezwungen sehen, an­
zuerkennen, daß der Staat nur dort vorhanden ist, wo es 
Klassengegensätze und Klassenkampf gibt — Marx in der 
Weise „zu verbessern“, daß der Staat sich als Organ der 
Klassenversöhmmg erweist. Nach Marx hätte der Staat 
weder entstehen noch bestehen können, wenn eine Ver­
söhnung der Klassen möglich wäre. Bei den kleinbürger­
lichen und philisterhaften Professoren und Publizisten 
kommt es —oft unter wohlwollenden Hinweisen auf Marx! — 
so heraus, daß der Staat gerade die Klassen versöhne. Nach 
Marx ist der Staat ein Organ der Klassenherrschaft, ein 
Organ zur Unterdrückung der einen Klasse durch die an­
dere, ist die Errichtung derjenigen „Ordnung“, die diese 
Unterdrückung sanktioniert und festigt, indem sie den Kon­
flikt der Klassen dämpft. Nach Ansicht der kleinbürger­
lichen Politiker ist die Ordnung gerade die Versöhnung der 
Klassen und nicht die Unterdrückung der einen Klasse durch 
die andere; den Konflikt dämpfen bedeute versöhnen' und 
nicht, es den unterdrückten Klassen unmöglich machen, be­
stimmte Mittel und Methoden des Kampfes zum Sturz der 
Unterdrücker zu gebrauchen.

Alle Sozialrevolutionäre und Menschewiki zum Beispiel 
sind während der Revolution 1917, als sich die Frage nach 
der Bedeutung und der Rolle des Staates gerade in ihrer 
ganzen Größe erhob, sich praktisch erhob als Frage der 
sofortigen Aktion, und zudem der Massenaktion — alle sind 
sie mit einem Schlag gänzlich zur kleinbürgerlichen Theorie
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der „Versöhnung“ der Klassen durch den „Staat“ hinabge­
sunken. Die zahllosen Resolutionen und Artikel der Poli­
tiker dieser beiden Parteien sind völlig von dieser klein­
bürgerlichen und philisterhaften Theorie der „Versöhnung“ 
durchdrungen. Daß der Staat das Organ der Herrschaft 
einer bestimmten Klasse ist, die mit ihrem Antipoden (der 
ihr entgegengesetzten Klasse) nicht versöhnt werden kann, 
das vermag die kleinbürgerliche Demokratie nie zu begreifen. 
Das Verhältnis zum Staat ist eines der anschaulichsten 
Zeugnisse dafür, daß unsere Sozialrevolutionäre und Men­
schewiki gar keine Sozialisten sind (was wir Bolschewiki 
schon immer nachwiesen), sondern kleinbürgerliche Demo­
kraten mit einer beinah-sozialistischen Phraseologie.

Auf der anderen Seite ist die „kautskyanische“ Entstellung 
des Marxismus viel feiner. „Theoretisch“ wird weder in 
Abrede gestellt, daß der Staat ein Organ der Klassenherr­
schaft ist, noch daß die Klassengegensätze unversöhnlich 
sind. Außer acht gelassen oder vertuscht wird aber folgen­
des: Wenn der Staat das Produkt der Unversöhnlichkeit 
der Klassengegensätze ist, wenn er eine über der Gesellschaft 
stehende, und „sich ihr m e h r und mehr entfrem­
dende“ Macht ist, so ist es klar, daß die Befreiung der 
unterdrückten Klasse unmöglich ist nicht nur ohne gewalt­
same Revolution, sondern auch ohne Vernich­
tung des von der herrschenden Klasse geschaffenen Appa­
rats der Staatsgewalt, in dem sich diese „Entfremdung“ ver­
körpert. Diese theoretisch von selbst einleuchtende Schluß­
folgerung hat Marx, wie wir weiter unten sehen werden, 
auf Grund einer konkreten historischen Analyse der Auf­
gaben der Revolution mit größter Bestimmtheit gezogen. Und 
gerade diese Schlußfolgerung hat Kautsky, wir werden das
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ausführlich in unserer weiteren Darlegung nachweisen, 
... „vergessen“ und entstellt.

2. BESONDERE FORMATIONEN BEWAFFNETER 
MENSCHEN, GEFÄNGNISSE U. A.

„Gegenüber der alten Gentilorganisation“, fährt 
Engels fort, „kennzeichnet sich der Staat erstens durch 
die Einteilung der Staatsangehörigen nach dem Ge­
biet.“ . . .

Uns kommt diese Einteilung „natürlich“ vor, sie hat 
aber einen langwierigen Kampf gegen die alte Organi­
sation nach Geschlechtern und Stämmen erfordert.

„Das zweite ist die Einrichtung einer öffentlichen 
Gewalt, welche nicht mehr unmittelbar zusammenfällt 
mit der sich selbst als bewaffnete Macht organisieren­
den Bevölkerung. Diese besondre, öffentliche Gewalt 
ist nötig, weil eine selbsttätige bewaffnete Organisation 
der Bevölkerung unmöglich geworden seit der Spaltung 
in Klassen . . . Diese öffentliche Gewalt existiert in 
jedem Staat; sie besteht nicht bloß aus bewaffneten 
Menschen, sondern auch aus sachlichen Anhängseln, Ge­
fängnissen und Zwangsanstalten aller Art, von denen 
die Gentilgesellschaft nichts wußte.“

Engels entwickelt nun den Begriff jener „Macht“, die man 
als Staat bezeichnet, der Macht, die aus der Gesellschaft 
hervorgegangen ist, sich aber über sie stellt und sich ihr 
mehr und mehr entfremdet. Worin besteht hauptsächlich 
diese Macht? In besonderen Formationen bewaffneter Men­
schen, die Gefängnisse und anderes zu ihrer Verfügung 
haben.
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Wir sind berechtigt, von besonderen Formationen bewaff­
neter Menschen zu sprechen, weil die jedem Staat eigentüm­
liche öffentliche Gewalt „nicht mehr unmittelbar zusammen­
fällt“ mit der bewaffneten Bevölkerung, mit ihrer „selbst­
tätigen bewaffneten Organisation“.

Wie alle großen revolutionären Denker sucht Engels die 
Aufmerksamkeit der klassenbewußten Arbeiter gerade auf 
das zu lenken, was dem herrschenden Spießertum am wenig­
sten beachtenswert, am gewohntesten erscheint, auf das, was 
nicht nur durch fest eingewurzelte, sondern, man kann sagen, 
durch verknöcherte Vorurteile geheiligt ist. Das stehende 
Heer und die Polizei sind die Hauptwerkzeuge der Gewalt­
ausübung der Staatsmacht, aber — kann denn das anders 
sein?

Vom Standpunkt der ungeheuren Mehrheit der Europäer 
am Ausgang des 19. Jahrhunderts, an die sich Engels wandte 
und die keine einzige große Revolution selbst miterlebt oder 
aus der Nähe beobachtet hatten, kann das nicht anders sein. 
Für sie ist es völlig unverständlich, was das für eine „selbst­
tätige bewaffnete Organisation der Bevölkerung“ ist. Auf 
die Frage, warum besondere, über die Gesellschaft gestellte 
und sich ihr entfremdende Formationen bewaffneter Men­
schen (Polizei, stehendes Heer) nötig geworden seien, ist 
der westeuropäische und der russische Philister geneigt, mit 
ein paar bei Spencer oder Michailowski entlehnten Phrasen 
zu antworten, auf die Komplizierung des öffentlichen Lebens, 
die Differenzierung der Funktionen u. dgl. m. hinzuweisen.

Ein solcher Hinweis hat den Anschein der „Wissenschaft­
lichkeit“ und schläfert den Spießbürger vortrefflich ein, da 
er das Wichtigste und Grundlegende vertuscht: die Spaltung 
der Gesellschaft in einander unversöhnlich feindliche Klas­
sen.
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Ohne diese Spaltung würde sich die „selbsttätige bewaff­
nete Organisation der Bevölkerung“ zwar durch ihre Kom­
pliziertheit, die Höhe ihrer Technik usw. von der primitiven 
Organisation der mit Baumästen bewaffneten Affenherde 
oder der des Urmenschen oder der in der Gentilgesellschaft 
zusammengeschlossenen Menschen unterscheiden, aber eine 
derartige Organisation wäre möglich.

Sie ist unmöglich, weil die zivilisierte Gesellschaft in feind­
liche und noch dazu unversöhnlich feindliche Klassen ge­
spalten ist, deren „selbsttätige“ Bewaffnung zu einem be­
waffneten Kampf unter ihnen führen würde. Es bildet sich 
der Staat heraus, es wird eine besondere Macht geschaffen, 
besondere Formationen bewaffneter Menschen entstehen, 
und jede Revolution, die den Staatsapparat zerstört, zeigt 
uns sehr deutlich, wie die herrschende Klasse die ihr die­
nenden besonderen Formationen bewaffneter Menschen zu 
erneuern sucht und wie die unterdrückte Klasse danach 
strebt, eine neue Organisation dieser Art zu schaffen, die 
fähig ist, nicht den Ausbeutern, sondern den Ausgebeuteten 
zu dienen.

Engels wirft in der angeführten Betrachtung theoretisch 
dieselbe Frage auf, die uns jede große Revolution in der 
Praxis anschaulich und zudem im Ausmaß der Massenak­
tion stellt, nämlich die Frage nach den Wechselbeziehungen 
zwischen den „besonderen“ Formationen bewaffneter Men­
schen und der „selbsttätigen bewaffneten Organisation der 
Bevölkerung“. Wir werden sehen, wie diese Frage durch 
die Erfahrungen der europäischen und der russischen Revo­
lutionen konkret illustriert wird.

Doch kehren wir zur Darstellung von Engels zurück.
Er weist darauf hin, daß zuweilen, zum Beispiel hier und 

dort in Nordamerika, diese öffentliche Gewalt schwach ist
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(es handelt sich um eine für die kapitalistische Gesellschaft 
seltene Ausnahme und um diejenigen Teile Nordamerikas 
in seiner vorimperialistischen Periode, wo der freie Kolonist 
vorherrschte), daß sie sich aber, allgemein gesprochen, ver­
stärkt:

„Sie“ (die öffentliche Gewalt) „verstärkt sich aber 
in dem Maß, wie die Klassengegensätze innerhalb des 
Staats sich verschärfen, und wie die einander begren­
zenden Staaten größer und volkreicher werden — man 
sehe nur unser heutiges Europa an, wo Klassenkampf 
und Eroberungskonkurrenz die öffentliche Macht auf 
eine Höhe emporgeschraubt haben, auf der sie die ganze 
Gesellschaft und selbst den Staat zu verschlingen droht.“

Das ist nicht später als Anfang der neunziger Jahre des 
vorigen Jahrhunderts geschrieben worden. Das letzte Vor­
wort von Engels datiert vom 16. Juni 1891. Damals nahm 
die Wendung zum Imperialismus — sowohl im Sinne der 
völligen Herrschaft der Trusts und der Allmacht der größten 
Banken als auch im Sinne einer grandiosen Kolonialpolitik 
usw. — in Frankreich gerade erst ihren Anfang, noch schwä­
cher war sie in Nordamerika und in Deutschland. Seitdem 
hat die „Eroberungskonkurrenz“ Riesenschritte vorwärts 
getan, um so mehr, als zu Beginn des zweiten Jahrzehnts 
des 20. Jahrhunderts der Erdball endgültig unter diese „kon­
kurrierenden Eroberer“, d. h. die räuberischen Großmächte, 
aufgeteilt war. Seit dieser Zeit sind die Rüstungen zu Lande 
und zu Wasser ins Ungeheure gewachsen, und der Raubkrieg 
1914—1917 um die Beherrschung der Welt durch England oder 
Deutschland, um die Teilung der Beute hat das „Verschlin­
gen“ aller Kräfte der Gesellschaft durch die räuberische 
Staatsmacht in solchem Maße gesteigert, daß eine völlige 
Katastrophe naht.
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Engels vermochte schon 1891 auf die „Eroberungskonkur­
renz“ als auf eines der wichtigsten Merkmale der Außen­
politik der Großmächte hinzuweisen; doch in den Jahren 
1914—1917, als gerade diese um ein Vielfaches verschärfte Kon­
kurrenz den imperialistischen Krieg hervorgerufen hat, be­
mänteln die Halunken des Sozialchauvinismus die Verteidi­
gung der Raubinteressen „ihrer“ Bourgeoisie mit Phrasen 
über „Verteidigung des Vaterlandes“, über „Schutz der Re­
publik und der Revolution“ u. dgl. m.l

3. DER STAAT — EIN WERKZEUG ZUR AUSBEUTUNG 
DER UNTERDRÜCKTEN KLASSE

Zur Aufrechterhaltung einer besonderen, über der Gesell­
schaft stehenden öffentlichen Gewalt sind Steuern und Staats­
schulden nötig.

„Im Besitz der öffentlichen Gewalt und des Rechts 
der Steuereintreibung“, schreibt Engels, „stehn die 
Beamten nun da als Organe der Gesellschaft über der 
Gesellschaft. Die freie, willige Achtung, die den Or­
ganen der Gentilverfassung gezollt wurde, genügt ihnen 
nicht, selbst wenn sie sie haben könnten ..Es wer­
den Ausnahmegesetze über die Heiligkeit und Unver­
letzlichkeit der Beamten geschaffen. „Der lumpigste 
Polizeidiener . . . hat mehr ,Autorität1 als alle Organe 
der Gentilgesellschaft zusammengenommen; aber der 
mächtigste Fürst und der größte Staatsmann oder Feld­
herr der Zivilisation kann den geringsten Gentilvorste- 
her beneiden um die unerzwungne und unbestrittene 
Achtung, die ihm gezollt wird.“

Hier wird die Frage nach der privilegierten Stellung der 
Beamten als Organe der Staatsgewalt aufgeworfen. Als das
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Grundlegende wird hervorgehoben: Was stellt sie über die 
Gesellschaft? Wir werden sehen, wie. die Pariser Kom­
mune 1871 diese theoretische Frage praktisch zu lösen suchte 
und wie Kautsky sie 1912 reaktionär vertuschte.

„Da der Staat entstanden ist aus dem Bedürfnis, 
Klassengegensätze im Zaum zu halten, da er aber gleich­
zeitig mitten im Konflikt dieser Klassen entstanden ist, 
so ist er in der Regel Staat der mächtigsten, ökonomisch 
herrschenden Klasse, die vermittelst seiner auch poli­
tisch herrschende Klasse wird und so neue Mittel er­
wirbt zur Niederhaltung und Ausbeutung der unter­
drückten Klasse.“ Nicht nur der antike und der Feu­
dalstaat waren Organe zur Ausbeutung der Sklaven und 
leibeigenen und hörigen Bauern, sondern es ist auch 
„der moderne Repräsentativstaat Werkzeug der Aus­
beutung der Lohnarbeit durch das Kapital. Aus­
nahmsweise indes kommen Perioden vor, wo die kämp­
fenden Klassen einander so nahe das Gleichgewicht 
halten, daß die Staatsgewalt als scheinbare Vermittlerin 
momentan eine gewisse Selbständigkeit gegenüber bei­
den erhält.“ So die absolute Monarchie des 17. und 18. 
Jahrhunderts, so der Bonapartismus des ersten und des 
zweiten Kaiserreichs in Frankreich, so Bismarck in 
Deutschland.

Und so — fügen wir von uns hinzu — die Regierung Ke­
renski im republikanischen Rußland, nachdem sie dazu über­
gegangen ist, das revolutionäre Proletariat zu verfolgen, in 
einem Moment, da die Sowjets infolge der Führung der 
kleinbürgerlichen Demokraten schon machtlos sind und die 
Bourgeoisie noch nicht stark genug ist, um sie ohne weiteres 
auseinanderzuj agen.
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In der demokratischen Republik, fährt Engels fort, 
„übt der Reichtum seine Macht indirekt, aber um so 
sichrer aus“, und zwar erstens durch die „direkte Be­
amtenkorruption“ (Amerika) und zweitens durch die 
„Allianz von Regierung und Börse“ (Frankreich und 
Amerika).

Heute haben Imperialismus und Herrschaft der Banken 
diese beiden Methoden, die Allmacht des Reichtums in jeder 
beliebigen demokratischen Republik zu behaupten und aus­
zuüben, zu einer außergewöhnlichen Kunst „entwickelt“. 
Wenn beispielsweise schon in den ersten Monaten der de­
mokratischen Republik in Rußland, sozusagen im Honig­
mond des Ehebundes der „Sozialisten“ — der Sozialrevolu­
tionäre und der Menschewiki — mit der Bourgeoisie, Herr 
Paltschinski in der Koalitionsregierung alle Maßnahmen zur 
Zügelung der Kapitalisten und ihrer Raubgier, ihrer Plün­
derung der Staatskasse durch Heereslieferungen, sabotierte, 
wenn dann der aus dem Ministerium ausgetretene Herr Pal­
tschinski (der natürlich durch einen anderen, ebensolchen 
Paltschinski ersetzt worden ist) von den Kapitalisten durch 
ein Pöstchen mit einem Gehalt von 120 000 Rubel jährlich 
„belohnt“ wurde — wie nennt man das dann? Direkte Kor­
ruption oder indirekte? Allianz der Regierung mit den 
Syndikaten oder „nur“ freundschaftliche Beziehungen? 
Welche Rolle spielen die Tschernow und Zereteli, die 
Awksentjew und Skobelew? Sind sie „direkte“ Bundesge­
nossen der Millionäre, die den Staat bestehlen, oder nur 
indirekte?

Die Allmacht des „Reichtums“ ist in der demokratischen 
Republik deshalb sicherer, weil sie nicht von einer schlechten 
politischen Hülle des Kapitalismus abhängig ist. Die demo­
kratische Republik ist die denkbar beste politische Hülle des
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Kapitalismus, und daher begründet das Kapital, nachdem 
es (durch die Paltschinski, Tschernow, Zereteli und Co.) von 
dieser besten Hülle Besitz ergriffen hat, seine Macht derart 
zuverlässig, derart sicher, daß kein Wechsel, weder der Per­
sonen noch der Institutionen noch der Parteien der bürger­
lich-demokratischen Republik, diese Macht erschüttern kann.

Es muß noch hervorgehoben werden, daß Engels mit 
größter Entschiedenheit das allgemeine Stimmrecht als Werk­
zeug der Herrschaft der Bourgeoisie bezeichnet. Das all­
gemeine Stimmrecht, sagt er unter offensichtlicher Berück­
sichtigung der langjährigen Erfahrungen der deutschen So­
zialdemokratie, ist

„... der Gradmesser der Reife der Arbeiterklasse. 
Mehr kann und wird es nie sein im heutigen Staat..

Die kleinbürgerlichen Demokraten vom Schlage unserer 
Sozialrevolutionäre und Menschewiki sowie ihre leiblichen 
Brüder, alle Sozialchauvinisten und Opportunisten Westeu­
ropas, erwarten eben vom allgemeinen Stimmrecht „mehr“. 
Sie sind in dem falschen Gedanken befangen und suggerie­
ren ihn dem Volke, das allgemeine Stimmrecht sei „im 
heutigen Staat“ imstande, den Willen der Mehrheit der 
Werktätigen wirklich zum Ausdruck zu bringen und seine 
Realisierung zu sichern.

Wir können hier diesen falschen Gedanken nur anführen, 
nur darauf hinweisen, daß die vollkommen klare, genaue, 
konkrete Erklärung von Engels in der Propaganda und 
Agitation der „offiziellen“ (d. h. opportunistischen) sozia­
listischen Parteien auf Schritt und Tritt entstellt wird. Wie 
völlig falsch dieser Gedanke ist, den Engels hier verwirft, 
wird in unseren weiteren Darlegungen der Auffassungen von 
Marx und Engels über den „heutigen" Staat ausführlich 
klargelegt.
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Engels faßt seine Auffassungen in seinem populärsten 
Werk in folgenden Worten zusammen:

„Der Staat ist also nicht von Ewigkeit her. Es hat 
Gesellschaften gegeben, die ohne ihn fertig wurden, 
die von Staat und Staatsgewalt keine Ahnung hatten. 
Auf einer bestimmten Stufe der ökonomischen Entwick­
lung, die mit Spaltung der Gesellschaft in Klassen not­
wendig verbunden war, wurde durch diese Spaltung der 
Staat eine Notwendigkeit. Wir nähern uns jetzt mit 
raschen Schritten einer Entwicklungsstufe der Produk­
tion, auf der das Dasein dieser Klassen nicht nur auf­
gehört hat, eine Notwendigkeit zu sein, sondern ein 
positives Hindernis der Produktion wird. Sie werden 
fallen, ebenso unvermeidlich, wie sie früher entstanden 
sind. Mit ihnen fällt unvermeidlich der Staat. Die 
Gesellschaft, die die Produktion auf Grundlage freier 
und gleicher Assoziation der Produzenten neu organi­
siert, versetzt die ganze Staatsmaschine dahin, wohin sie 
dann gehören wird: ins Museum der Altertümer, neben 
das Spinnrad und die bronzene Axt.“

Man trifft dieses Zitat in der Propaganda- und Agitations­
literatur der heutigen Sozialdemokratie nicht oft an. Aber 
selbst dann, wenn dieses Zitat vorkommt, gebraucht man 
es meistenteils so, als machte man eine Verbeugung vor 
einem Heiligenbild, d. h. als offizielle Bekundung der Ehrer­
bietung vor Engels, ohne jeden Versuch, zu erfassen, einen 
wie weittragenden und tiefgreifenden Aufschwung der Re­
volution dieses „Versetzen der ganzen Staatsmaschine ins 
Museum der Altertümer“ voraussetzt. Meistenteils fehlt 
sogar das Verständnis für das, was Engels als Staatsma­
schine bezeichnet.



4. DAS „ABSTERBEN" DES STAATES UND DIE 
GEWALTSAME REVOLUTION

Die Worte Engels’ über das „Absterben“ des Staates sind 
weit und breit so bekannt, sie werden so oft zitiert, zeigen 
so plastisch, worin die Quintessenz der landläufigen Verfäl­
schung des Marxismus zum Opportunismus besteht, daß es 
geboten erscheint, eingehend bei ihnen zu verweilen. Wir 
zitieren die ganze Betrachtung, der sie entnommen sind:

„Das Proletariat ergreift die Staatsgewalt und ver­
wandelt die Produktionsmittel zunächst in Staatseigen­
tum. Aber damit hebt es sich selbst als Proletariat, 
damit hebt es alle Klassenunterschiede und Klassenge­
gensätze auf, und damit auch den Staat als Staat. Die 
bisherige, sich in Klassengegensätzen bewegende Gesell­
schaft hatte den Staat nötig, das heißt eine Organisa­
tion der jedesmaligen ausbeutenden Klasse zur Auf­
rechterhaltung ihrer äußern Produktionsbedingungen, 
also namentlich zur gewaltsamen Niederhaltung der 
ausgebeuteten Klasse in den durch die bestehende Pro­
duktionsweise gegebnen Bedingungen der Unter­
drückung (Sklaverei, Leibeigenschaft oder Hörigkeit, 
Lohnarbeit). Der Staat war der offizielle Repräsentant 
der ganzen Gesellschaft, ihre Zusammenfassung in einer 
sichtbaren Körperschaft, aber er war dies nur, insofern 
er der Staat derjenigen Klasse war, welche selbst für 
ihre Zeit die ganze Gesellschaft vertrat: im Altertum 
Staat der sklavenhaltenden Staatsbürger, im Mittelalter 
des Feudaladels, in unsrer Zeit der Bourgeoisie. Indem 
er endlich tatsächlich Repräsentant der ganzen Gesell­
schaft wird, macht er sich selbst überflüssig. Sobald 
es keine Gesellschaftsklasse mehr in der Unterdrückung
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zu halten gibt, sobald mit der Klassenherrschaft und 
dem in der bisherigen Anarchie der Produktion be­
gründeten Kampf ums Einzeldasein auch die daraus 
entspringenden Kollisionen und Exzesse beseitigt sind, 
gibt es nichts mehr zu reprimieren, das eine besondre 
Repressionsgewalt, einen Staat, nötig machte. Der erste 
Akt, worin der Staat wirklich als Repräsentant der 
ganzen Gesellschaft auftritt — die Besitzergreifung der 
Produktionsmittel im Namen der Gesellschaft —, ist 
zugleich sein letzter selbständiger Akt als Staat. Das 
Eingreifen einer Staatsgewalt in gesellschaftliche Ver­
hältnisse wird auf einem Gebiete nach dem andern 
überflüssig und schläft dann von selbst ein. An die 
Stelle der Regierung über Personen tritt die Verwaltung 
von Sachen und die Leitung von Produktionsprozessen. 
Der Staat wird nicht ,abgeschafft', er stirbt ab. Hieran 
ist die Phrase vom .freien Volksstaat' zu messen, also 
sowohl nach ihrer zeitweiligen agitatorischen Berechti­
gung wie nach ihrer endgültigen wissenschaftlichen Un­
zulänglichkeit; hieran ebenfalls die Forderung der 
sogenannten Anarchisten, der Staat solle von heute auf 
morgen abgeschafft werden.“ („Anti-Dühring“, „Herrn 
Eugen Dührings Umwälzung der Wissenschaft“, dritte 
deutsche Auflage, S. 301—303.)4

Ohne zu fürchten fehlzugehen, darf man sagen, daß von 
dieser wunderbar gedankenreichen Engelsschen Betrachtung 
nur so viel wirkliches Gemeingut des sozialistischen Denkens 
in den heutigen sozialistischen Parteien geworden ist, daß 
der Staat nach Marx „abstirbt“, im Unterschied zur anar­
chistischen Lehre von der „Abschaffung“ des Staates. Den 
Marxismus so zurechtstutzen heißt ihn zu Opportunismus 
herabmindern, denn bei einer solchen „Auslegung“ bleibt
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nur die vage Vorstellung von einer langsamen, gleichmäßi­
gen, allmählichen Veränderung übrig, als gebe es keine 
Sprünge und Stürme, als gebe es keine Revolution. Das 
„Absterben“ des Staates im landläufigen, allgemein verbrei­
teten Sinne, im Massensinne, wenn man so sagen darf, be­
deutet zweifellos eine Vertuschung, wenn nicht gar eine Ver­
neinung der Revolution.

Indessen bedeutet eine solche „Auslegung“ die gröbste, 
nur für die Bourgeoisie vorteilhafte Entstellung des Marxis­
mus, die theoretisch auf dem Außerachtlassen der wichtigsten 
Umstände und Erwägungen beruht, wie sie allein schon in der 
gleichen, von uns vollständig zitierten „zusammenfassenden“ 
Betrachtung von Engels dargelegt sind.

Erstens. Ganz zu Anfang dieser Betrachtung sagt Engels, 
daß das Proletariat, indem es die Staatsgewalt ergreift, „den 
Staat als Staat aufhebt“. Darüber nachzudenken, was das 
zu bedeuten hat, ist „nicht üblich“. Gewöhnlich wird dies 
entweder ganz ignoriert oder für eine Art „hegelianische 
Schwäche“ von Engels gehalten. In Wirklichkeit drücken 
diese Worte kurz die Erfahrungen einer der größten pro­
letarischen Revolutionen, die Erfahrungen der Pariser Kom­
mune von 1871 aus, worüber an entsprechender Stelle aus­
führlicher gesprochen werden soll. In Wirklichkeit spricht 
Engels hier von der „Aufhebung“ des Staates der Bour­
geoisie durch die proletarische Revolution, während sich die 
Worte vom Absterben auf die Überreste des proletarischen 
Staatswesens nach der sozialistischen Revolution beziehen. 
Der bürgerliche Staat „stirbt“ nach Engels nicht „ab“, son­
dern er wird in der Revolution vom Proletariat „aufg e- 
h o b e n“. Nach dieser Revolution stirbt der proletarische 
Staat oder Halbstaat ab.
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Zweitens. Der Staat ist „eine besondre Repressionsge­
walt“. Diese großartige und überaus tiefe Definition legt 
Engels hier ganz klar und eindeutig dar. Aus ihr folgt aber, 
daß die „besondre Repressionsgewalt“ der Bourgeoisie ge­
gen das Proletariat, einer Handvoll reicher Leute gegen die 
Millionen der Werktätigen, abgelöst werden muß durch eine 
„besondre Repressionsgewalt“ des Proletariats gegen die 
Bourgeoisie (die Diktatur des Proletariats). Darin eben 
besteht die „Aufhebung des Staates als Staat“. Darin eben 
besteht der „Akt“ der Besitzergreifung der Produktionsmit­
tel im Namen der Gesellschaft. Und es ist ohne weiteres 
klar, daß eine solche Ablösung der einen (bürgerlichen) „be- 
sondren Gewalt“ durch eine andere (proletarische) „beson­
dre Gewalt“ unter keinen Umständen in Form des „Abster­
bens“ erfolgen kann.

Drittens. Vom „Absterben“ und noch plastischer und 
bildhafter vom „Einschlafen“ spricht Engels ganz klar und 
eindeutig in bezug auf die Epoche nach der „Besitzer­
greifung der Produktionsmittel durch den Staat im Namen 
der ganzen Gesellschaft“, d. h. nach der sozialistischen 
Revolution. Wir wissen alle, daß die politische Form des 
„Staates“ in dieser Zeit die vollkommenste Demokratie ist. 
Doch keinem der Opportunisten, die den Marxismus scham­
los verzerren, kommt es in den Sinn, daß hier bei Engels 
somit vom „Einschlafen“ und „Absterben“ der D emo- 
kr ati e die Rede ist. Auf den ersten Blick mag das sehr 
sonderbar erscheinen. Doch „unverständlich“ bleibt das 
nur dem, der nicht bedacht hat, daß die Demokratie auch 
ein Staat ist und daß folglich auch die Demokratie ver­
schwinden wird, sobald der Staat verschwindet. Den bür­
gerlichen Staat kann nur die Revolution „aufheben“. Der
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Staat überhaupt, d. h. die vollkommenste Demokratie, kann 
nur „absterben“.

Viertens. Nachdem Engels seinen berühmten Satz „Der 
Staat stirbt ab“ aufgestellt hat, erläutert er sofort konkret, 
daß dieser Satz sich sowohl gegen die Opportunisten als 
auch gegen die Anarchisten richtet. Dabei steht bei Engels 
an erster Stelle diejenige Folgerung aus dem Satz vom 
„Absterben des Staates“, die gegen die Opportunisten ge­
richtet ist.

Man könnte wetten, daß von io ooo Menschen, die vom 
„Absterben“ des Staates gelesen oder gehört haben, 9990 
überhaupt nicht wissen oder sich nicht entsinnen, daß Engels 
seine Schlußfolgerungen aus diesem Satz nicht nur gegen die 
Anarchisten richtete. Und von den übrigen zehn Menschen 
wissen neun sicherlich nicht, was der „freie Volksstaat“ ist 
und warum in dem Angriff auf diese Losung ein Angriff 
auf die Opportunisten steckt. So wird Geschichte geschrie­
ben! So wird die große revolutionäre Lehre unmerklich 
dem herrschenden Spießbürgertum angepaßt. Die Schluß­
folgerung gegen die Anarchisten wurde tausende Male wie­
derholt, banalisiert und möglichst versimpelt in die Köpfe 
eingehämmert und gewann die Festigkeit eines Vorurteils. 
Die Schlußfolgerung gegen die Opportunisten aber wurde 
vertuscht und „vergessen“!

Der „freie Volksstaat“ war eine Programmforderung und 
landläufige Losung der deutschen Sozialdemokraten der 
siebziger Jahre. Irgendeinen politischen Inhalt, außer einer 
kleinbürgerlich schwülstigen Umschreibung des Begriffs De­
mokratie, hat diese Losung nicht. Soweit in ihr legal die 
demokratische Republik angedeutet wurde, war Engels be­
reit, aus agitatorischen Gründen „zeitweilig“ die „Berechti­
gung“ dieser Losung gelten zu lassen. Diese Losung war
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aber opportunistisch, denn sie brachte nicht nur eine Be­
schönigung der bürgerlichen Demokratie, sondern auch ein 
Verkennen der sozialistischen Kritik an jedwedem Staat 
überhaupt zum Ausdruck. Wir sind für die demokratische 
Republik als die für das Proletariat unter dem Kapitalismus 
beste Staatsform, aber wir dürfen nicht vergessen, daß auch 
in der allerdemokratischsten bürgerlichen Republik Lohn­
sklaverei das Los des Volkes ist. Ferner. Jedweder Staat 
ist „eine besondre Repressionsgewalt“ gegen die unterdrück­
te Klasse. Darum ist ein jeder Staat »«frei und kein 
Volksstaat. Marx und Engels haben das ihren Parteige­
nossen in den siebziger Jahren wiederholt auseinandergesetzt.

Fünftens. In dem gleichen Werk von Engels, in dem die 
Betrachtung über das Absterben des Staates enthalten ist — 
an die sich alle erinnern —, finden sich Ausführungen über 
die Bedeutung der gewaltsamen Revolution. Die geschicht­
liche Bewertung ihrer Rolle wird bei Engels zu einer wahren 
Lobrede auf die gewaltsame Revolution. Dessen „erinnert 
sich niemand“; über die Bedeutung dieses Gedankens zu 
reden, ja auch nur nachzudenken, ist in den heutigen soziali­
stischen Parteien nicht üblich, in der täglichen Propaganda 
und Agitation unter den Massen spielen diese Gedanken 
gar keine Rolle. Indes sind sie mit dem „Absterben“ des 
Staates untrennbar zu einem harmonischen Ganzen ver­
bunden.

Hier diese Ausführungen von Engels:
„Daß die Gewalt aber noch eine andre Rolle“ (als

die einer Vollbringerin des Bösen) „in der Geschichte 
spielt, eine revolutionäre Rolle, daß sie, in Marx’ Wor­
ten, die Geburtshelferin jeder alten Gesellschaft ist, 
die mit einer neuen schwanger geht, daß sie das Werk­
zeug ist, womit sich die gesellschaftliche Bewegung
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durchsetzt und erstarrte, abgestorbne, politische Formen 
zerbricht — davon kein Wort bei Herrn Dühring. Nur 
unter Seufzen und Stöhnen gibt er die Möglichkeit zu, 
daß zum Sturz der Ausbeutungswirtschaft vielleicht Ge­
walt nötig sein werde — leider 1 denn jede Gewaltsan­
wendung demoralisiere den, der sie anwendet. Und 
das angesichts des hohen moralischen und geistigen Auf­
schwungs, der die Folge jeder siegreichen Revolution 
wart Und das in Deutschland, wo ein gewaltsamer 
Zusammenstoß, der dem Volk ja aufgenötigt werden 
kann, wenigstens den Vorteil hätte, die aus der Ernied­
rigung des Dreißigjährigen Kriegs in das nationale 
Bewußtsein gedrungne Bedientenhaftigkeit auszutilgen. 
Und diese matte, saft- und kraftlose Predigerdenkweise 
macht den Anspruch, sich der revolutionärsten Partei 
aufzudrängen, die die Geschichte kennt?“ (S. 193, dritte 
deutsche Auflage, Schluß des IV. Kapitels, Zweiter Ab­
schnitt.)

Wie läßt sich diese Lobrede auf die gewaltsame Revolu­
tion, die Engels beharrlich von 1878 bis 1894, d. h. bis zu 
seinem Tode, den deutschen Sozialdemokraten darbot, mit 
der Theorie vom „Absterben“ des Staates in einer Lehre 
vereinen?

Gewöhnlich vereint man beides mit Hilfe des Eklektizis­
mus, eines ideenlosen oder sophistischen Herausgreifens will­
kürlich (oder den Machthabern zu Gefallen) bald der einen, 
bald der anderen Betrachtung, wobei in 99 von 100 Fällen, 
wenn nicht noch öfter, gerade das „Absterben“ in den Vor­
dergrund geschoben wird. Die Dialektik wird durch Eklek­
tizismus ersetzt. Das ist, was den Marxismus anbelangt, 
die üblichste, am weitesten verbreitete Erscheinung in der 
offiziellen sozialdemokratischen Literatur unserer Tage. Ein
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solches Ersetzen ist natürlich nichts Neues, es war sogar in 
der Geschichte der klassischen griechischen Philosophie zu 
beobachten. Bei der Verfälschung des Marxismus in Op­
portunismus pflegt die Verfälschung der Dialektik in Eklek­
tizismus die Massen am leichtesten zu täuschen, sie gewährt 
eine scheinbare Befriedigung, berücksichtigt scheinbar alle 
Seiten des Prozesses, alle Entwicklungstendenzen, alle wider­
spruchsvollen Einflüsse usw., während sie in Wirklichkeit 
gar keine einheitliche, keine revolutionäre Auffassung des 
gesellschaftlichen Entwicklungsprozesses gibt.

Wir haben schon oben davon gesprochen und werden in 
der weiteren Darstellung ausführlicher zeigen, daß die Lehre 
von Marx und Engels von der Unvermeidlichkeit der ge­
waltsamen Revolution sich auf den bürgerlichen Staat be­
zieht. Dieser kann durch den proletarischen Staat (die 
Diktatur des Proletariats) nicht auf dem Wege des „Abster­
bens“ abgelöst werden, sondern, als allgemeine Regel, nur 
durch eine gewaltsame Revolution. Die Lobrede, die 
Engels auf die gewaltsame Revolution hält und die den 
vielfachen Erklärungen von Marx durchaus entspricht (erin­
nern wir uns an den Schluß des „Elends der Philosophie“5 
und des „Kommunistischen Manifests“6 mit der stolzen und 
offenen Erklärung, daß die gewaltsame Revolution unaus­
bleiblich ist; erinnern wir uns an die Kritik des Gothaer 
Programms vom Jahre 18757, fast dreißig Jahre später, in der 
Marx den Opportunismus dieses Programms schonungslos 
geißelte) — diese Lobrede ist durchaus keine „Schwärmerei“, 
durchaus keine Deklamation, kein polemischer Ausfall. Die 
Notwendigkeit, die Massen systematisch in diesen, gerade 
in diesen Auffassungen über die gewaltsame Revolution zu 
erziehen, liegt der gesamten Lehre von Marx und Engels 
zugrunde. Der Verrat an ihrer Lehre durch die heutzutage
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vorherrschenden sozialchauvinistischen und kautskyanischen 
Strömungen kommt besonders plastisch darin zum Ausdruck, 
daß die einen wie die anderen diese Propaganda, diese 
Agitation vergessen haben.

Die Ablösung des bürgerlichen Staates durch den prole­
tarischen ist ohne gewaltsame Revolution unmöglich. Die 
Aufhebung des proletarischen Staates, d. h. die Aufhebung 
jeglichen Staates, ist nicht anders möglich als auf dem Wege 
des „Absterbens“.

Eine ausführliche und konkrete Entwicklung dieser Auf­
fassungen lieferten Marx und Engels, indem sie jede ein­
zelne revolutionäre Situation studierten, die Lehren aus den 
Erfahrungen jeder einzelnen Revolution analysierten. Wir 
gehen nunmehr zu diesem fraglos wichtigsten Teil ihrer Lehre 
über.

II. KAPITEL

STAAT UND REVOLUTION 
DIE ERFAHRUNGEN DER JAHRE 1848—1851

1. DER VORABEND DER REVOLUTION

Die ersten Werke des reifen Marxismus, „Das Elend der 
Philosophie“ und das „Kommunistische Manifest“, stammen 
aus der Zeit unmittelbar vor dem Ausbruch der Revolution 
von 1848. Infolgedessen besitzen wir hier neben einer Dar­
legung der allgemeinen Grundlagen des Marxismus bis zu 
einem gewissen Grade ein Spiegelbild der damaligen konkre­
ten revolutionären Situation, und so wäre es zweckmäßig,
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zu untersuchen, was die Verfasser dieser Werke über den 
Staat ausführten, unmittelbar bevor sie ihre Schlußfolgerun­
gen aus den Erfahrungen der Jahre 1848—1851 zogen.

„Die arbeitende Klasse“, schreibt Marx im „Elend 
der Philosophie“, „wird im Laufe der Entwicklung an 
die Stelle der alten bürgerlichen Gesellschaft eine As­
soziation setzen, welche die Klassen und ihren Gegen­
satz ausschließt, und es wird keine eigentliche politi­
sche Gewalt mehr geben, weil gerade die politische Ge­
walt der offizielle Ausdruck des Klassengegensatzes in­
nerhalb der bürgerlichen Gesellschaft ist.“ (S. 182 der 
deutschen Ausgabe von 1885.)8

Es ist lehrreich, dieser allgemeinen Darlegung des Gedan­
kens über das Verschwinden des Staates nach der Aufhebung 
der Klassen die Ausführungen gegenüberzustellen, die in dem 
einige Monate später, nämlich im November 1847, von Marx 
und Engels verfaßten „Kommunistischen Manifest“ enthal­
ten sind:

„Indem wir die allgemeinsten Phasen der Entwick­
lung des Proletariats zeichneten, verfolgten wir den 
mehr oder minder versteckten Bürgerkrieg innerhalb 
der bestehenden Gesellschaft bis zu dem Punkt, wo er 
in eine offene Revolution ausbricht und durch den ge­
waltsamen Sturz der Bourgeoisie das Proletariat seine 
Herrschaft begründet.“

„Wir sahen schon oben, daß der erste Schritt in der 
Arbeiterrevolution die Erhebung des Proletariats zur 
herrschenden Klasse, die Erkämpfung der Demokratie 
ist.

Das Proletariat wird seine politische Herrschaft dazu 
benutzen, der Bourgeoisie nach und nach alles Kapital 
zu entreißen, alle Produktionsinstrumente in den Hän-
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den des Staats, d. h. des als herrschende Klasse organi­
sierten Proletariats zu zentralisieren und die Masse der 
Produktionskräfte möglichst rasch zu vermehren.“ (S. 
31 und 37, siebente deutsche Ausgabe 1906.)ö

Hier haben wir die Formulierung einer der bedeutsamsten 
und wichtigsten Ideen des Marxismus in der Frage des 
Staates, nämlich der Idee der „Diktatur des Proletariats“ 
(wie Marx und Engels nach der Pariser Kommune sich 
auszudrücken begannen), ferner eine höchst interessante De­
finition des Staates, die gleichfalls zu den „vergessenen Wor­
ten“ des Marxismus gehört. „Der Staat, das heißt das als 
herrschende Klasse organisierte Proletariat.“

Nicht nur, daß diese Definition des Staates niemals in 
der herrschenden Propaganda- und Agitationsliteratur der 
offiziellen sozialdemokratischen Parteien erläutert worden 
ist. Mehr als das. Sie ist geradezu vergessen worden, da 
sie mit dem Reformismus völlig unvereinbar ist, da sie den 
landläufigen opportunistischen Vorurteilen und kleinbürger­
lichen Illusionen über eine „friedliche Entwicklung der De­
mokratie“ ins Gesicht schlägt.

Das Proletariat braucht den Staat —das wiederholen alle 
Opportunisten, Sozialchauvinisten und Kautskyaner, wobei 
sie beteuern, dies sei die Lehre von Marx, sie „vergessen“ 
aber hinzuzufügen, daß erstens das Proletariat nach Marx 
nur einen absterbenden Staat braucht, d. h. einen Staat, der 
so beschaffen ist, daß er sofort abzusterben beginnt und 
zwangsläufig absterben muß. Und zweitens brauchen die 
Werktätigen den „Staat“, „das heißt das als herrschende 
Klasse organisierte Proletariat“.

Der Staat ist eine besondere Machtorganisation, eine Or­
ganisation der Gewalt zur Unterdrückung einer Klasse. 
Welche Klasse aber muß vom Proletariat unterdrückt wer­
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den? Natürlich nur die Ausbeuterklasse, d. h. die Bour­
geoisie. Die Werktätigen brauchen den Staat nur, um den 
Widerstand der Ausbeuter niederzuhalten, aber dieses Nie­
derhalten zu leiten, in die Tat umzusetzen ist allein das 
Proletariat imstande als die einzige konsequent revolutionäre 
Klasse, als einzige Klasse, die fähig ist, alle Werktätigen 
und Ausgebeuteten im Kampf gegen die Bourgeoisie, im 
Kampf um deren völlige Beseitigung zu vereinigen.

Die ausbeutenden Klassen bedürfen der politischen Herr­
schaft im Interesse der Aufrechterhaltung der Ausbeutung, 
d. h. im eigennützigen Interesse einer verschwindend kleinen 
Minderheit gegen die ungeheure Mehrheit des Volkes. Die 
ausgebeuteten Klassen bedürfen der politischen Herrschaft 
im Interesse der völligen Aufhebung jeder Ausbeutung, d. h. 
im Interesse der ungeheuren Mehrheit des Volkes gegen die 
verschwindend kleine Minderheit der modernen Sklavenhal­
ter, d. h. der Gutsbesitzer und Kapitalisten.

Die kleinbürgerlichen Demokraten, diese Pseudosozialisten, 
die den Klassenkampf durch Träumereien von Klassenhar­
monie ersetzten, stellten sich auch die sozialistische Umge­
staltung träumerisch vor, nicht als Sturz der Herrschaft der 
ausbeutenden Klasse, sondern als friedliche Unterordnung 
der Minderheit unter die sich ihrer Aufgaben bewußt gewor­
dene Mehrheit. Diese mit der Anerkennung eines über den 
Klassen stehenden Staates unzertrennlich verbundene klein­
bürgerliche Utopie führte in der Praxis zum Verrat an den 
Interessen der werktätigen Klassen, wie dies z. B. die Ge­
schichte der französischen Revolutionen von 1848 und 1871, 
wie dies die Erfahrungen der Beteiligung von „Sozialisten“ 
an bürgerlichen Regierungen in England, Frankreich, Italien 
und anderen Ländern am Ausgang des 19. und Anfang des 
20. Jahrhunderts gezeigt haben.
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Marx bekämpfte sein ganzes Leben lang diesen kleinbür­
gerlichen Sozialismus, der jetzt in Rußland durch die Parteien 
der Sozialrevolutionäre und Menschewiki zu neuem Leben 
erweckt worden ist. Marx hat die Lehre vom Klassenkampf 
konsequent bis zu der Lehre von der politischen Macht, vom 
Staat, entwickelt.

Die Herrschaft der Bourgeoisie stürzen kann nur das Pro­
letariat als besondere Klasse, deren wirtschaftliche Existenz­
bedingungen es darauf vorbereiten, ihm die Möglichkeit und 
die Kraft geben, diesen Sturz zu vollbringen. Während die 
Bourgeoisie die Bauernschaft und alle kleinbürgerlichen 
Schichten zersplittert und zerstäubt, schließt sie das Prole­
tariat zusammen, einigt und organisiert es. Nur das Prole­
tariat ist —kraft seiner ökonomischen Rolle in der Großpro­
duktion — fähig, der Führer aller werktätigen und ausgebeu- 
teten Massen zu sein, die von der Bourgeoisie vielfach nicht 
weniger, sondern noch mehr ausgebeutet, geknechtet und 
unterdrückt werden als die Proletarier, aber zu einem selb­
ständigen Kampf um ihre Befreiung nicht fähig sind.

Die Lehre vom Klassenkampf, von Marx auf die Frage 
des Staates und der sozialistischen Revolution angewandt, 
führt notwendig zur Anerkennung der politischen Herrschaft 
des Proletariats, seiner Diktatur, d. h. einer mit niemand 
geteilten und sich unmittelbar auf die bewaffnete Gewalt 
der Massen stützenden Macht. Der Sturz der Bourgeoisie 
ist nur zu verwirklichen durch die Erhebung des Proletariats 
zur herrschenden Klasse, die fähig ist, den unvermeidlichen, 
verzweifelten Widerstand der Bourgeoisie niederzuhalten und 
für die Neuordnung der Wirtschaft alle werktätigen und aus- 
gebeuteten Massen zu organisieren.

Das Proletariat braucht die Staatsmacht, eine zentralisierte 
Organisation der Macht, eine Organisation der Gewalt so­
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wohl zur Unterdrückung des Widerstands der Ausbeuter als 
auch zur Leitung der ungeheuren Masse der Bevölkerung, 
der Bauernschaft, des Kleinbürgertums, der Halbproletarier, 
um die sozialistische Wirtschaft „in Gang zu bringen“.

Durch die Erziehung der Arbeiterpartei erzieht der 
Marxismus die Avantgarde des Proletariats, die fähig ist, die 
Macht zu ergreifen und das ganze Volk zum Sozialismus Zu­
fuhren, die neue Ordnung zu leiten und zu organisieren, 
Lehrer, Leiter, Führer aller Werktätigen und Ausgebeuteten 
zu sein bei der Gestaltung ihres gesellschaftlichen Lebens 
ohne die Bourgeoisie und gegen die Bourgeoisie. Der heute 
herrschende Opportunismus dagegen erzieht in der Arbeiter­
partei die Vertreter der besser bezahlten Arbeiter, die sich 
den Massen entfremden und sich unter dem Kapitalismus 
leidlich „einzurichten“ wissen, die ihr Erstgeburtsrecht für 
ein Linsengericht verkaufen, d. h. auf die Rolle revolutio­
närer Führer des Volkes gegen die Bourgeoisie verzichten.

„Der Staat, das heißt das als herrschende Klasse organi­
sierte Proletariat“ — diese Theorie von Marx ist untrennbar 
verbunden mit seiner ganzen Lehre von der revolutionären 
Rolle des Proletariats in der Geschichte. Die Vollendung 
dieser Rolle ist die proletarische Diktatur, die politische 
Herrschaft des Proletariats.

Wenn aber das Proletariat den Staat als eine besondere 
Organisation der Gewalt gegen die Bourgeoisie braucht, so 
drängt sich von selbst die Frage auf, ob es denkbar ist, eine 
solche Organisation zu schaffen ohne vorherige Abschaf­
fung, ohne Zerstörung der Staatsmaschine, die die Bour­
geoisie für sich geschaffen hat. Zu dieser Schlußfolgerung 
führt uns unmittelbar das „Kommunistische Manifest“, und 
von ihr spricht Marx, wenn er das Fazit aus den Erfahrun­
gen der Revolution von 1848 bis 1851 zieht.

31



2. DIE ERGEBNISSE DER REVOLUTION

In der uns interessierenden Frage des Staates zieht Marx 
das Fazit der Revolution von 1848 bis 1851 in folgenden Aus­
führungen seines Werkes „Der achtzehnte Brumaire des 
Louis Bonaparte“:

„Aber die Revolution ist gründlich. Sie ist noch auf 
der Reise durch das Fegefeuer begriffen. Sie vollbringt 
ihr Geschäft mit Methode. Bis zum 2. Dezember 1851“ 
(dem Tage des Staatsstreichs Louis Bonapartes) „hatte 
sie die eine Hälfte ihrer Vorbereitung absolviert, sie 
absolviert jetzt die andre. Sie vollendete erst die par­
lamentarische Gewalt, um sie stürzen zu können. Jetzt, 
wo sie dies erreicht, vollendet sie die Exekutivgewalt, 
reduziert sie auf ihren reinsten Ausdruck, isoliert sie, 
stellt sie sich als einzigen Vorwurf gegenüber, um alle 
ihre Kräfte der Zerstörung gegen sie zu konzentrieren“ 
(von uns hervorgehoben). „Lind wenn sie diese zweite 
Hälfte ihrer Vorarbeit vollbracht hat, wird Europa von 
seinem Sitze aufspringen und jubeln: Brav gewühlt, 
alter Maulwurf!

Diese Exekutivgewalt mit ihrer Ungeheuern büro­
kratischen und militärischen Organisation, mit ihrer 
weitschichtigen und künstlichen Staatsmaschinerie, ein 
Beamtenheer von einer halben Million neben einer 
Armee von einer andern halben Million, dieser fürchter­
liche Parasitenkörper, der sich wie eine Netzhaut um 
den Leib der französischen Gesellschaft schlingt und ihr 
alle Poren verstopft, entstand in der Zeit der absoluten 
Monarchie, beim Verfall des Feudalwesens, den er be­
schleunigen half.“ Die erste französische Revolution ent­
wickelte die Zentralisation, ......aber zugleich den
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Umfang, die Attribute und die Handlanger der Regie­
rungsgewalt. Napoleon vollendete diese Staatsmaschi­
nerie. Die legitime Monarchie und die Julimonarchie 
fügten nichts hinzu als eine größere Teilung der 
Arbeit . .

„Die parlamentarische Republik endlich sah sich in 
ihrem Kampfe wider die Revolution gezwungen, mit 
den Repressivmaßregeln die Mittel und die Zentralisa­
tion der Regierungsgewalt zu verstärken. Alle U m- 
wälzun gen vervollkommneten diese 
Maschine statt sie zu brechen" (von 
uns hervorgehoben). „Die Parteien, die abwechselnd 
um die Herrschaft rangen, betrachteten die Besitznahme 
dieses ungeheueren Staatsgebäudes als die Hauptbeute 
des Siegers.“ („Der achtzehnte Brumaire des Louis 
Bonaparte“,. S. 98 und 99, vierte Auflage, Hamburg 
1907.)10

In diesen großartigen Ausführungen macht der Marxis­
mus im Vergleich zum „Kommunistischen Manifest“ einen 
gewaltigen Schritt vorwärts. Dort wird die Frage des 
Staates noch äußerst abstrakt, in ganz allgemeinen Begriffen 
und Wendungen behandelt. Hier wird die Frage konkret 
gestellt, und es wird eine äußerst genaue, bestimmte, 
praktisch-greifbare Schlußfolgerung gezogen: Alle früheren 
Revolutionen haben die Staatsmaschinerie vervollkommnet, 
man muß sie aber zerschlagen, zerbrechen.

Diese Folgerung ist das Hauptsächliche, das Grundlegende 
in der Lehre des Marxismus vom Staat. Und gerade dieses 
Grundlegende ist von den herrschenden offiziellen sozial­
demokratischen Parteien nicht nur total vergessen, sondern 
auch (wie wir weiter unten sehen werden) von dem pro­
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minentesten Theoretiker der II. Internationale, K. Kautsky, 
direkt entstellt worden.

Im „Kommunistischen Manifest“ sind die allgemeinen Er­
gebnisse der Geschichte zusammengefaßt, die uns veranlas­
sen, im Staat ein Organ der Klassenherrschaft zu sehen, und 
uns zu dem unbedingten Schluß führen, daß das Proletariat 
die Bourgeoisie nicht stürzen kann, ohne vorher die politi­
sche Macht erobert, ohne die politische Herrschaft erlangt 
und den Staat in das „als herrschende Klasse organisierte 
Proletariat“ verwandelt zu haben, und daß dieser proletari­
sche Staat sofort nach seinem Sieg beginnen wird abzuster­
ben, denn in einer Gesellschaft ohne Klassengegensätze ist 
der Staat unnötig und unmöglich. Hier wird nicht die Frage 
aufgeworfen, wie — vom Standpunkt der historischen Ent­
wicklung aus gesehen — diese Ablösung des bürgerlichen 
Staates durch den proletarischen erfolgen soll.

Eben diese Frage stellt und löst Marx im Jahre 1852. 
Getreu seiner Philosophie des dialektischen Materialismus, 
nimmt Marx als Grundlage die historische Erfahrung der 
großen Revolutionsjahre 1848 bis 1851. Die Lehre von Marx 
ist wie stets, so auch hier, eine von tiefer philosophischer 
Weltanschauung und reicher Kenntnis der Geschichte durch­
drungene Zusammenfassung der Erfahrung.

Die Frage des Staates wird konkret gestellt: Wie ist der 
bürgerliche Staat, diese für die Herrschaft der Bourgeoisie 
notwendige Staatsmaschinerie, historisch entstanden? Wel­
cherart sind ihre Veränderungen, welches ist ihre Evolution 
im Verlauf der bürgerlichen Revolutionen und angesichts 
der selbständigen Aktionen der unterdrückten Klassen? Wel­
ches sind die Aufgaben des Proletariats in bezug auf diese 
Staatsmaschinerie?
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Die der bürgerlichen Gesellschaft eigentümliche zentrali­
sierte Staatsgewalt entstand in der Epoche des Niedergangs 
des Absolutismus. Zwei Institutionen sind für diese Staats­
maschinerie besonders kennzeichnend: das Beamtentum und 
das stehende Heer. Wie diese Institutionen durch tausen­
derlei Fäden namentlich mit der Bourgeoisie verknüpft sind, 
davon ist in den Werken von Marx und Engels oft die Rede. 
Die Erfahrungen eines jeden Arbeiters verdeutlichen diesen 
Zusammenhang mit der größten Anschaulichkeit und Ein­
dringlichkeit. Die Arbeiterklasse lernt diesen Zusammen­
hang am eigenen Leibe kennen, deshalb erfaßt sie auch so 
leicht die Wissenschaft von der Unvermeidlichkeit dieses Zu­
sammenhangs und eignet sie sich so gründlich an, eine Wis­
senschaft, die die kleinbürgerlichen Demokraten entweder 
aus Unwissenheit und Leichtfertigkeit ablehnen oder noch 
leichtfertiger „im allgemeinen“ anerkennen, wobei sie ver­
gessen, die entsprechenden praktischen Konsequenzen zu 
ziehen.

Beamtentum und stehendes Heer, das sind die „Schmarot­
zer“ am Leib der bürgerlichen Gesellschaft, Schmarotzer, die 
aus den inneren Widersprüchen, die diese Gesellschaft zer- 
klüften, entstanden sind, aber eben Parasiten, die die Lebens­
poren „verstopfen“. Der jetzt in der offiziellen Sozial­
demokratie herrschende kautskyanische Opportunismus hält 
die Anschauung, die im Staat einen -parasitären Organismus 
erblickt, für ein besonderes und ausschließliches Attribut des 
Anarchismus. Diese Entstellung des Marxismus paßt na­
türlich den Kleinbürgern ausgezeichnet, die den Sozialismus 
bis zu der unerhörten Schmach einer Rechtfertigung und Be­
schönigung des imperialistischen Krieges herabgewürdigt 
haben, indem sie den Begriff der „Vaterlandsverteidigung“
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auf diesen Krieg anwandten, aber dennoch bleibt es unbe­
dingt eine Entstellung.

Durch alle bürgerlichen Revolutionen hindurch, die 
Europa seit dem Verfall des Feudalismus in großer Anzahl 
erlebt hat, zieht sich die Entwicklung, Vervollkommnung und 
Festigung dieses Beamten- und Militärapparats. Insbeson­
dere wird gerade das Kleinbürgertum auf die Seite der 
Großbourgeoisie hinübergezogen und ihr weitgehend unter­
worfen vermittels dieses Apparats, der den oberen Schichten 
der Bauernschaft, der kleinen Handwerker, Händler u. a. 
verhältnismäßig bequeme, ruhige und ehrenvolle Pöstchen 
verschafft, die deren Inhaber über das Volk erheben. Man 
betrachte, was in Rußland während des halben Jahres nach 
dem 27. Februar 1917 vor sich gegangen ist: Beamtenstellen, 
die früher vorzugsweise den Schwarzhundertern zufielen, 
sind zum Beuteobjekt der Kadetten, Menschewiki und So­
zialrevolutionäre geworden. An irgendwelche ernste Refor­
men dachte man im Grunde genommen nicht, man war be­
müht, sie „bis zur Konstituierenden Versammlung“ hinaus­
zuschieben — die Einberufung der Konstituierenden Ver­
sammlung aber so sachte bis zum Kriegsende zu verschlep­
pen! Mit der Teilung der Beute, mit der Besetzung der 
Posten der Minister, der Vizeminister, der Generalgouver­
neure usw. usf. zögerte man dagegen nicht und wartete man 
auf keine Konstituierende Versammlung! Das Spiel mit den 
verschiedenen Kombinationen bei der Bildung der Regierun­
gen war im Grunde lediglich der Ausdruck dieser Teilung 
und Neuverteilung der '„Beute“, die sowohl oben als auch 
unten, im ganzen Lande, in der ganzen zentralen und loka­
len Verwaltung vor sich geht. Das Ergebnis, das objektive 
Ergebnis des halben Jahres vom 27. Februar bis zum 27. 
August 1917 steht fest: Die Reformen sind zurückgestellt, 
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die Verteilung der Beamtenpöstchen hat stattgefunden, und 
die „Fehler“ in der Verteilung wurden durch einige Neu­
verteilungen wiedergutgemacht.

Doch je mehr im Beamtenapparat „Neuverteilungen“ der 
Posten unter die verschiedenen bürgerlichen und kleinbür­
gerlichen Parteien (unter die Kadetten, Sozialrevolutionäre 
und Menschewiki,, wenn man das russische Beispiel nimmt) 
stattfinden, um so klarer wird den unterdrückten Klassen 
und dem Proletariat an ihrer Spitze ihre unversöhnliche 
Feindschaft gegenüber der ganzen bürgerlichen Gesell­
schaft. Hieraus ergibt sich für alle bürgerlichen Parteien, 
selbst für die demokratischsten und darunter für die „revo­
lutionär-demokratischen“, die Notwendigkeit, die Repres­
salien gegen das revolutionäre Proletariat zu verschärfen, den 
Repressionsapparat, d. h. diese selbe Staatsmaschinerie zu 
verstärken. Dieser Gang der Ereignisse zwingt die Revolu­
tion, „alle ihre Kräfte der Zerstörung zu konzentrieren“ ge­
gen die Staatsgewalt, zwingt sie, sich nicht die Verbesserung 
der Staatsmaschinerie, sondern ihre Zerstörung, ihre Vernich­
tung zur Aufgabe zu machen.

Nicht logische Erwägungen, sondern die tatsächliche Ent­
wicklung der Ereignisse, die lebendige Erfahrung der Jahre 
1848—1851 haben dazu geführt, daß diese Aufgabe so gestellt 
wurde. Wie streng sich Marx an die der geschichtlichen Er­
fahrung zugrunde liegenden Tatsachen hält, geht daraus her­
vor, daß er 1852 noch nicht konkret die Frage stellt, wo­
durch die zu vernichtende Staatsmaschinerie zu ersetzen 
sei. Die Erfahrung gab damals noch keine Unterlagen für 
diese Frage, die von der Geschichte später, im Jahre 1871, 
auf die Tagesordnung gesetzt wurde. 1852 konnte man mit 
der Genauigkeit einer naturgeschichtlichen Beobachtung 
lediglich feststellen, daß die proletarische Revolution an die
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Aufgabe heran gekommen war, „alle ihre Kräfte der 
Zerstörung zu konzentrieren“ gegen die Staatsgewalt, an die 
Aufgabe, die Staatsmaschinerie „zu zerbrechen“.

Hier kann die Frage auf tauchen, ob eine Verallgemeine­
rung der Erfahrung, der Beobachtungen und Schlußfolge­
rungen von Marx, ob ihre Übertragung auf umfassendere 
Gebiete als das der Geschichte Frankreichs während der 
drei Jahre 1848—1851 richtig ist. Zur Untersuchung dieser 
Frage erinnern wir zunächst an eine Bemerkung von Engels 
und gehen dann zu den Tatsachen über.

„Frankreich“, schrieb Engels in der Vorrede zur 
dritten Auflage des „achtzehnten Brumaire“, „ist das 
Land, wo die geschichtlichen Klassenkämpfe mehr als 
anderswo jedesmal bis zur Entscheidung durchgefochten 
wurden, wo also auch die wechselnden politischen For­
men, innerhalb deren sie sich bewegen und in denen 
ihre Resultate sich zusammenfassen, in den schärfsten 
Umrissen ausgeprägt sind. Mittelpunkt des Feudalis­
mus im Mittelalter, Musterland der einheitlichen ständi­
schen Monarchie seit der Renaissance, hat Frankreich 
in der großen Revolution den Feudalismus zertrümmert 
und die reine Herrschaft der Bourgeoisie begründet in 
einer Klassizität wie kein anderes europäisches Land. 
Und auch der Kampf des aufstrebenden Proletariats 
gegen die herrschende Bourgeoisie tritt hier in einer, 
anderswo unbekannten, akuten Form auf.“ (S. 4 der 
Auflage von 1907.)

Die letzte Bemerkung ist veraltet, da seit 1871 im revolu­
tionären Kampf des französischen Proletariats eine Unter­
brechung eingetreten ist, obgleich diese Unterbrechung, wie 
lange sie auch dauern möge, keineswegs die Möglichkeit aus­
schließt, daß sich Frankreich in der kommenden proletari-
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sehen Revolution als das klassische Land des Klassenkampfes 
bis zur Entscheidung erweisen wird.

Werfen wir jedoch einen allgemeinen Blick auf die Ge­
schichte der fortgeschrittenen Länder am Ausgang des 19. 
und zu Beginn des 20. Jahrhunderts. Wir sehen, daß sich 
langsamer, vielgestaltiger und auf viel weiterem Schauplatz 
der gleiche Prozeß abspielte: einerseits der Ausbau der „par­
lamentarischen Macht“ sowohl in den republikanischen Län­
dern (Frankreich, Amerika, Schweiz) als auch in den mon­
archistischen (England, bis zu einem gewissen Grade Deutsch­
land, Italien, die skandinavischen Länder usw.), ander­
seits der Kampf um die Macht zwischen den verschiedenen 
bürgerlichen und kleinbürgerlichen Parteien, die bei unver­
änderter Grundlage der bürgerlichen Ordnung die „Beute“, 
die Beamtenpöstchen aufteilten und neu verteilten, und 
schließlich die Vervollkommnung und Festigung der „Exe­
kutivgewalt“, ihres Beamten- und Militärapparats.

Es unterliegt keinem Zweifel, daß dies gemeinsame Züge 
der ganzen neueren Entwicklung der kapitalistischen Staaten 
überhaupt sind. Frankreich zeigte in den drei Jahren 1848— 
1851 in rascher, ausgeprägter, konzentrierter Form dieselben 
Entwicklungsprozesse, die der ganzen kapitalistischen Welt 
eigen sind.

Insbesondere aber weist der Imperialismus, weist die 
Epoche des Bankkapitals, die Epoche der gigantischen kapi­
talistischen Monopole, die Epoche des Hinüberwachsens des 
monopolistischen Kapitalismus in den staatsmonopolistischen 
Kapitalismus, eine ungewöhnliche Stärkung der „Staatsma­
schinerie“ auf, ein unerhörtes Anwachsen ihres Beamten- 
und Militärapparats in Verbindung mit verstärkten Repres­
salien gegen das Proletariat sowohl in den monarchistischen 
als auch in den freiesten, republikanischen Ländern.
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Die Weltgeschichte führt jetzt zweifellos in ungleich 
größerem Ausmaß, als das 1852 der Fall war, zur „Konzen­
trierung aller Kräfte“ der proletarischen Revolution auf die 
„Zerstörung“ der Staatsmaschinerie.

Was das Proletariat an ihre Stelle setzen wird, darüber 
hat die Pariser Kommune höchst lehrreiches Material ge­
liefert.

3. MARX’ FRAGESTELLUNG IM JAHRE 1852*

Im Jahre 1907 veröffentlichte Mehring in der „Neuen 
Zeit“11 (XXV, 2, S. 164) Auszüge aus einem Brief von Marx 
an Weydemeyer vom 5. März 1852. In diesem Brief findet 
sich unter anderem folgende bemerkenswerte Betrachtung:

„Was mich nun betrifft, so gebührt mir nicht das 
Verdienst, weder die Existenz der Klassen in der mo­
dernen Gesellschaft noch ihren Kampf unter sich ent­
deckt zu haben. Bürgerliche Geschichtsschreiber hat­
ten längst vor mir die historische Entwicklung dieses 
Kampfes der Klassen und bürgerliche Ökonomen die 
ökonomische Anatomie derselben dargestellt. Was ich 
neu tat, war 1. nachweisen, daß die Existenz der Klas­
sen bloß an bestimmte historische Entwicklungsphasen 
der Produktion gebunden ist; 2. daß der Klassenkampf 
notwendig zur Diktatur des Proletariats führt; 3. daß 
diese Diktatur selbst nur den Übergang zur Aufhebung 
aller Klassen und zu einer klassenlosen Gesellschaft 
bildet.“12

* In der zweiten Auflage hinzugefügt,
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In diesen Worten ist es Marx gelungen, mit erstaunlicher 
Prägnanz erstens den Haupt- und Grundunterschied seiner 
Lehre von der Lehre der führenden und tiefsten Denker der 
Bourgeoisie und zweitens das Wesen seiner Lehre vom Staat 
zum Ausdruck zu bringen.

Das Wesentliche der Lehre von Marx sei der Klassen­
kampf. Das wird sehr oft gesagt und geschrieben. Doch 
das ist unrichtig, und aus dieser Unrichtigkeit ergibt sich auf 
Schritt und Tritt eine opportunistische Entstellung des 
Marxismus, seine Verfälschung in einem Geiste, der ihn für 
die Bourgeoisie annehmbar macht. Denn die Lehre vom 
Klassenkampf ist nicht von Marx, sondern vor ihm von der 
Bourgeoisie geschaffen worden und ist, allgemein gesprochen, 
für die Bourgeoisie annehmbar. Wer nur den Klassenkampf 
anerkennt, ist noch kein Marxist, er kann noch in den Gren­
zen bürgerlichen Denkens und bürgerlicher Politik geblieben 
sein. Den Marxismus auf die Lehre vom Klassenkampf 
beschränken heißt den Marxismus stutzen, ihn entstellen, ihn 
auf das reduzieren, was für die Bourgeoisie annehmbar ist. 
Ein Marxist ist nur, wer die Anerkennung des Klassen­
kampfes auf die Anerkennung der Diktatur des Proletariats 
erstreckt. Hierin besteht der tiefste Unterschied des Mar­
xisten vom durchschnittlichen I<lein-(und auch Groß-)Bour- 
geois. Das muß der Prüfstein für das wirkliche Verstehen 
und Anerkennen des Marxismus sein. Und es ist nicht ver­
wunderlich, daß, als die Geschichte Europas praktisch die 
Arbeiterklasse vor diese Frage stellte, nicht nur alle Oppor­
tunisten und Reformisten, sondern auch alle „Kautskyaner“ 
(Leute, die zwischen Reformismus und Marxismus pendeln) 
sich als erbärmliche Philister und kleinbürgerliche Demokra­
ten erwiesen, die die {Diktatur des Proletariats ablehnen. 
Kautskys Broschüre „Die Diktatur des Proletariats“, die im
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August 1918, d. h. lange nach der ersten Auflage des vorlie­
genden Buches, erschien, ist ein Musterstück kleinbürger­
licher Entstellung des Marxismus, der niederträchtigen Ver­
leugnung des Marxismus in der Tat, bei heuchlerischer 
Anerkennung des Marxismus in Worten (siehe meine Bro­
schüre „Die proletarische Revolution und der Renegat Kauts­
ky“, Petrograd und Moskau 1918). (

Der heutige Opportunismus, verkörpert in der Person 
seines Hauptvertreters, des früheren Marxisten IC. Kautsky, 
fällt voll und ganz unter die angeführte Marxsche Charakteri­
stik der bürgerlichen Haltung, denn dieser Opportunismus 
beschränkt das Gebiet der Anerkennung des Klassenkampfes 
auf das Gebiet bürgerlicher Verhältnisse. (Und innerhalb 
dieses Gebiets, im Rahmen dieses Gebiets, wird es kein 
einziger gebildeter Liberaler ablehnen, den Klassenkampf 
„prinzipiell“ anzuerkennen 1) Der Opportunismus macht in 
der Anerkennung des Klassenkampfes getade vor der Haupt­
sache halt, vor der Periode des Übergang? vom Kapitalismus 
zum Kommunismus, vor der Periode des Sturzes der Bour­
geoisie und ihrer völligen Vernichtung, In Wirklichkeit ist 
diese Periode unvermeidlich eine Periode unerhört erbitter­
ten Klassenkampfes, unerhört scharfer Formen dieses 
Kampfes, und folglich muß auch der Staat dieser Periode 
unvermeidlich auf neue Art demokratisch (für die Proletarier 
und überhaupt für die Besitzlosen) und auf neue Art dikta­
torisch (gegen die Bourgeoisie) sein.

Weiter. Das Wesen der Marxschen Lehre vom Staat hat 
nur erfaßt, wer begriffen hat, daß die Diktatur einer Klasse 
nicht nur schlechthin für jede Klassengesellschaft notwendig 
ist, nicht nur für das Proletariat, das die Bourgeoisie ge­
stürzt hat, sondern auch für die ganze historische Periode, 
die den Kapitalismus von der „klassenlosen Gesellschaft“,
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vom Kommunismus, trennt. Die Formen der bürgerlichen 
Staaten sind außerordentlich mannigfaltig, ihr Wesen ist 
aber ein und dasselbe: Alle diese Staaten sind so oder so, 
aber in letzter Konsequenz unbedingt eine Diktatur der 
Bourgeoisie. Der Übergang vom Kapitalismus zum Kom­
munismus muß natürlich eine ungeheure Fülle und Mannig­
faltigkeit der politischen Formen hervorbringen, aber das 
Wesentliche wird dabei unbedingt das eine sein: die Dikta­
tur des Proletariats.

IH. KAPITEL
STAAT UND REVOLUTION 

DIE ERFAHRUNGEN DER PARISER KOMMUNE 
VOM JAHRE 1871. DIE ANALYSE VON MARX

1. WORIN BESTAND DER HEROISMUS DES VERSUCHS 
DER KOMMUNARDEN ?

Es ist bekannt, daß Marx einige Monate vor der Kom­
mune, im Herbst 1870, die Pariser Arbeiter warnte und nach­
wies, daß der Versuch, die Regierung zu stürzen, eine ver­
zweifelte Torheit wäre. Als aber im März 1871 den Arbei­
tern der Entscheidungskampf aufgezwungen wurde und sie 
ihn aufnahmen, als der Aufstand zur Tatsache geworden 
war, begrüßte Marx, trotz der schlimmen Vorzeichen, die pro­
letarische Revolution mit der größten Begeisterung. Marx 
versteifte sich nicht auf eine pedantische Verurteilung der 
„unzeitgemäßen“ Bewegung, wie das der zu trauriger Be­
rühmtheit gelangte russische Renegat des Marxismus, Plecha-
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now, tat, der im November 1905 so schrieb, daß er die Ar­
beiter und Bauern zum Kampf ermunterte, nach dem De­
zember 1905 aber wie ein Liberaler zeterte: „Man hätte nicht 
zu den Waffen greifen sollen.“

Marx begnügte sich jedoch nicht damit, dem Heroismus 
der, wie er sich ausdrückte, „himmelstürmenden“ Kom­
munarden Begeisterung zu zollen. Er sah in der revolu­
tionären Massenbewegung, obwohl sie ihr Ziel nicht erreichte, 
einen historischen Versuch von ungeheurer Tragweite, einen 
gewissen Schritt vorwärts in der proletarischen Weltrevolu­
tion, einen praktischen Schritt, der wichtiger ist als Hun­
derte von Programmen und Auseinandersetzungen. Diesen 
Versuch zu analysieren, aus ihm Lehren für die Taktik zu 
ziehen, auf Grund dieses Versuchs seine eigene Theorie zu 
überprüfen — das war die Aufgabe, die sich Marx stellte.

Die einzige „Korrektur“, die Marx am „Kommunistischen 
Manifest“ vorzunehmen für notwendig erachtete, machte er 
auf Grund der revolutionären Erfahrungen der Pariser Kom­
munarden.

Die letzte Vorrede zur neuen deutschen Auflage des 
„Kommunistischen Manifests“, die von seinen beiden Ver­
fassern unterzeichnet ist, datiert vom 24. Juni 1872. In dieser 
Vorrede erklären die Verfasser, Karl Marx und Friedrich 
Engels, daß das Programm des Kommunistischen Manifests 
„heute stellenweise veraltet“ sei.

„'Namentlich", fahren sie fort, „hat die Kommune den 
Beweis geliefert, daß ,die Arbeiterklasse nicht die fertige 
Staatsmaschine einfach in Besitz nehmen und sie für 
ihre eignen Zwecke in Bewegung setzen kann',“13

Die in einfache Anführungszeichen gesetzten Worte dieses 
Zitats haben seine Verfasser der Marxschen Schrift „Der 
Bürgerkrieg in Frankreich“ entnommen.
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Somit maßen Marx und Engels der einen Haupt- und 
Grundlehre der Pariser Kommune eine so ungeheure Bedeu­
tung bei, daß sie sie als wesentliche Korrektur zum „Kom­
munistischen Manifest“ hinzufügten.

Es ist überaus bezeichnend, daß gerade diese wesentliche 
Korrektur von den Opportunisten entstellt worden ist und 
daß ihr eigentlicher Sinn sicherlich neun von zehn, wenn 
nicht gar neunundneunzig von hundert Lesern des „Kom­
munistischen Manifests“ unbekannt ist. Ausführlicher spre­
chen wir von dieser Entstellung weiter unten in dem Kapitel, 
das sich speziell mit den Entstellungen befaßt. Vorläufig 
mag der Hinweis genügen, daß die landläufige, vulgäre 
„Auffassung“ des von uns zitierten berühmten Ausspruchs 
von Marx darin besteht, daß Marx hier angeblich die Idee 
der allmählichen Entwicklung im Gegensatz zur Ergreifung 
der Macht unterstreiche und dergleichen mehr.

In Wirklichkeit ist es gerade umgekehrt. Der 
Marxsche Gedanke besteht darin, daß die Arbeiterklasse 
„die fertige Staatsmaschine“ zerschlagen, zer­
brechen muß und sich nicht einfach auf ihre Besitzer­
greifung beschränken darf.

Am 12. April 1871, d. h. gerade während der Kommune, 
schrieb Marx an Kugelmann:

„Wenn Du das letzte Kapitel meines achtzehnten 
Brumaire1 nachsiehst, wirst Du finden, daß ich als näch­
sten Versuch der französischen Revolution ausspreche, 
nicht mehr wie bisher die bürokratisch-militärische Ma­
schinerie aus einer Hand in die andere zu übertragen, 
sondern sie zu zerbreche n" (hervorgehoben von 
Marx), „und dies ist die Vorbedingung jeder wirklichen 
Volksrevolution auf dem Kontinent. Dies ist auch der 
Versuch unserer heroischen Pariser Parteigenossen.“
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(S. 709, „Neue Zeit“, XX, 1, 1901/02.)14 (Die Briefe 
von Marx an Kugelmann sind in russischer Sprache in 
mindestens zwei Ausgaben erschienen, eine davon un­
ter meiner Redaktion und mit einem Vorwort von 
mir.)15

In diesen Worten: „die bürokratisch-militärische Maschi­
nerie zu zerbrechen“, ist, kurz ausgedrückt, die Hauptlehre 
des Marxismus von den Aufgaben des Proletariats in der 
Revolution gegenüber dem Staat enthalten. Und gerade 
diese Lehre ist nicht nur völlig vergessen, sondern durch die 
herrschende, kautskyanische „Auslegung“ des Marxismus ge­
radezu entstellt worden!

Was den Hinweis von Marx auf den „achtzehnten Bru- 
maire“ anbelangt, so haben wir die betreffende Stelle weiter 
oben vollständig zitiert.

Es ist von Interesse, zwei Stellen aus der angeführten 
Betrachtung von Marx besonders hervorzuheben. Erstens 
beschränkt er seine Schlußfolgerung auf den Kontinent. Das 
war 1871 verständlich, als England noch das Muster eines 
rein kapitalistischen Landes war, aber eines Landes ohne 
Militarismus und in hohem Grade ohne Bürokratie. Marx 
schloß daher England aus, wo eine Revolution und selbst 
eine Volksrevolution ohne die Vorbedingung der Zerstörung 
der „fertigen Staatsmaschine“ damals möglich zu sein schien 
und möglich war.

Jetzt, im Jahre 19x7, in der Epoche des ersten großen im­
perialistischen Krieges, fällt diese Einschränkung von Marx 
fort. Sowohl England als auch Amerika, die im Sinne des 
Nichtvorhandenseins von Militarismus und Bürokratismus 
größten und letzten Vertreter angelsächsischer „Freiheit“ in 
der ganzen Welt, sind vollständig in den allgemeinen euro­
päischen, schmutzigen, blutigen Sumpf der bürokratisch­
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militärischen Institutionen hinabgesunken, die sich alles un­
terordnen, die alles erdrücken. Jetzt bildet sowohl für 
England als auch für Amerika das Zerbrechen, das 
Zerstören der „fertigen Staatsmaschine“ (die dort in 
den Jahren 1914—1917 die „europäische“, allgemein-imperiali­
stische Vollkommenheit erreicht hat) die „Vorbedingung je­
der wirklichen Volksrevolution“.

Zweitens verdient die außerordentlich tiefe Bemerkung 
von Marx besondere Beachtung, daß die Zerstörung der 
bürokratisch-militärischen Staatsmaschinerie „die Vorbedin­
gung jeder wirklichen Vo/Arrevolution“ ist. Dieser Begriff 
der „Volks“revolution mutet im Munde von Marx sonderbar 
an, und die russischen Plechanowleute und Menschewiki, 
diese Nachfolger Struves, die als Marxisten gelten möchten, 
könnten am Ende diesen Ausdruck von Marx als „falschen 
Zungenschlag“ hinstellen. Sie haben den Marxismus zu 
einem so armselig-liberalen Zerrbild herabgewürdigt, daß für 
sie außer der Gegenüberstellung von bürgerlicher und pro­
letarischer Revolution nichts anderes existiert, und selbst 
diese Gegenüberstellung wird von ihnen unglaublich starr 
aufgefaßt.

Nimmt man als Beispiel die Revolutionen des 20. Jahr­
hunderts, so wird man natürlich sowohl die portugiesische 
als auch die türkische Revolution als bürgerliche auffassen 
müssen. Aber weder die eine noch die andere ist eine 
„Volks“revolution, denn die Volksmasse, die ungeheure 
Mehrheit des Volkes, ist weder in der einen noch in der 
anderen Revolution aktiv, selbständig, mit ihren eigenen 
wirtschaftlichen und politischen Forderungen sichtbar her­
vorgetreten. Dagegen war die russische bürgerliche Revolu­
tion von 1905 bis 1907, obgleich ihr so „glänzende“ Erfolge 
versagt blieben, wie sie zeitweilig der portugiesischen und
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der türkischen Revolution beschieden waren, zweifellos eine 
„wirkliche Volks“revolution, denn die Masse des Volkes, 
seine Mehrheit, die „untersten“ Gesellschaftsschichten, zer­
mürbt durch Unterjochung und Ausbeutung, erhoben sich 
selbständig und drückten dem ganzen Verlauf der Revolution 
den Stempel ihrer Forderungen auf, ihrer Versuche, auf 
eigene Art eine neue Gesellschaft an Stelle der zu zerstören­
den alten aufzubauen.

Auf dem europäischen Kontinent bildete 1871 das Prole­
tariat in keinem Lande die Mehrheit des Volkes. Eine 
„Volks“revolution, die tatsächlich die Mehrheit des Volkes 
in die Bewegung einbezieht, konnte nur dann eine solche 
sein, wenn sie sowohl das Proletariat als auch die Bauern­
schaft erfaßte. Diese beiden Klassen bildeten damals eben 
das „Volk“. Beide Klassen sind dadurch vereint, daß die 
„bürokratisch-militärische Staatsmaschinerie“ sie knechtet, 
bedrückt und ausbeutet. Diese Maschinerie zu zerschlagen, 
sie zu zerbrechen — das verlangt das wirkliche Interesse des 
„Volkes“, seiner Mehrheit, der Arbeiter und der Mehrzahl 
der Bauern, das ist die „Vorbedingung“ für ein freies Bünd­
nis der armen Bauern mit den Proletariern, ohne dieses 
Bündnis aber ist die Demokratie nicht von Dauer und die 
sozialistische Umgestaltung unmöglich.

Zu einem solchen Bündnis bahnte sich bekanntlich denn 
auch die Pariser Kommune den Weg, die aus einer Anzahl 
innerer und äußerer Gründe ihr Ziel nicht erreichte.

Folglich hat Marx, als er von einer „wirklichen Volksrevo­
lution“ sprach, ohne die Eigentümlichkeiten des Kleinbür­
gertums im geringsten zu vergessen (er sprach viel und oft 
davon), das tatsächliche Kräfteverhältnis der Klassen in den 
meisten Staaten des europäischen Kontinents im Jahre 1871 
ganz genau berücksichtigt. Anderseits aber konstatierte er,
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daß das „Zerschlagen“ der Staatsmaschinerie im Interesse so­
wohl der Arbeiter als auch der Bauern notwendig ist, sie 
einigt, sie vor die gemeinsame Aufgabe stellt, den „Schma­
rotzer“ zu beseitigen und ihn durch etwas Neues zu ersetzen.

Und zwar wodurch?

2. WODURCH IST DIE ZERSCHLAGENE 
STAATSMASCHINERIE ZU ERSETZEN ?

Auf diese Frage gab Marx 1847 im „Kommunistischen Ma­
nifest“ eine noch völlig abstrakte Antwort, richtiger: eine 
Antwort, die die Aufgaben, nicht aber die Methoden ihrer 
Lösung zeigte. Sie ist zu ersetzen durch die „Organisation 
des Proletariats als herrschende Klasse“, durch die „Erkämp- 
fung der Demokratie“ — das war die Antwort des „Kom­
munistischen Manifests“.

Ohne sich auf Utopien einzulassen, erwartete Marx von 
den Erfahrungen der Massenbewegung eine Antwort auf die 
Frage, welche konkreten Formen diese Organisation des 
Proletariats als herrschende Klasse annehmen wird, in wel­
cher Weise sich diese Organisation vereinen lassen wird mit 
der möglichst vollständigen und folgerichtigen „Erkämpfung 
der Demokratie".

Die Erfahrungen der Kommune, so gering sie auch waren, 
unterzieht Marx in seinem „Bürgerkrieg in Frankreich“ der 
genauesten Analyse. Wir führen hier die wichtigsten Stellen 
aus dieser Schrift an:

Im 19. Jahrhundert entwickelte sich die aus dem Mit­
telalter stammende . . zentralisierte Staatsmacht, mit 
ihren allgegenwärtigen Organen — stehende Armee, Po­
lizei, Bürokratie, Geistlichkeit, Richterstand . . Mit
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der Entwicklung des Klassengegensatzes zwischen Ka­
pital und Arbeit „. . . erhielt die Staatsmacht mehr 
und mehr den Charakter einer öffentlichen Gewalt zur 
Unterdrückung der Arbeiterklasse, einer Maschine der 
Klassenherrschaft. Nach jeder Revolution, die einen 
Fortschritt des Klassenkampfs bezeichnet, tritt der rein 
unterdrückende Charakter der Staatsmacht offner und 
offner hervor.“ Die Staatsmacht wird nach der Revolu­
tion von 1848/1849 „. . . das nationale Kriegswerkzeug 
des Kapitals gegen die Arbeit“. Das zweite Kaiserreich 
festigt dieses.

„Der gerade Gegensatz des Kaisertums war die Kom­
mune.“ „Die Kommune war die bestimmte Form . . .“ 
„. . . einer Republik, die nicht nur die monarchische 
Form der Klassenherrschaft beseitigen sollte, sondern 
die Klassenherrschaft selbst.“

Worin bestand nun diese „bestimmte“ Form der proletari­
schen, sozialistischen Republik? Wie war der Staat be­
schaffen, den sie aufzubauen begonnen hatte?

„Das erste Dekret der Kommune war . . . die Unter­
drückung des stehenden Heeres und seine Ersetzung 
durch das bewaffnete Volk.“

Diese Forderung steht heute in den Programmen aller 
Parteien, die als sozialistische gelten wollen. Aber was ihre 
Programme wert sind, erkennt man am besten aus dem Ver­
halten unserer Sozialrevolutionäre und Menschewiki, die 
gerade nach der Revolution vom 27. Februar auf die Ver­
wirklichung dieser Forderung in der Praxis verzichtet haben! 

„Die Kommune bildete sich aus den durch allgemeines
Stimmrecht in den verschiedenen Bezirken von Paris ge­
wählten Stadträten. Sie waren verantwortlich und je­
derzeit absetzbar. Ihre Mehrzahl bestand selbstredend
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aus Arbeitern oder anerkannten Vertretern der Arbeiter­
klasse . . .

Die Polizei, bisher das Werkzeug der Staatsregierung, 
wurde sofort aller ihrer politischen Eigenschaften ent­
kleidet und in das verantwortliche und jederzeit ab­
setzbare Werkzeug der Kommune verwandelt. Ebenso 
die Beamten aller andern Verwaltungszweige. Von den 
Mitgliedern der Kommune an abwärts, mußte der öf­
fentliche Dienst für Arbeiterlohn besorgt werden. Die 
erworbnen Anrechte und die Repräsentationsgelder der 
hohen Staatswürdenträger verschwanden mit diesen 
Würdenträgern selbst . . . Das stehende Heer und die 
Polizei, die Werkzeuge der materiellen Macht der alten 
Regierung einmal beseitigt, ging die Kommune sofort 
darauf aus, das geistliche Unterdrückungswerkzeug, die 
Pfaffenmacht, zu brechen . . . Die richterlichen Beam­
ten verloren jene scheinbare Unabhängigkeit, ... sie 
sollten . . . fernerhin gewählt, verantwortlich und ab­
setzbar sein.“16

Die zerschlagene Staatsmaschinerie wurde also von der 
Kommune scheinbar „nur“ durch eine vollständigere Demo­
kratie ersetzt: Beseitigung des stehenden Heeres, vollkom­
mene Wählbarkeit und Absetzbarkeit aller Amtspersonen. In 
Wirklichkeit jedoch bedeutet dieses „nur“, daß im riesigen 
Ausmaß die einen Institutionen durch Institutionen prinzipiell 
anderer Art ersetzt wurden. Hier ist gerade einer der Fälle 
des „Umschlagens von Quantität in Qualität“ wahrzu­
nehmen: Die mit dieser denkbar größten Vollständigkeit und 
Folgerichtigkeit durchgeführte Demokratie verwandelt sich 
aus der bürgerlichen Demokratie in die proletarische, aus 
dem Staat (=einer besonderen Gewalt zur Unterdrückung
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einer bestimmten Klasse) in etwas, was eigentlich kein Staat 
mehr ist.

Es ist immer noch notwendig, die Bourgeoisie und ihren 
Widerstand niederzuhalten. Für die Kommune war das ganz 
besonders notwendig, und eine der Ursachen ihrer Nieder­
lage bestand darin, daß sie das nicht entschlossen genug 
getan hat. Aber das unterdrückende Organ ist hier schon 
die Mehrheit und nicht, wie dies bisher immer, sei es unter 
der Sklaverei, der Leibeigenschaft oder der Lohnsklaverei 
der Fall war, die Minderheit der Bevölkerung. Wenn aber 
die Mehrheit des Volkes selbst ihre Bedrücker unterdrückt, 
so ist eine „besondre Repressionsgewalt“ schon nicht 
mehr nö ti g! In diesem Sinne beginnt der Staat abzu­
sterben. An Stelle besonderer Institutionen einer bevorzugten 
Minderheit (privilegiertes Beamtentum, Offizierskorps des 
stehenden Heeres) kann das die Mehrheit selbst unmittelbar 
besorgen, und je größeren Anteil das gesamte Volk an der 
Ausübung der Funktionen der Staatsmacht hat, um so we­
niger bedarf es dieser Macht.

Besonders bemerkenswert ist in dieser Beziehung eine von 
Marx hervorgehobene Maßnahme der Kommune: die Besei­
tigung der Repräsentationsgelder jeder Art, aller finanziellen 
Privilegien der Beamten, die Reduzierung der Gehälter aller 
Amtspersonen im Staat auf das Niveau des „Arbeiterlohnes". 
Hier gerade kommt am klarsten der Umschwung zum Aus­
druck — von der bürgerlichen Demokratie zur proletarischen, 
von der Unterdrückerdemokratie zur Demokratie der unter­
drückten Klassen, vom Staat als „besondrer Gewalt" zur 
Niederhaltung einer bestimmten Klasse, zur Niederhaltung 
der Unterdrücker durch die allgemeine Gewalt der Mehrheit 
des Volkes, der Arbeiter und Bauern. Und gerade in diesem, 
besonders anschaulichen und was den Staat betrifft, wohl 
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wichtigsten Punkt hat man die Marxschen Lehren am gründ­
lichsten vergessen! In den populären Kommentaren, deren 
Zahl Legion ist, wird davon nicht gesprochen. Es ist „üblich“, 
darüber zu schweigen, als handelte es sich um eine überlebte 
„Naivität“, ungefähr so, wie die Christen die „Naivitäten“ 
des Urchristentums mit seinem demokratisch-revolutionären 
Geiste „vergaßen“, nachdem das Christentum zur Staatsre­
ligion erhoben worden war.

Die Herabsetzung der Gehälter der höheren Staatsbeamten 
erscheint „einfach“ als Forderung eines naiven, primitiven 
Demokratismus. Einer der „Begründer“ des neuesten Op­
portunismus, der frühere Sozialdemokrat Eduard Bernstein, 
übte sich wiederholt im Nachplappern der trivialen bürger­
lichen Spötteleien über den „primitiven“ Demokratismus. 
Wie alle Opportunisten, wie auch die jetzigen Kautskyaner, 
hat er absolut nicht begriffen, erstens, daß der Übergang vom 
Kapitalismus zum Sozialismus ohne eine gewisse „Rückkehr“ 
zu „primitivem“ Demokratismus unmöglich ist (wie soll denn 
sonst der Übergang zur Ausübung der staatlichen Funktionen 
durch die Mehrheit der Bevölkerung, ja durch die ganze Be­
völkerung ohne Ausnahme erfolgen?), und zweitens, daß „pri­
mitiver Demokratismus“ auf der Basis des Kapitalismus und 
der kapitalistischen Kultur etwas anderes ist als der primitive 
Demokratismus der Urzeit oder der vorkapitalistischen Zeit. 
Die kapitalistische Kultur hat die Großproduktion, hat Fa­
briken, Eisenbahnen, Post, Telefon u. a. geschaffen, und auf 
dieser Basis sind die meisten Funktionen der alten „Staats­
macht“ so vereinfacht worden und können auf so einfache 
Operationen der Registrierung, Buchung und Kontrolle zu­
rückgeführt werden, daß diese Funktionen alle Leute, die des 
Lesens und Schreibens kundig sind, ausüben können, so daß 
man sie für gewöhnlichen „Arbeiterlohn“ wird leisten und
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ihnen jeden Schimmer eines Vorrechts, eines „Vorgesetzten­
rechts“ wird nehmen können (und müssen).

Die uneingeschränkte Wählbarkeit und die jederzeitige 
Absetzbarkeit ausnahmslos aller beamteten Personen, die 
Reduzierung ihrer Gehälter auf den gewöhnlichen „Arbeiter­
lohn“, diese einfachen und „selbstverständlichen“ demokra­
tischen Maßnahmen, bei denen sich die Interessen der Ar­
beiter völlig mit denen der Mehrheit der Bauern decken, 
dienen gleichzeitig als Brücke, die vom Kapitalismus zum 
Sozialismus führt. Diese Maßnahmen betreffen die staat­
liche, rein politische Umgestaltung der Gesellschaft, aber sie 
bekommen vollen Sinn und Bedeutung selbstverständlich erst 
im Zusammenhang mit der in Verwirklichung oder Vorberei­
tung begriffenen „Expropriation der Expropriateure“, d. h. 
mit dem Übergang des kapitalistischen Privateigentums an 
den Produktionsmitteln in gesellschaftliches -Eigentum.

„Die Kommune“, schrieb Marx, „machte das Stich­
wort aller Bourgeoisrevolutionen — wohlfeile Regierung — 
zur Wahrheit, indem sie die beiden größten Ausgabe­
quellen, die Armee und das Beamtentum, aufhob.“

Aus der Bauernschaft wie auch aus den anderen Schichten 
des Kleinbürgertums gelangt nur eine geringfügige Minder­
heit „nach oben“, „bringt es zu etwas“ im bürgerlichen Sinne, 
d. h. wird entweder zu wohlhabenden Leuten, zu Bourgeois, 
oder zu gut versorgten, privilegierten Beamten. Die gewal­
tige Mehrheit der Bauernschaft wird in jedem kapitalistischen 
Land, in dem es überhaupt Bauern gibt (was in den meisten 
kapitalistischen Ländern der Fall ist), von der Regierung 
unterdrückt und sehnt deren Sturz, sehnt eine „wohlfeile“ 
Regierung herbei. Verwirklichen kann das nur das Prole­
tariat, und indem es das verwirklicht, macht es zugleich 
einen Schritt zur sozialistischen Umgestaltung des Staates.
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3. AUFHEBUNG DES PARLAMENTARISMUS

„Die Kommune", schrieb Marx, „sollte nicht eine 
parlamentarische, sondern eine arbeitende Körperschaft 
sein, vollziehend und gesetzgebend zu gleicher Zeit . . .

Statt einmal in drei oder sechs Jahren zu entscheiden, 
welches Mitglied der herrschenden Klasse das Volk im 
Parlament ver- und zertreten soll, sollte das allgemeine 
Stimmrecht dem in Kommunen konstituierten Volk 
dienen, wie das individuelle Stimmrecht jedem andern 
Arbeitgeber dazu dient, Arbeiter, Aufseher und Buch­
halter in seinem Geschäft auszusuchen.“

Diese bemerkenswerte Kritik am Parlamentarismus, die 
aus dem Jahre 1871 stammt, gehört jetzt infolge des herr­
schenden Sozialchauvinismus und Opportunismus ebenfalls zu 
den „vergessenen Worten“ des Marxismus. Die Minister und 
Berufsparlamentarier, die Verräter am Proletariat und „Ge- 
schäfts“sozialisten unserer Tage überließen die Kritik am 
Parlamentarismus gänzlich den Anarchisten und verschrien 
aus diesem erstaunlich klugen Grunde jede Kritik am Parla­
mentarismus als „Anarchismus“!! Es ist durchaus nicht ver­
wunderlich, daß das Proletariat der „fortgeschrittenen“ par­
lamentarischen Länder, angeekelt durch den Anblick solcher 
„Sozialisten“ wie der Scheidemann, David, Legien, Sembat, 
Renaudel, Henderson, Vandervelde, Stauning, Branting, 
Bissolati und Co., seine Sympathien immer öfter dem An­
archosyndikalismus zuwandte, obwohl dieser der leibliche 
Bruder des Opportunismus ist.

Doch für Marx war die revolutionäre Dialektik nie jenes 
leere Modewort, jene Kinderklapper, zu der sie Plechanow, 
Kautsky und andere gemacht haben. Marx verstand es, mit 
den Anarchisten rücksichtslos zu brechen, weil diese es nicht
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vermochten, auch nur den „Saustall“ des bürgerlichen Par­
lamentarismus auszunutzen, besonders in Zeiten, da offen­
sichtlich keine revolutionäre Situation vorhanden ist; gleich­
zeitig verstand er aber auch, eine wahrhaft revolutionär-pro­
letarische Kritik am Parlamentarismus zu üben.

Einmal in mehreren Jahren zu entscheiden, welches Mit­
glied der herrschenden Klasse das Volk im Parlament nieder- 
halten und zertreten soll — das ist das wirkliche Wesen des 
bürgerlichen Parlamentarismus, nicht nur in den parlamen­
tarisch-konstitutionellen Monarchien, sondern auch in den 
allerdemokratischsten Republiken.

Wirft man aber die Frage des Staates auf, betrachtet man 
den Parlamentarismus als eine der Institutionen des Staates 
unter dem Gesichtspunkt der Aufgaben des Proletariats auf 
diesem Gebiet, wo ist dann der Ausweg aus dem Parlamen­
tarismus? Wie soll man da ohne ihn auskommen?

Wieder und immer wieder muß man sagen: Die auf dem 
Studium der Kommune begründeten Marxschen Lehren sind 
so gründlich vergessen worden, daß dem heutigen „Sozial­
demokraten“ (lies: dem heutigen Verräter am Sozialismus) 
eine andere Kritik am Parlamentarismus als eine anarchisti­
sche oder reaktionäre einfach unverständlich ist.

Der Ausweg aus dem Parlamentarismus ist natürlich nicht 
in der Aufhebung der Vertretungskörperschaften und der 
Wählbarkeit zu suchen, sondern in der Umwandlung der 
Vertretungskörperschaften aus Schwatzbuden in „arbeiten­
de“ Körperschaften. „Die Kommune sollte nicht eine par­
lamentarische, sondern eine arbeitende Körperschaft sein, 
vollziehend und gesetzgebend zu gleicher Zeit.“

„Nicht eine parlamentarische, sondern eine arbeitende“ 
Körperschaft — das ist den modernen Parlamentariern 
und parlamentarischen „Schoßhündchen“ der Sozialdemokra-
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tie direkt ins Stammbuch geschrieben! Man sehe sich ein 
beliebiges parlamentarisch regiertes Land an, von Amerika 
bis zur Schweiz, von Frankreich bis England, Norwegen 
u. a.: die eigentlichen „Staats“geschäfte werden hinter den 
Kulissen abgewickelt und von den Departements, Kanzleien 
und Stäben verrichtet. In den Parlamenten wird nur ge­
schwatzt, speziell zu dem Zweck, das „niedere Volk“ hinters 
Licht zu führen. Das ist so wahr, daß sich selbst in der 
russischen Republik, in der bürgerlich-demokratischen Repu­
blik sofort, noch bevor sie Zeit fand, ein richtiges Parlament 
zu schaffen, alle diese Sünden des Parlamentarismus geltend 
machten. Solche Helden des modrigen Spießbürgertums wie 
die Skobelew und Zereteli, Tschernow und Awksentjew 
haben es zuwege gebracht, auch die Sowjets nach dem Vor­
bild des schäbigsten bürgerlichen Parlamentarismus zu ver­
sauen, sie in bloße Schwatzbuden zu verwandeln. In den 
Sowjets hauen die Herren „sozialistischen“ Minister die ver­
trauensseligen Bäuerlein mit Phrasen und Resolutionen übers 
Ohr. In der Regierung wird ein ewiger Tanz aufgeführt, 
einerseits, um der Reihe nach möglichst viele Sozialrevolu­
tionäre und Menschewiki „an die Krippe“ gut bezahlter und 
ehrenvoller Posten zu setzen, und anderseits, um die „Auf­
merksamkeit“ des Volkes „zu beschäftigen“. In den Kanz­
leien, in den Stäben wird inzwischen „Staats“arbeit „ge­
leistet“!

„Delo Naroda“, das Organ der an der Regierung betei­
ligten Partei der „Sozialrevolutionäre“, gestand kürzlich in 
einem redaktionellen Leitartikel mit der unnachahmlichen 
Offenherzigkeit der Menschen aus der „guten Gesellschaft“, 
in der „alle“ politische Prostitution treiben, daß selbst in den 
von (mit Verlaub zu sagen!) „Sozialisten“ geleiteten Mini­
sterien, daß selbst hier der gesamte Beamtenapparat im
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Grunde der alte bleibt, auf diese alte Weise funktioniert 
und jedes revolutionäre Beginnen ganz „frei“ sabotiert! Ja 
selbst wenn dieses Eingeständnis nicht vorläge, ist denn der 
tatsächliche Verlauf der Beteiligung der Sozialrevolutionäre 
und Menschewiki an der Regierung nicht Beweis genug? 
Bezeichnend ist hier nur, daß die Herren Tschernow, Russa- 
now, Sensinow und sonstigen Redakteure des „Delo Naro- 
da“, die sich in ministerieller Gemeinschaft mit den Kadetten 
befinden, dermaßen jede Scham verloren haben, daß sie sich 
nicht scheuen — als handle es sich um eine Bagatelle —, öf­
fentlich zu erzählen, ohne zu erröten, daß „bei ihnen“ in den 
Ministerien alles beim alten istll Revolutionär-demokrati­
sche Phrasen zur Betörung der einfältigen Bauern und büro­
kratische Verschleppung aller Angelegenheiten zur „Zufrie­
denstellung“ der Kapitalisten — das ist das Wesen der „ehr­
lichen“ Koalition.

Den korrupten und verfaulten Parlamentarismus der bürger­
lichen Gesellschaft ersetzt die Kommune durch Körperschaf­
ten, in denen die Freiheit des Urteils und der Beratung nicht 
in Betrug ausartet, denn die Parlamentarier müssen selbst 
arbeiten, selbst ihre Gesetze ausführen, selbst kontrollieren, 
was bei der Durchführung herauskommt, selbst unmittelbar 
vor ihren Wählern die Verantwortung tragen. Die Vertre­
tungskörperschaften bleiben, aber den Parlamentarismus als 
besonderes System, als Trennung der gesetzgebenden von der 
vollziehenden Tätigkeit, als Vorzugsstellung für Abgeordnete 
gibt es hier nicht. Ohne Vertretungskörperschaften können 
wir uns eine Demokratie nicht denken, auch die proletarische 
Demokratie nicht; ohne Parlamentarismus können und 
müssen wir sie uns denken, soll die Kritik an der bürgerlichen 
Gesellschaft für uns nicht ein leeres Gerede sein, soll das 
Streben nach dem Sturz der Herrschaft der Bourgeoisie auf­
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richtig und ernst gemeint und nicht eine „Wahlparole sein, 
um Arbeiterstimmen zu fangen, wie es bei den Menschewiki 
und Sozialrevolutionären, den Scheidemann und Legien, den 
Sembat und Vandervelde der Fall ist.

Es ist äußerst lehrreich, daß Marx da, wo er auf die Funk­
tionen jener Beamtenschaft zu sprechen kommt, die auch die 
Kommune und die proletarische Demokratie braucht, zum 
Vergleich die Angestellten eines „jeden andern Arbeitgebers“ 
heranzieht, d. h. ein gewöhnliches kapitalistisches Unter­
nehmen mit „Arbeitern, Aufsehern und Buchhaltern“.

Bei Marx findet man auch nicht die Spur von Utopismus 
in dem Sinne, daß er sich die „neue“ Gesellschaft erdichtet, 
zusammenphantasiert. Nein, er studiert — wie einen natur­
geschichtlichen Prozeß — die Geburt der neuen Gesellschaft 
aus der alten, studiert die Übergangsformen von der alten 
zur neuen. Er hält sich an die tatsächlichen Erfahrungen 
der proletarischen Massenbewegung und ist bemüht, aus ihr 
praktische Lehren zu ziehen. Er „lernt“ von der Kommune, 
wie alle großen revolutionären Denker sich nicht gescheut 
haben, aus den Erfahrungen der großen Bewegungen der 
unterdrückten Klasse zu lernen, ohne jemals pedantische 
„Moralpredigten“ an sie zu richten (in der Art von Plecha­
now: „Man hätte nicht zu den Waffen greifen sollen“ oder 
Zereteli: „Eine Klasse muß sich Selbstbeschränkung aufer- 
legen“).

Von einer Vernichtung des Beamtentums mit einem Schlag, 
überall, restlos, kann keine Rede sein. Das wäre eine Utopie. 
Aber mit einem Schlag die alte Beamtenmaschinerie zerbre­
chen und sofort mit dem Aufbau einer neuen beginnen, die 
allmählich jegliches Beamtentum überflüssig macht und auf­
hebt — das ist keine Utopie, das lehrt die Erfahrung der

59



Kommune, das ist die direkte, nächstliegende Aufgabe des 
revolutionären Proletariats.

Der Kapitalismus vereinfacht die Funktionen der „Staats“- 
verwaltung, er macht es möglich, das „Vorgesetztenwesen“ 
zu beseitigen und das Ganze auf die Organisation der Pro­
letarier (als herrschende Klasse) zu reduzieren, die im Na­
men der gesamten Gesellschaft „Arbeiter, Aufseher und 
Buchhalter“ einstellen wird.

Wir sind keine Utopisten. Wir „träumen“ nicht davon, 
wie man unvermittelt ohne jede Verwaltung, ohne jede Unter­
ordnung auskommen könnte; diese anarchistischen Träume­
reien, die auf einem Verkennen der Aufgaben der Diktatur 
des Proletariats beruhen, sind dem Marxismus wesensfremd, 
sie dienen in Wirklichkeit nur dazu, die sozialistische Revo­
lution auf die Zeit zu verschieben, da die Menschen anders 
geworden sein werden. Nein, wir wollen die sozialistische 
Revolution mit den Menschen, wie sie gegenwärtig sind, den 
Menschen, die ohne Unterordnung, ohne Kontrolle, ohne 
„Aufseher und Buchhalter“ nicht auskommen Werden.

Aber unterzuordnen hat man sich der bewaffneten Avant­
garde aller Ausgebeuteten und Werktätigen — dem Proleta­
riat. Die spezifische „Vorgesetztenrolle“ der Staatsbeamten 
kann und muß man sofort, von heute auf morgen, durch die 
einfachen Funktionen von „Aufsehern und Buchhaltern“ zu 
ersetzen beginnen, Funktionen, denen der heutige Städter 
bei seinem Entwicklungsniveau im allgemeinen schon vollauf 
gewachsen ist und die für einen „Arbeiterlohn“ durchaus 
ausführbar sind.

Organisieren wir Arbeiter selber die Großproduktion, da­
von ausgehend, was der Kapitalismus bereits geschaffen hat, 
auf unsere Arbeitererfahrung gestützt, mit Hilfe strengster, 
eiserner Disziplin, die von der Staatsgewalt der bewaffneten
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Arbeiter aufrechterhalten wird; machen wir die Staatsbeam­
ten zu einfachen Vollstreckern unserer Aufträge, zu verant­
wortlichen, absetzbaren, bescheiden bezahlten „Aufsehern 
und Buchhaltern“ (dazu natürlich Techniker jeder Art, 
jeden Ranges und Grades) — das ist unsere proletarische Auf­
gabe, damit kann und muß man bei der Durchführung der 
proletarischen Revolution beginnen. Ein solcher Anfang 
führt auf der Basis der Großproduktion von selbst zum all­
mählichen „Absterben“ jedweden Beamtentums, zur allmäh­
lichen Schaffung einer Ordnung — einer Ordnung ohne 
Anführungszeichen, die mit Lohnsklaverei nichts zu tun 
hat —, einer Ordnung, bei der die sich immer mehr verein­
fachenden Funktionen der Aufsicht und Rechenschaftslegung 
der Reihe nach von allen ausgeübt, später zur Gewohnheit 
werden und schließlich als So/zFerfunktionen einer besonderen 
Schicht von Menschen in Fortfall kommen.

Ein geistreicher deutscher Sozialdemokrat der siebziger 
Jahre des vorigen Jahrhunderts bezeichnete die Post als 
Muster sozialistischer Wirtschaft. Das ist durchaus richtig. 
Gegenwärtig ist die Post ein Betrieb, der nach dem Typ des 
staatskapitalistischen Monopols organisiert ist. Der Impe­
rialismus verwandelt nach und nach alle Trusts in Organisa­
tionen ähnlicher Art. Über den „einfachen“ Werktätigen, 
die schuften und darben, steht hier die gleiche bürgerliche 
Bürokratie. Doch der Mechanismus der gesellschaftlichen 
Wirtschaftsführung ist hier bereits fertig vorhanden. Man 
stürze die Kapitalisten, man breche mit der eisernen Faust 
der bewaffneten Arbeiter den Widerstand dieser Ausbeuter, 
man zerschlage die bürokratische Maschinerie des modernen 
Staates — und wir haben einen von dem „Schmarotzer“ be­
freiten technisch hochentwickelten Mechanismus vor uns, den 
die vereinigten Arbeiter sehr wohl selbst in Gang bringen 
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können, indem sie Techniker, Aufseher, Buchhalter anstellen 
und ihrer aller Arbeit, wie die Arbeit aller „Staatsbeamten 
überhaupt, mit dem Arbeiterlohn bezahlen. Das ist eine 
konkrete, praktische Aufgabe, die in bezug auf alle Trusts 
sofort ausführbar ist, wobei die Werktätigen von der Aus­
beutung befreit und die Erfahrungen verwertet werden, die 
bereits die Kommune (insbesondere auf dem Gebiet des 
Staatsaufbaus) praktisch zu machen begann.

Unser nächstes Ziel ist, die gesamte Volkswirtschaft nach 
dem Vorbild der Post zu organisieren, und zwar so, daß die 
unter der Kontrolle und Leitung des bewaffneten Proletariats 
stehenden Techniker, Aufseher, Buchhalter sowie alle beam­
teten Personen ein den „Arbeiterlohn“ nicht übersteigendes 
Gehalt beziehen. Das ist der Staat, das ist die ökonomische 
Grundlage des Staates, wie wir sie brauchen. Das wird uns 
die Beseitigung des Parlamentarismus und das Beibehalten 
der Vertretungskörperschaften bringen, das wird die arbeiten­
den Klassen von der Prostituierung dieser Körperschaften 
durch die Bourgeoisie befreien.

4. ORGANISIERUNG DER EINHEIT DER NATION

„In einer kurzen Skizze der nationalen Organisation, 
die die Kommune nicht die Zeit hatte, weiter auszu­
arbeiten, heißt es ausdrücklich, daß die Kommune die 
politische Form selbst des kleinsten Dorfs sein . . . 
sollte.“ Von den Kommunen sollte auch die „National­
delegation“ in Paris gewählt werden.

„Die wenigen, aber wichtigen Funktionen, welche 
dann noch für eine Zentralregierung übrigblieben, soll­
ten nicht, wie dies absichtlich gefälscht worden, abge-
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schafft, sondern an kommunale, d. h. streng verantwort­
liche Beamte übertragen werden.

Die Einheit der Nation sollte nicht gebrochen, son­
dern im Gegenteil organisiert werden durch die Kom­
munalverfassung; sie sollte eine Wirklichkeit werden 
durch die Vernichtung jener Staatsmacht, welche sich 
für die Verkörperung dieser Einheit ausgab, aber un­
abhängig und überlegen sein wollte gegenüber der Na­
tion, an deren Körper sie doch nur ein Schmarotzeraus­
wuchs war. Während es galt, die bloß unterdrückenden 
Organe der alten Regierungsmacht abzuschneiden, soll­
ten ihre berechtigten Funktionen einer Gewalt, die über 
der Gesellschaft zu stehn beanspruchte, entrissen und 
den verantwortlichen Dienern der Gesellschaft zurück­
gegeben werden.“

In welchem Maße die Opportunisten der modernen So­
zialdemokratie diese Ausführungen von Marx nicht verstan­
den haben — vielleicht richtiger; nicht verstehen wollten—, 
beweist am besten das herostratisch berühmte Buch des Re­
negaten Bernstein „Die Voraussetzungen des Sozialismus und 
die Aufgaben der Sozialdemokratie“. Gerade in bezug auf 
die zitierten Worte von Marx schrieb Bernstein, das sei ein 
Programm, „das seinem politischen Gehalt nach in allen 
wesentlichen Zügen die größte Ähnlichkeit aufweist mit dem 
Föderalismus — Proudhons . . . Bei allen sonstigen Verschie­
denheiten zwischen Marx und dem ,Kleinbürger' Proudhon“ 
(Bernstein setzt das Wort „Kleinbürger“ in Anführungszei­
chen, die seiner Meinung nach Ironie ausdrücken sollen) „ist 
in diesen Punkten der Gedankengang bei ihnen so nahe wie 
nur möglich.“ Natürlich, fährt Bernstein fort, wächst die 
Bedeutung der Munizipalitäten, doch meint er; „Ob frei­
lich eine solche Auflösung der modernen Staatswesen und
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die völlige Umwandlung ihrer Organisation, wie Marx und 
Proudhon sie schildern (die Bildung der Nationalversamm­
lung aus Delegierten der Provinz- bzw. Bezirksversammlun­
gen, die ihrerseits aus Delegierten der Kommunen zusam­
menzusetzen wären), das erste Werk der Demokratie zu sein 
hätte, so daß also die bisherige Form der Nationalvertre­
tungen wegfiele, erscheint mir zweifelhaft.“ (Bernstein, 
„Voraussetzungen“, S. 134 und 136 der deutschen Ausgabe 
von 1899.)

Das ist geradezu ungeheuerlich: Marx’ Ansichten über 
die „Vernichtung der Staatsmacht, des Schmarotzeraus­
wuchses“ mit dem Föderalismus Proudhons in einen Topf 
zu werfen 1 Das ist aber kein Zufall, denn dem Oppor­
tunisten kommt es nicht einmal in den Sinn, daß Marx hier 
gar nicht vom Föderalismus im Gegensatz zum Zentralismus 
spricht, sondern von der Zerschlagung der alten, bürger­
lichen, in allen bürgerlichen Ländern bestehenden Staats­
maschinerie.

Dem Opportunisten kommt nur das in den Sinn, was er 
in dem Milieu kleinbürgerlichen Spießertums und „refor­
mistischer“ Stagnation um sich herum sieht, nämlich nur die 
„Munizipalitäten“! Der Opportunist hat verlernt, an die 
Revolution des Proletariats auch nur zu denken.

Das ist zum Lachen. Bemerkenswert ist aber, daß über 
diesen Punkt mit Bernstein nicht gestritten wurde. Bern­
stein wurde von vielen widerlegt, in der russischen Literatur 
insbesondere von Plechanow und in der westeuropäischen 
von Kautsky, aber der eine wie der andere hat über diese 
Entstellung von Marx durch Bernstein kein Wort verloren.

Der Opportunist hat so sehr verlernt, revolutionär zu 
denken und sich über die Revolution Gedanken zu machen, 
daß er Marx „Föderalismus“ zuschreibt und ihn mit Proud-
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hon, dem Begründer des Anarchismus, in einen Topf wirft. 
Und die Kautsky und Plechanow, die orthodoxe Marxisten 
sein möchten, die die Lehre des revolutionären Marxismus 
verteidigen wollen, schweigen dazu! Hier liegt eine der 
Wurzeln jener äußersten Vulgarisierung der Ansichten über 
den Unterschied zwischen Marxismus und Anarchismus, die 
sowohl den Kautskyanern als auch den Opportunisten eigen 
ist und auf die wir noch Zu sprechen kommen werden.

In den angeführten Betrachtungen von Marx über die Er­
fahrungen der Kommune findet sich auch nicht die Spur von 
Föderalismus. Marx stimmt mit Proudhon gerade in dem 
überein, was der Opportunist Bernstein nicht sieht. Marx 
geht mit Proudhon gerade da auseinander, wo Bernstein ihre 
Übereinstimmung sieht.

Marx stimmt mit Proudhon darin überein, daß sie beide 
für das „Zerschlagen“ der modernen Staatsmaschine sind. 
Diese Übereinstimmung des Marxismus mit dem Anarchis­
mus (sowohl mit Proudhon als auch mit Bakunin) wollen 
weder die Opportunisten noch die Kautskyaner sehen, denn 
sie haben in diesem Punkt dem Marxismus den Rücken ge­
kehrt.

Marx geht sowohl mit Proudhon als auch mit Bakunin 
gerade in der Frage des Föderalismus auseinander (von der 
Diktatur des Proletariats schon gar nicht zu reden). Aus 
den kleinbürgerlichen Anschauungen des Anarchismus ergibt 
sich prinzipiell der Föderalismus. Marx ist Zentralist. Und 
in seinen hier zitierten Darlegungen ist nicht die geringste 
Abweichung vom Zentralismus enthalten. Nur Leute, die 
vom kleinbürgerlichen „Aberglauben“ an den Staat erfüllt 
sind, können die Vernichtung der bürgerlichen Maschinerie 
für eine Vernichtung des Zentralismus halten!
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Nun, wenn aber das Proletariat und die arme Bauern­
schaft die Staatsgewalt in ihre Hände nehmen, sich voll­
kommen frei in Kommunen organisieren und das Wirken 
aller Kommunen vereinigen, um das Kapital zu schlagen, 
den Widerstand der Kapitalisten zu brechen und das Privat­
eigentum an den Eisenbahnen, Fabriken, an Grund und 
Boden usw. der gesamten Nation, der gesamten Gesellschaft 
zu übertragen — wird das etwa kein Zentralismus 'sein? Wird 
das nicht der konsequenteste demokratische Zentralismus 
sein? Und dazu noch proletarischer Zentralismus?

Bernstein kann es einfach nicht in den Sinn kommen, daß 
ein freiwilliger Zentralismus, eine freiwillige Vereinigung 
der Kommunen zur Nation, eine freiwillige Verschmelzung 
der proletarischen Kommunen Zum Zweck der Zerstörung 
der bürgerlichen Herrschaft und der bürgerlichen Staats­
maschine möglich ist. Bernstein, wie jedem Philister, er­
scheint der Zentralismus als etwas, das nur von oben, nur 
von der Beamtenschaft und dem Militärklüngel aufgezwun­
gen und aufrechterhalten werden kann.

Marx betonte ausdrücklich, als ob er die Möglichkeit einer 
Entstellung seiner Ansichten vorausgesehen hätte, daß die 
gegen die Kommune erhobene Anschuldigung, sie hätte die 
Einheit der Nation vernichten, die Zentralregierung abschaf­
fen wollen, eine bewußte Fälschung ist. Marx gebraucht 
absichtlich den Ausdruck „Die Einheit der Nation sollte or­
ganisiert werden“, um den bewußten, demokratischen, pro­
letarischen Zentralismus dem bürgerlichen, militärischen, 
bürokratischen entgegenzustellen.

Aber... schlimmer als jeder Taube ist, wer nicht hören 
will. Und die Opportunisten der heutigen Sozialdemokratie 
wollen eben von einer Vernichtung der Staatsmacht, von 
einem Abschneiden des Schmarotzerauswuchses nichts hören.
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5. VERNICHTUNG DES SCHMAROTZERS STAAT

Wir haben bereits die entsprechenden Stellen aus Marx 
angeführt, wir müssen sie aber noch ergänzen.

„Es ist das gewöhnliche Schicksal neuer geschicht­
licher Schöpfungen“, schrieb Marx, „für das Seitenstück 
älterer und selbst verlebter Formen des gesellschaft­
lichen Lebens versehn zu werden, denen sie einiger­
maßen ähnlich sehn. So ist diese neue Kommune, die 
die moderne Staatsmacht bricht, angesehn worden für 
eine Wiederbelebung der mittelalterlichen Kommunen 
. . . einen Bund kleiner Staaten, wie Montesquieu und 
die Girondins ihn träumten . . . für eine übertriebne Form 
des alten Kampfes gegen Überzentralisation . . .

Die Kommunalverfassung würde im Gegenteil dem 
gesellschaftlichen Körper alle die Kräfte zurückgegeben 
haben, die bisher der Schmarotzerauswuchs ,Staat“, der 
von der Gesellschaft sich nährt und ihre freie Bewe­
gung hemmt, aufgezehrt hat. Durch diese Tat allein 
würde sie die Wiedergeburt Frankreichs in Gang gesetzt 
haben . ..

In Wirklichkeit aber hätte die Kommunalverfassung 
die ländlichen Produzenten unter die geistige Führung 
der Bezirkshauptstädte gebracht und ihnen dort, in den 
städtischen Arbeitern, die natürlichen Vertreter ihrer 
Interessen gesichert. — Das bloße Bestehn der Kom­
mune führte, als etwas Selbstverständliches, die lokale 
Selbstregierung mit sich, aber nun nicht mehr als Ge­
gengewicht gegen die, jetzt überflüssig gemachte, Staats­
macht.“

„Vernichtung der Staatsmacht“, die ein „Schmarotzeraus­
wuchs“ war, ihre „Abschneidung“, ihre „Zerstörung“, „die
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jetzt überflüssig gemachte Staatsmacht“ — das sind die Aus­
drücke, in denen Marx vom Staat sprach, als er die Er­
fahrungen der Kommune beurteilte und analysierte.

Dies alles ist vor nahezu einem halben Jahrhundert ge­
schrieben worden, und heute muß man gewissermaßen Aus­
grabungen machen, um dem Bewußtsein der breiten Massen 
den unverfälschten Marxismus nahezubringen. Die Schluß­
folgerungen aus den Beobachtungen der letzten von Marx 
erlebten großen Revolution vergaß man gerade dann, als die 
Zeit der folgenden großen Revolutionen des Proletariats 
kam.

„Die Mannigfaltigkeit der Deutungen, denen die 
Kommune unterlag, und die Mannigfaltigkeit der In­
teressen, die sich in ihr ausgedrückt fanden, beweisen, 
daß sie eine durch und durch ausdehnungsfähige politi­
sche Form war, während alle früheren Regierungsfor­
men wesentlich unterdrückend gewesen waren. Ihr 
wahres Geheimnis war dies: sie war wesentlich eine 
Regierung der Arbeiterklasse, das Resultat des Kampfs 
der hervorbringenden gegen die aneignende Klasse, 
die endlich entdeckte politische Form, unter der die 
ökonomische Befreiung der Arbeit sich vollziehen 
konnte.

Ohne diese letzte Bedingung war die Kommunalver­
fassung eine Unmöglichkeit und eine Täuschung.“

Die Utopisten befaßten sich mit der „Entdeckung“ politi­
scher Formen, unter denen die sozialistische Umgestaltung 
der Gesellschaft vor sich gehen sollte. Die Anarchisten 
wollten von der Frage nach den politischen Formen über­
haupt nichts wissen. Die Opportunisten der heutigen So­
zialdemokratie betrachteten die bürgerlichen politischen For­
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men des parlamentarischen demokratischen Staates als die 
unüberschreitbare Grenze, sie schlugen sich beim Anbeten 
dieses „Vorbilds“ die Stirnen wund und erklärten jedes Be­
streben, diese Formen zu brechen, als Anarchismus.

Marx hat aus der ganzen Geschichte des Sozialismus und 
des politischen Kampfes gefolgert, daß der Staat verschwin­
den muß, daß die Übergangsform seines Verschwindens (der 
Übergang vom Staat zum Nichtstaat) das „als herrschende 
Klasse organisierte Proletariat“ sein wird. Marx unternahm 
es aber nicht, die politischen Formen dieser Zukunft zu 
entdecken. Er beschränkte sich auf eine genaue Beobach­
tung der französischen Geschichte, analysierte sie und zog 
die Schlußfolgerung, die sich aus dem Jahre 1851 ergab: Die 
Zertrümmerung der bürgerlichen Staatsmaschinerie wird auf 
die Tagesordnung gesetzt.

Und als die revolutionäre Massenbewegung des Proleta­
riats ausgebrochen war, begann Marx, trotz des Mißerfolgs 
dieser Bewegung, trotz ihrer kurzen Dauer und augenfälli­
gen Schwäche, zu forschen, welche Formen sie entdeckt hat.

Die Kommune ist die von der proletarischen Revolution 
„endlich entdeckte“ Form, unter der die ökonomische Be­
freiung der Arbeit sich vollziehen kann.

Die Kommune ist der erste Versuch der proletarischen 
Revolution, die bürgerliche Staatsmaschine zu zerschlagen, 
ist die „endlich entdeckte“ politische Form, durch die man 
das Zerschlagene ersetzen kann und muß.

Wir werden in der weiteren Darlegung sehen, daß die 
russischen Revolutionen von 1905 und 1917 in einer anderen 
Situation, unter anderen Umständen, das Werk der Kom­
mune fortsetzen und die geniale historische Analyse von 
Marx bestätigen.
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IV. KAPITEL 

FORTSETZUNG
ERGÄNZENDE ERLÄUTERUNGEN VON ENGELS

Marx hat zur Beurteilung der Erfahrungen der Kommune 
das Grundlegende beigetragen. Engels kam wiederholt auf 
dasselbe Thema zurück, wobei er die Analyse und die 
Schlußfolgerungen von Marx erläuterte und mitunter mit 
einer solchen Kraft und Anschaulichkeit andere Seiten der 
Frage beleuchtete, daß man auf diese Erläuterungen be­
sonders eingehen muß.

i. „ZUR WOHNUNGSFRAGE«

In seiner Abhandlung über die Wohnungsfrage (1872) ver­
wertet Engels bereits die Erfahrungen der Kommune und 
kommt einige Male auf die Aufgaben der Revolution in be­
zug auf den Staat zu sprechen. Es ist interessant, daß an 
einem konkreten Thema anschaulich aufgezeigt werden: 
einerseits die Züge, worin der proletarische und der jetzige 
Staat einander ähnlich sind, Züge, die in beiden Fällen er­
lauben, vom Staat zu sprechen, und anderseits die Unter­
scheidungsmerkmale oder der Übergang zur Aufhebung des 
Staates.

„Wie ist nun die Wohnungsfrage zu lösen? In der 
heutigen Gesellschaft gerade wie eine jede andere ge­
sellschaftliche Frage gelöst wird: durch die allmähliche 
ökonomische Ausgleichung von Nachfrage und Angebot, 
eine Lösung, die die Frage selbst immer wieder von 
neuem erzeugt, also keine Lösung ist. Wie eine soziale
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Revolution diese Frage lösen würde, hängt nicht nur 
von den jedesmaligen Umständen ab, sondern auch zu­
sammen mit viel weitergehenden Fragen, unter denen 
die Aufhebung des Gegensatzes von Stadt und Land 
eine der wesentlichsten ist. Da wir keine utopistischen 
Systeme für die Einrichtung der künftigen Gesellschaft 
zu machen haben, wäre es mehr als müßig, hierauf ein­
zugehn. Soviel aber ist sicher, daß schon jetzt in den 
großen Städten hinreichend Wohngebäude vorhanden 
sind, um bei rationeller Benutzung derselben jeder wirk­
lichen .Wohnungsnot* sofort abzuhelfen. Dies kann na­
türlich nur durch Expropriation der heutigen Besitzer, 
resp. durch Bequartierung ihrer Häuser mit obdachlo­
sen oder in ihren bisherigen Wohnungen übermäßig zu­
sammengedrängten Arbeitern geschehn, und sobald das 
Proletariat die politische Macht erobert hat, wird eine 
solche, durch das öffentliche Wohl gebotene Maßregel 
ebenso leicht ausführbar sein, wie andere Expropriatio­
nen und Einquartierungen durch den heutigen Staat.“ 
(S. 22 der deutschen Ausgabe von 1887.)17

Hier wird nicht die Veränderung der Form der Staats­
macht behandelt, sondern nur der Inhalt ihrer Tätigkeit. 
Expropriationen und Einquartierungen erfolgen auch auf 
Verfügung des jetzigen Staates. Formell betrachtet, wird 
auch der proletarische Staat Einquartierungen und Expro­
priationen von Häusern „verfügen“. Es ist aber klar, daß 
der alte Vollzugsapparat, die mit der Bourgeoisie verbundene 
Beamtenschaft, zur Durchführung der Verfügungen des pro- 
letarischen Staates einfach untauglich wäre.

„Übrigens muß konstatiert werden, daß die .faktische 
Besitzergreifung* sämtlicher Arbeitsinstrumente, die In-
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Besitznahme der gesamten Industrie von seiten des ar­
beitenden Volks, das gerade Gegenteil ist von der 
proudhonistischen ,Ablösung'. Bei der letzteren wird 
der einzelne Arbeiter Eigentümer der Wohnung, des 
Bauernhofs, des Arbeitsinstruments; bei der ersteren 
bleibt das ,arbeitende Volk' Gesamteigentümer der 
Häuser, Fabriken und Arbeitsinstrumente, und wird 
deren Nießbrauch, wenigstens während einer Über­
gangszeit, schwerlich ohne Entschädigung der Kosten 
an einzelne oder Gesellschaften überlassen. Gerade wie 
die Abschaffung des Grundeigentums nicht die Abschaf­
fung . der Grundrente ist, sondern ihre Übertragung, 
wenn auch in modifizierter Weise, an die Gesellschaft. 
Die faktische Besitznahme sämtlicher Arbeitsinstru­
mente durch das arbeitende Volk schließt also die Bei­
behaltung des Mietverhältnisses keineswegs aus.“ 
(S. 68.)

Die in diesen Darlegungen angeschnittene Frage, nämlich 
die Frage nach den ökonomischen Grundlagen des Abster­
bens des Staates, wollen wir im nächsten Kapitel behandeln. 
Engels drückt sich äußerst vorsichtig aus, wenn er sagt, daß 
der proletarische Staat „schwerlich“ die Wohnungen ohne 
Entgelt verteilen werde, „wenigstens während einer Über­
gangszeit“. Das Überlassen von Wohnungen, die dem gan­
zen Volk gehören, an einzelne Familien gegen Entgelt setzt 
auch die Erhebung dieses Mietgeldes, eine gewisse Kontrolle 
und diese oder jene Normierung bei der Verteilung der 
Wohnungen voraus. Alles das erfordert eine gewisse Staats­
form, erfordert aber keineswegs einen besonderen militäri­
schen und bürokratischen Apparat mit beamteten Personen 
in besonders bevorzugter Stellung. Der Übergang zu einer
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Ordnung der Dinge jedoch, bei der es möglich sein wird, 
die Wohnungen kostenlos zu überlassen, ist mit dem völligen 
„Absterben“ des Staates verknüpft.

Wo Engels darauf zu sprechen kommt, daß die Blanqui- 
sten nach der Kommune, beeinflußt durch deren Erfahrun­
gen, prinzipiell die Stellung des Marxismus bezogen, for­
muliert er beiläufig diese Stellung folgendermaßen:

„. . . Notwendigkeit der politischen Aktion des Pro­
letariats und seiner Diktatur als Übergang zur Abschaf­
fung der Klassen und, mit ihnen, des Staats..(S. 55.)

Liebhaber von Wortklaubereien oder bürgerliche „Mar­
xistenfresser“ mögen wohl einen Widerspruch finden zwi­
schen diesem Bekenntnis zur „Abschaffung des Staats“ und 
der Ablehnung einer Formel wie der anarchistischen in dem 
früher zitierten Passus aus dem „Anti-Dühring“. Es wäre 
nicht verwunderlich, wenn die Opportunisten auch Engels 
zum „Anarchisten“ stempelten — wird es doch bei den So­
zialchauvinisten jetzt immer mehr Sitte, die Internationalisten 
des Anarchismus zu bezichtigen.

Daß mit der Abschaffung der Klassen auch die Abschaf­
fung des Staates erfolgen wird, das hat der Marxismus stets 
gelehrt. Die allgemein bekannte Stelle über das „Abster­
ben des Staates“ im „Anti-Dühring“ macht den Anarchisten 
nicht einfach zum Vorwurf, daß sie für die Abschaffung des 
Staates eintreten, sondern daß sie predigen, man könne den 
Staat „von heute auf morgen“ abschaffen.

Da die gegenwärtig herrschende „sozialdemokratische“ 
Doktrin das Verhältnis des Marxismus zum Anarchismus in 
der Frage der Abschaffung des Staates vollkommen entstellt, 
wird es besonders nützlich sein, an eine Polemik von Marx 
und Engels gegen die Anarchisten zu erinnern.
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2. POLEMIK GEGEN DIE ANARCHISTEN

Diese Polemik fällt in das Jahr 1873. Marx und Engels 
schrieben für einen italienischen sozialistischen Almanach 
Artikel gegen die Proudhonisten, die „Autonomisten“ oder 
„Antiautoritären“, aber erst im Jahre 1913 erschienen diese 
Artikel in deutscher Übersetzung in der „Neuen Zeit“.18

„Wenn der politische Kampf der Arbeiterklasse“, 
schrieb Marx, über die Anarchisten und ihre Ablehnung 
der Politik spottend, „revolutionäre Form annimmt, 
wenn die Arbeiter an Stelle der Diktatur der Bour­
geoisie ihre revolutionäre Diktatur setzen, dann bege­
hen sie das schreckliche Verbrechen der Prinzipienbe­
leidigung, denn um ihre kläglichen profanen Tagesbe­
dürfnisse zu befriedigen, um den Widerstand der Bour­
geoisie zu brechen, geben sie dem Staat eine revolu­
tionäre und vorübergehende Form, statt die Waffen nie­
derzulegen und den Staat abzuschaffen.“ („Neue Zeit“, 
32. Jahrgang, 1913/14, Bd. I, S. 40.)

Also ausschließlich gegen diese „Abschaffung“ des Staates 
wandte sich Marx bei seiner Widerlegung der Anarchisten! 
Durchaus nicht dagegen, daß der Staat mit dem Verschwin­
den der Klassen verschwinden oder mit der Abschaffung 
der Klassen abgeschafft werden wird, sondern dagegen, daß 
die Arbeiter auf die Anwendung von Waffen, auf die or­
ganisierte Gewalt, das heißt auf den Staat, verzichten sollen, 
der dem Ziel zu dienen hat: „den Widerstand der Bour­
geoisie zu brechen“.

Marx betont absichtlich — um einer Entstellung des 
wahren Sinnes seines Kampfes gegen den Anarchismus vor­
zubeugen — die „revolutionäre und vorübergehende Form“ 
des Staates, den das Proletariat braucht. Das Proletariat
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braucht den Staat nur zeitweilig. In der Frage der Abschaf­
fung des Staates als Ziel gehen wir mit den Anarchisten 
keineswegs auseinander. Wir behaupten, daß zur Errei­
chung dieses Zieles ein zeitweiliges Ausnutzen der Organe, 
Mittel und Methoden der Staatsgewalt gegen die Ausbeuter 
notwendig ist, ebenso wie zur Aufhebung der Klassen die 
vorübergehende Diktatur der unterdrückten Klasse notwen­
dig ist. Marx greift gegen die Anarchisten zur schärfsten 
und klarsten Fragestellung: Sollen die Arbeiter „die Waf­
fen niederlegen“, wenn sie das Joch der Kapitalisten abwer­
fen, oder sollen sie diese Waffen gegen die Kapitalisten aus­
nutzen, um deren Widerstand zu brechen? Aber die syste­
matische Ausnutzung der Waffen durch eine Klasse gegen 
eine andere Klasse, was ist das denn anderes als eine „vor­
übergehende Form“ des Staates?

Jeder Sozialdemokrat möge sich fragen, ob er in seiner 
Polemik gegen die Anarchisten die Frage des Staates so ge­
stellt hat, ob die überwältigende Mehrheit der offiziellen 
sozialistischen Parteien der II. Internationale diese Frage so 
gestellt hat?

Engels entwickelt dieselben Gedanken noch viel ausführ­
licher und gemeinverständlicher. Zunächst verspottet er die 
Konfusion in den Köpfen der Proudhonisten, die sich als 
„Antiautoritäre“ bezeichneten, d. h. jegliche Autorität, jeg­
liche Unterordnung, jegliche Regierungsgewalt ablehnten. 
Man nehme eine Fabrik, eine Eisenbahn, ein Schiff auf hoher 
See, sagt Engels, ist es denn nicht klar, daß ohne eine ge­
wisse Unterordnung, also ohne eine gewisse Autorität oder 
Macht ein Funktionieren keines dieser komplizierten tech­
nischen Betriebe, die auf der Verwendung von Maschinen 
und dem planmäßigen Zusammenarbeiten vieler Personen 
beruhen, möglich wäre?
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„Wenn ich diese Argumente den rabiatesten Antiau­
toritären entgegenstelle, können sie mir nur die folgende 
Antwort geben: Ahl Das ist wahr, es handelt sich 
aber hier nicht um die Autorität, die wir den Delegier­
ten verleihen, sondern um einen Auftrag. Diese Leute 
glauben, daß sie eine Sache ändern können, wenn sie 
ihren Namen ändern.“

Nachdem Engels so gezeigt hat, daß Autorität und Auto­
nomie relative Begriffe sind, daß sich ihr Geltungsbereich 
mit den verschiedenen Phasen der gesellschaftlichen Entwick­
lung ändert, daß es ein Widersinn ist, sie für etwas Abso­
lutes zu halten, und nachdem er hinzugefügt hat, daß der 
Geltungsbereich der Maschinen und der Großproduktion 
sich immer mehr erweitert, geht er von den allgemeinen 
Betrachtungen über Autorität zur Frage des Staates über.

„Hätten sich die Autonomisten“, schreibt er, „be­
gnügt, zu sagen, daß die soziale Organisation der Zu­
kunft die Autorität nur in den Grenzen zulassen wird, 
die durch die Produktionsbedingungen unvermeidlich 
gezogen werden, dann hätte man sich mit ihnen ver­
ständigen können; sie sind aber blind für alle Tatsa­
chen, welche die Autorität notwendig machen, und 
kämpfen leidenschaftlich gegen das Wort.

Warum beschränken sich die Antiautoritären nicht 
darauf, gegen die politische Autorität, gegen den Staat 
zu schreien? Alle Sozialisten sind darin einverstanden, 
daß der Staat und mit ihm die politische Autorität in­
folge der künftigen sozialen Revolution verschwinden 
werden; das heißt, daß die öffentlichen Funktionen 
ihren politischen Charakter verlieren und sich in ein­
fache administrative Funktionen verwandeln werden, 
die die sozialen Interessen überwachen. Die Antiauto­
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ritären aber fordern, daß der politische Staat mit 
einem Schlage abgeschafft werde,' hoch früher, als die 
sozialen Verhältnisse abgeschafft sind, die ihn erzeugt 
haben. Sie fordern, daß der erste Akt der sozialen Re­
volution die Abschaffung der Autorität sein soll.

Haben sie einmal eine Revolution gesehen, diese Her­
ren? Eine Revolution ist gewiß die autoritärste Sache, 
die es gibt, ein Akt, durch den ein Teil der Bevölkerung 
seinen Willen dem anderen Teil durch Flinten, Bajo­
nette und Kanonen, alles das sehr autoritäre Mittel, auf­
zwingt; und die Partei, die gesiegt hat, muß ihre Herr­
schaft durch den Schrecken, den ihre Waffen den Reak­
tionären einflößen, behaupten. Und hätte sich die 
Pariser Kommune nicht der Autorität eines bewaffne­
ten Volkes gegen die Bourgeoisie bedient, hätte sie sich 
länger als einen Tag behauptet? Können wir sie nicht 
umgekehrt tadeln, daß sie sich zu wenig dieser Autori­
tät bedient habe? Also: entweder — oder: Entweder 
die Antiautoritären wissen selbst nicht, was sie sagen, 
und in diesem Falle schaffen sie nur Konfusion, oder 
sie wissen es, und in diesem Falle verraten sie die Sache 
des Proletariats. In beiden Fällen dienen sie nur der 
Reaktion.“ (S. 39.)

In dieser Betrachtung sind Fragen berührt, die im Zusam­
menhang mit dem Verhältnis zwischen Politik und Ökono­
mie beim Absterben des Staates betrachtet werden müssen 
(diesem Thema ist das nachfolgende Kapitel gewidmet). 
Das sind: die Frage der Umwandlung der öffentlichen Funk­
tionen aus politischen in einfache administrative und die 
Frage des „politischen Staates“. Dieser letzte Ausdruck, 
der besonders geeignet ist, Mißverständnisse hervorzurufen, 
deutet auf den Prozeß des Absterbens des Staates hin: Den
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absterbenden Staat kann man auf einer gewissen Stufe seines 
Absterbens als unpolitischen Staat bezeichnen.

Am bemerkenswertesten ist in dieser Engelsschen Betrach­
tung wiederum die gegen die Anarchisten gebrauchte Frage­
stellung. Die Sozialdemokraten, die Schüler von Engels sein 
wollen, haben sich seit 1873 millionenmal mit den Anarchisten 
herumgestritten, aber eben nicht so, wie Marxisten strei­
ten können und sollen. Die anarchistische Vorstellung von 
der Abschaffung des Staates ist konfus und umevolutionär — 
so stellte Engels die Frage. Die Anarchisten wollen gerade 
die Revolution in ihrem Entstehen und in ihrer Entwick­
lung, in ihren spezifischen Aufgaben hinsichtlich der Gewalt, 
der Autorität, der Macht und des Staates nicht sehen.

Die bei den heutigen Sozialdemokraten übliche Kritik am 
Anarchismus läuft auf die reinste kleinbürgerliche Plattheit 
hinaus: „Wir erkennen den Staat an, die Anarchisten 
nicht!“ Natürlich muß solch eine Plattheit auf einigermaßen 
denkende und revolutionäre Arbeiter abstoßend wirken. 
Engels sagt etwas anderes: er betont, daß alle Sozialisten 
das Verschwinden des Staates als Folge der sozialistischen 
Revolution anerkennen. Er stellt dann konkret die Frage 
der Revolution, eben jene Frage, die die Sozialdemokraten 
aus Opportunismus zu umgehen pflegen, deren „Bearbei­
tung“ sie sozusagen ausschließlich den Anarchisten überlas­
sen. Und mit dieser Frage packt Engels den Stier bei den 
Hörnern: Hätte sich die Kommune nicht mehr der revolu­
tionären Macht des Staates, d. h. des bewaffneten, als herr­
schende Klasse organisierten Proletariats, bedienen sollen?

Die herrschende offizielle Sozialdemokratie pflegt die 
Frage nach den konkreten Aufgaben des Proletariats in der 
Revolution entweder einfach mit Philisterspötteleien oder 
bestenfalls mit der ausweichenden sophistischen Redewen-
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düng abzutun: „Das werden wir dann sehen.“ Und die 
Anarchisten durften mit Recht von dieser Sozialdemokratie 
behaupten, daß sie ihre Aufgabe preisgebe, die Arbeiter im 
revolutionären Geist zu erziehen. Engels nutzt die Erfah­
rungen der letzten proletarischen Revolution zur ganz kon­
kreten Erforschung dessen aus, was das Proletariat sowohl 
in bezug auf die Banken als auch in bezug auf den Staat zu 
tun hat und wie das zu tun ist.

3. EIN BRIEF AN BEBEL

Eine der bemerkenswertesten, wenn nicht die bemerkens­
werteste Betrachtung in den Werken von Marx und Engels 
über den Staat ist folgende Stelle in einem Brief von Engels 
an Bebel vom 18./28. März 1875. Dieser Brief ist, neben­
bei bemerkt, unseres Wissens zum ersten Male von Bebel im 
Zweiten Teil seiner Memoiren („Aus meinem Leben“) ver­
öffentlicht worden, der 1911, also 36 Jahre nach Niederschrift 
und Absendung des Briefes erschienen ist.

Engels kritisierte in seinem Brief an Bebel denselben Ent­
wurf des Gothaer Programms, an dem auch Marx in seinem 
berühmten Brief an Bracke Kritik übte. Speziell zur Frage 
des Staates schrieb Engels folgendes:

„Der freie Volksstaat ist in den freien Staat verwan­
delt. Grammatikalisch genommen ist ein freier Staat 
ein solcher, wo der Staat frei gegenüber seinen Bür­
gern ist, also ein Staat mit despotischer Regierung. Man 
sollte das ganze Gerede vom Staat fallenlassen, beson­
ders seit der Kommune, die schon kein Staat im eigent­
lichen Sinne mehr war. Der ,Volksstaat' ist uns von 
den Anarchisten bis zum Überdruß in die Zähne ge­
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worfen worden, obwohl schon die Schrift Marx’ gegen 
Proudhon und nachher das .Kommunistische Manifest’ 
direkt sagen, daß mit Einführung der sozialistischen 
Gesellschaftsordnung der Staat sich von selbst auflöst 
und verschwindet. Da nun der Staat doch nur eine 
vorübergehende Einrichtung ist, deren man sich im 
Kampf, in der Revolution bedient, um seine Gegner 
gewaltsam niederzuhalten, so ist es purer Unsinn, von 
freiem Volksstaat zu sprechen: solange das Proletariat 
den Staat noch gebraucht, gebraucht es ihn nicht im 
Interesse der Freiheit, sondern der Niederhaltung sei­
ner Gegner, und sobald von Freiheit die Rede sein 
kann, hört der Staat als solcher auf zu bestehen. Wir 
würden daher vorschlagen, überall statt Staat .Gemein­
wesen’ zu setzen, ein gutes altes deutsches Wort, das 
das französische .Kommune’ sehr gut vertreten kann.“ 
(S. 321/322 des deutschen Originals.)19

Man muß im Auge behalten, daß dieser Brief sich auf 
das Parteiprogramm bezieht, das Marx in einem nur wenige 
Wochen später geschriebenen Brief (vom 5. Mai 187$) kriti­
sierte, und daß Engels damals mit Marx zusammen in Lon­
don lebte. Wenn also Engels im letzten Satz „wir“ sagt, 
so empfiehlt er zweifellos in seinem und in Marx’ Namen 
dem Führer der deutschen Arbeiterpartei, das Wort „Staat“ 
aus dem Programm zu streichen und es durch das Wort 
„Gemeinwesen” zu ersetzen.

Welches Geheul über „Anarchismus“ würden die Pläupt- 
linge des jetzigen, für die Opportunisten gebrauchsfertig 
zurechtgemachten „Marxismus“ erheben, wenn man ihnen 
eine solche Korrektur am Programm vorschlagen wollte!

Mögen sie heulen. Dafür wird sie die Bourgeoisie loben.
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Wir aber werden unser Werk weiter tun. Bei der Über­
prüfung unseres Parteiprogramms muß der Ratschlag von 
Engels und Marx unbedingt berücksichtigt werden, um der 
Wahrheit näher zu kommen, um den Marxismus wiederher­
zustellen und ihn von Entstellungen zu säubern, um den 
Kampf der Arbeiterklasse für ihre Befreiung sicherer zu 
lenken. Unter den Bolschewiki werden sich gewiß keine 
Gegner des Ratschlags von Engels und Marx finden. Die 
Schwierigkeit dürfte wohl nur im Terminus liegen. Im 
Deutschen gibt es zwei Wörter: „Gemeinde“ und „Ge­
meinwesen“, von denen Engels dasjenige wählte, das nicht 
die einzelne Gemeinde, sondern die Gesamtheit, das System 
der Gemeinden, bedeutet. Im Russischen gibt es kein ent­
sprechendes Wort, und man wird sich vielleicht für das fran­
zösische Wort „Kommune“ entscheiden müssen, obgleich 
auch das seine Nachteile hat.

„Die Kommune, die schon kein Staat im eigentlichen 
Sinne mehr war“ —das ist eine theoretisch höchst wichtige 
Behauptung von Engels. Nach dem oben Dargelegten ist 
diese Behauptung durchaus begreiflich. Die Kommune hörte 
auf, ein Staat zu sein, insofern sie nicht die Mehrheit der 
Bevölkerung, sondern eine Minderheit (die Ausbeuter) nie­
derzuhalten hatte; die bürgerliche Staatsmaschine wurde von 
ihr zerschlagen; an Stelle einer besonderen Repressionsge­
walt trat die Bevölkerung selbst auf den Plan. Alles das 
sind Abweichungen vom Staat im eigentlichen Sinne. Und 
hätte sich die Kommune behauptet, so wären in ihr die 
Spuren des Staates von selbst „abgestorben“, sie hätte seine 
Institutionen nicht „abzuschaffen“ brauchen, diese hätten in 
dem Maße aufgehört zu funktionieren, wie sie nichts mehr 
zu tun gehabt hätten.
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hervorgehoben werden, denn zu den meistverbreiteten Irrtü­
mern gehört die bürgerlich-reformistische Behauptung, der 
monopolistische oder staatsmonopolistische Kapitalismus sei 
schon kein Kapitalismus mehr, er könne bereits als „Staats­
sozialismus“ bezeichnet werden und ähnliches mehr. Eine 
vollständige Planmäßigkeit boten die Trusts natürlich nicht, 
bieten sie bis auf den heutigen Tag nicht und können sie 
nicht bieten. Soweit sie auch Planmäßigkeit bieten, soweit 
die Kapitalmagnaten den Umfang der Produktion in natio­
nalem oder gar internationalem Maßstab auch im voraus 
berechnen, soweit sie die Produktion auch planmäßig re­
gulieren—wir verbleiben trotz allem im Kapitalismus, wenn 
auch in einem neuen Stadium, aber doch unverkennbar im 
Kapitalismus. Die „Nähe“ eines solchen Kapitalismus zum 
Sozialismus muß für wirkliche Vertreter des Proletariats ein 
Beweisgrund sein für die Nähe, Leichtigkeit, Durchführbar­
keit und Dringlichkeit der sozialistischen Revolution, keines­
wegs aber ein Argument dafür, daß man die Ablehnung die­
ser Revolution und die Beschönigung des Kapitalismus, wie 
dies bei allen Reformisten zu finden ist, tolerant hinnehmen 
solle.

Doch kehren wir zur Frage des Staates zurück. Engels 
gibt hier dreierlei besonders wertvolle Hinweise: erstens in 
der Frage der Republik, zweitens über den Zusammenhang 
zwischen der nationalen Frage und der Staatsordnung und 
drittens über die lokale Selbstverwaltung.

Was die Republik betrifft, so hat Engels sie zum Schwer­
punkt seiner Kritik am Entwurf des Erfurter Programms 
gemacht. Und wenn wir bedenken, welche Bedeutung das 
Erfurter Programm in der ganzen internationalen Sozialde­
mokratie gewonnen hat, daß es für die gesamte II. Interna­
tionale zum Vorbild geworden ist, so wird man ohne Über­
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treibung sagen dürfen, daß Engels hier den Opportunismus 
der gesamten II. Internationale kritisiert.

„Die politischen Forderungen des Entwurfes“, 
schreibt Engels, „haben einen großen Fehler. Das, was 
eigentlich gesagt werden sollte, steht nicht drin" (her­
vorgehoben von Engels).

Und weiter wird auseinandergesetzt, daß die deutsche 
Reichsverfassung im Grunde einen Abklatsch der äußerst 
reaktionären Verfassung von 1850 bilde, daß der Reichstag 
nach einem Ausspruch Wilhelm Liebknechts nur das „Fei­
genblatt des Absolutismus“ sei, daß auf Grundlage dieser 
Verfassung, die die Kleinstaaterei und den Bund der deut­
schen Kleinstaaten sanktioniert, eine „Umwandlung aller 
Arbeitsmittel in Gemeineigentum“ durchführen zu wollen, 
„augenscheinlich sinnlos“ sei.

„Daran zu tasten ist aber gefährlich“, fügt Engels 
hinzu, der nur zu gut weiß, daß es unmöglich ist, in 
Deutschland im Programm die Forderung der Republik 
legal zu erheben. Aber mit dieser einleuchtenden Er­
wägung, mit der sich „alle“ zufriedengeben, findet sich 
Engels nicht ohne weiteres ab. Er fährt fort: „Und 
dennoch muß so oder so die Sache angegriffen werden. 
Wie nötig das ist, beweist gerade jetzt der in einem 
großen Teile der sozialdemokratischen Presse einreißen­
de Opportunismus. Aus Furcht vor einer Erneuerung 
des Sozialistengesetzes, aus der Erinnerung an allerlei 
unter der Herrschaft jenes Gesetzes gefallenen voreili­
gen Äußerungen soll jetzt auf einmal der gegenwärtige 
gesetzliche Zustand in Deutschland der Partei genügen 
können, alle ihre Forderungen auf friedlichem Wege 
durchzuführen.“
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Zur Frage der Föderativrepublik im Zusammenhang mit 
der nationalen Zusammensetzung der Bevölkerung schrieb 
Engels:

„Was soll an die Stelle“ (des jetzigen Deutschlands 
mit seiner reaktionären monarchistischen Verfassung 
und der ebenso reaktionären Kleinstaaterei, die das spe­
zifische „Preußentum“ verewigt, statt beides in Deutsch­
land als Ganzem aufgehen zu lassen) „treten? Nach 
meiner Ansicht kann das Proletariat nur die Form der 
einen und unteilbaren Republik gebrauchen. Die Föde­
rativrepublik ist auf dem Riesengebiet der Vereinigten 
Staaten jetzt noch im ganzen eine Notwendigkeit, ob­
gleich sie im Osten bereits ein Hindernis wird. Sie 
wäre ein Fortschritt in England, wo vier Nationen auf 
den beiden Inseln wohnen und trotz eines Parlaments 
schon jetzt dreierlei Gesetzsysteme nebeneinander be­
stehen. Sie ist in der kleinen Schweiz schon längst 
ein Hindernis geworden, erträglich nur, weil die 
Schweiz sich damit begnügt, ein rein passives Glied des 
europäischen Staatensystems zu sein. Für Deutschland 
wäre die föderalistische Verschweizerung ein enormer 
Rückschritt. Zwei Punkte unterscheiden den Bundes­
staat vom Einheitsstaat, daß jeder verbündete Einzel­
staat, jeder Kanton seine eigene Zivil- und Kriminal­
gesetzgebung und Gerichtsverfassung hat, und dann, 
daß neben dem Volkshaus ein Staatenhaus besteht, 
worin jeder Kanton, groß oder klein, als solcher 
stimmt.“ In Deutschland ist der Bundesstaat der Über­
gang zum ausgesprochenen Einheitsstaat, und die 1866 
und 1870 gemachte „Revolution von oben“ darf man 
nicht wieder rückgängig machen, sondern muß sie durch 
eine „Bewegung von unten“ ergänzen.
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Die Staatsformen sind Engels keineswegs gleichgültig, er 
ist im Gegenteil bemüht, mit außerordentlicher Sorgfalt 
gerade die Übergangsformen zu analysieren, um je nach den 
konkret-historischen Eigentümlichkeiten jedes Einzelfalles 
festzustellen, wovon und wozu die betreffende Form den 
Übergang bildet.

Engels, wie auch Marx, verficht vom Standpunkt des Pro­
letariats und der proletarischen Revolution aus den demo­
kratischen Zentralismus, die eine und unteilbare Republik. 
Die föderative Republik betrachtet er entweder als Ausnah­
mefall und als Hindernis der Entwicklung oder als Über­
gang von der Monarchie zur zentralistischen Republik, unter 
bestimmten besonderen Verhältnissen als einen „Fortschritt“. 
Und unter diesen besonderen Verhältnissen rückt die natio­
nale Frage in den Vordergrund.

Bei Engels wie auch bei Marx findet man, trotz ihrer 
schonungslosen Kritik an der reaktionären Kleinstaaterei 
und an der Verschleierung dieses ihres reaktionären Charak­
ters durch die nationale Frage in bestimmten konkreten Fäl­
len, nirgends die leiseste Spur eines Bestrebens, der nationa­
len Frage aus dem Wege zu gehen, eines Bestrebens, das 
sich häufig die holländischen und polnischen Marxisten zu­
schulden kommen lassen, die von dem durchaus berechtigten 
Kampf gegen den spießerhaft-beschränkten Nationalismus 
„ihrer“ kleinen Staaten ausgehen.

Selbst in England, wo sowohl die geographischen Bedin­
gungen als auch die Gemeinsamkeit der Sprache und die 
Geschichte vieler Jahrhunderte die nationale Frage in den 
einzelnen kleinen Teilen Englands „erledigt“ zu haben 
scheinen, selbst hier trägt Engels der klaren Tatsache Rech­
nung, daß die nationale Frage noch nicht überwunden ist, 
und sieht darum in der föderativen Republik einen „Fort-
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Freiheit als die föderalistische. Oder anders ausgedrückt: 
Die größte lokale, provinzielle, usw. Freiheit, die die Ge­
schichte kennt, hat die ■zentralistische und nicht die födera­
tive Republik geboten.

Dieser Tatsache, wie überhaupt der ganzen Frage der 
föderativen und der zentralistischen Republik sowie der 
lokalen Selbstverwaltung, wurde und wird in unserer Par­
teipropaganda und -agitation nicht genügend Beachtung ge­
schenkt.

5. DIE EINLEITUNG VOM JAHRE 1891 ZU MARX’ 
„DER BÜRGERKRIEG IN FRANKREICH»

In seiner Einleitung zur dritten Auflage des „Bürgerkriegs 
in Frankreich“ — diese Einleitung datiert vom 18. März 
1891 und war ursprünglich in der „Neuen Zeit“ veröffent­
licht—gibt Engels neben interessanten beiläufigen Bemer­
kungen zu Fragen, die mit dem Verhältnis zum Staat Zusam­
menhängen, eine überaus prägnante Zusammenfassung der 
Lehren der Kommune.22 Diese Zusammenfassung, vertieft 
durch die ganze Erfahrung eines Zeitabschnitts von zwanzig 
Jahren, der den Verfasser von der Kommune trennte, und 
speziell gegen die in Deutschland verbreitete „abergläubi­
sche Verehrung des Staats“ gerichtet, kann mit Recht als das 
letzte Wort des Marxismus zu der Frage, die wir hier unter­
suchen, bezeichnet werden.

In Frankreich, bemerkt Engels, waren die Arbeiter 
nach jeder' Revolution bewaffnet, „für die am Staatsru­
der befindlichen Bourgeois war daher Entwaffnung der 
Arbeiter erstes Gebot. Daher nach jeder, durch die 
Arbeiter erkämpften Revolution ein neuer Kampf, der 
mit der Niederlage der Arbeiter endigt,“
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Diese Bilanz der Erfahrungen der bürgerlichen Revolu­
tionen ist ebenso kurz wie bedeutungsvoll. Das Wesen der 
Sache — unter anderem auch in der Frage des Staates (o b 
die unterdrückte Klasse Waffen besitzt) — 
ist hier treffend erfaßt. Gerade diesen Kern umgehen mei­
stenteils sowohl die unter dem Einfluß der bürgerlichen Ideo­
logie stehenden Professoren als auch die kleinbürgerlichen 
Demokraten. In der russischen Revolution von 19x7 fiel dem 
„Menschewik“ und „Auch-Marxisten“ Zereteli die Ehre zu 
(eine Cavaignacsche Ehre), dieses Geheimnis der bürgerli­
chen Revolutionen auszuplaudern. In seiner „historischen“ 
Rede vom 11. Juni plauderte Zereteli aus der Schule, die 
Bourgeoisie sei entschlossen, die Petrograder Arbeiter zu 
entwaffnen, wobei er natürlich diesen Beschluß auch als 
seinen eigenen wie überhaupt als eine „Staats“notwendig- 
keit hinstellte!

Die historische Rede Zeretelis vom n. Juni wird natürlich 
für jeden Geschichtsschreiber der Revolution von 1917 eine 
der anschaulichsten Illustrationen dafür bieten, wie sich der 
von Herrn Zereteli geführte Block der Sozialrevolutionäre 
und Menschewiki gegen das revolutionäre Proletariat auf 
die Seite der Bourgeoisie geschlagen hat.

Eine andere beiläufige Bemerkung von Engels, die eben­
falls mit der Frage des Staates zusammenhängt, bezieht sich 
auf die Religion. Es ist bekannt, daß die deutsche Sozialde­
mokratie in dem Maße, wie sie versumpfte und immer op­
portunistischer wurde, immer häufiger zu einer philisterhaf­
ten Falschdeutung der berühmten Formel „Erklärung der 
Religion zur Privatsache“ hinabsank. Nämlich: Diese For­
mel wurde so gedeutet, als sei auch für die Partei des revolu­
tionären Proletariats die Frage der Religion Privatsache!!
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Gegen diesen völligen Verrat am revolutionären Programm 
des Proletariats machte eben Engels Front, der 1891 erst ganz 
schwache Keime des Opportunismus in seiner Partei beobach­
tete und sich daher äußerst vorsichtig ausdrückte:

„Wie in der Kommune fast nur Arbeiter oder aner­
kannte Arbeitervertreter saßen, so trugen auch ihre 
Beschlüsse einen entschieden proletarischen Charakter. 
Entweder dekretierten sie Reformen, die die republi­
kanische Bourgeoisie nur aus Feigheit unterlassen hatte, 
die aber für die freie Aktion der Arbeiterklasse eine 
notwendige Grundlage bildeten, wie die Durchführung 
des Satzes, daß dem Staat gegenüber die Religion bloße 
Privatsache sei; oder sie erließ Beschlüsse direkt im In­
teresse der Arbeiterklasse und teilweise tief einschnei­
dend in die alte Gesellschaftsordnung.“

Engels unterstrich die Worte „dem Staat gegenüber“ mit 
Vorbedacht, um haargenau den deutschen Opportunismus zu 
treffen, der die Religion der Partei gegenüber zur Privatsache 
erklärte und auf diese Weise die Partei des revolutionären 
Proletariats auf das Niveau eines banalen „freidenkerischen“ 
Spießertums hinabdrückte, das bereit ist, Konfessionslosig­
keit zu dulden, aber auf den Kampf der Partei gegen das 
volksverdummende Opium Religion verzichtet.

Der künftige Geschichtsschreiber der deutschen Sozialde­
mokratie wird beim Aufspüren der Wurzeln ihres schmach­
vollen Zusammenbruchs im Jahre 1914 nicht wenig interes­
santes Material zu dieser Frage vorfinden, angefangen von 
den ausweichenden, dem Opportunismus Tür und Tor öffnen­
den Erklärungen in den Artikeln Kautskys, des ideologischen 
Führers der Partei, bis zu dem Verhalten der Partei zu der 
„Los-von-der-Kirche-Bewegung“ im Jahre 1915.
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Gehen wir jedoch zu den Lehren über, die Engels zwanzig 
Jahre nach der Kommune aus ihren Erfahrungen für das 
kämpfende Proletariat zog.

Das sind die Lehren, die Engels in den Vordergrund 
rückte:

„Gerade die unterdrückende Macht ■ der bisherigen 
zentralisierten Regierung, Armee, politische Polizei, 
Bürokratie, die Napoleon 1798 geschaffen und die seit­
dem jede neue Regierung als willkommnes Werkzeug 
übernommen und gegen ihre Gegner ausgenutzt hatte, 
gerade diese Macht sollte überall fallen, wie sie in Paris 
bereits gefallen war.

Die Kommune mußte gleich von vornherein aner­
kennen, daß die Arbeiterklasse, einmal zur Herrschaft 
gekommen, nicht fortwirtschaften könne mit der alten 
Staatsmaschine; daß diese Arbeiterklasse, um nicht ihrer 
eignen, erst eben eroberten Herrschaft wieder verlustig 
zu gehn, einerseits alle die alte, bisher gegen sie selbst 
ausgenutzte Unterdrückungsmaschinerie beseitigen, and­
rerseits aber sich sichern müsse gegen ihre eignen 
Abgeordneten und Beamten, indem sie diese, ohne alle 
Ausnahme, für jederzeit absetzbar erklärte.“

Engels unterstreicht immer wieder, daß nicht nur in der 
Monarchie, sondern auch in der demokratischen Republik 
der Staat Staat bleibt, d. h. sein grundlegendes Unterschei­
dungsmerkmal beibehält: die beamteten Personen, die „Die­
ner der Gesellschaft“, ihre Organe in Herren über die Ge­
sellschaft zu verwandeln.

„Gegen diese, in allen bisherigen Staaten unumgäng­
liche Verwandlung des Staats und der Staatsorgane aus 
Dienern der Gesellschaft in Herren der Gesellschaft 
wandte die Kommune zwei unfehlbare Mittel an.
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Erstens besetzte sie alle Stellen, verwaltende, richtende, 
lehrende, durch Wahl nach allgemeinem. Stimmrecht der 
Beteiligten, und zwar auf jederzeitigen Widerruf durch 
dieselben Beteiligten. Und zweitens zahlte sie für alle 
Dienste, hohe wie niedrige, nur den Lohn, den andre 
Arbeiter empfingen. Das höchste Gehalt, das sie über­
haupt zahlte, war 6000 Franken*. Damit war der 
Stellenjägerei und dem Strebertum ein sichrer Riegel 
vorgeschoben, auch ohne die gebundnen Mandate bei 
Delegierten zu Vertretungskörpern, die noch zum Über­
fluß hinzugefügt wurden.“

Engels gelangt hier an jene denkwürdige Grenze, wo eine 
konsequente Demokratie sich auf der einen Seite in So­
zialismus verwandelt und auf der andern Seite den Sozialis­
mus erfordert. Denn zur Aufhebung des Staates ist nötig, 
daß die Funktionen des Staatsdienstes in solche einfachen 
Operationen der Kontrolle und Rechnungsführung verwan­
delt werden, die für die ungeheure Mehrheit der Bevölkerung 
und später für die gesamte Bevölkerung ohne Ausnahme 
verständlich und ausführbar sind. Zur völligen Beseitigung 
des Strebertums ist es erforderlich, daß ein „Ehrenamt“ im 
Staatsdienst, auch wenn es nichts einbringt, nicht als 
Sprungbrett dienen kann, um in hochbezahlte Stellungen bei 
Banken und Aktiengesellschaften zu gelangen, wie das in 
allen kapitalistischen Ländern, auch den freiesten, ständig 
vorkommt.

* Nominell waren das zirka 2400 Rubel, nach dem heutigen Kurs zirka 
6000 Rubel. Ganz unverzeihlich handeln die Bolschewiki, die z. B. Vor­
schlägen, in den städtischen Dumas Gehälter von 9000 Rubel einzu­
führen, statt ein Maximum von 6000 Rubel jiir den ganzen Staat zu 
beantragen — eine Summe, die durchaus genügen dürfte.
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Engels begeht aber nicht den Fehler, den z. B. manche 
Marxisten in der Frage des Selbstbestimmungsrechts der 
Nationen begehen: im Kapitalismus sei die Selbstbestimmung 
unmöglich und im Sozialismus überflüssig. Eine derartige, 
anscheinend geistreiche, in Wirklichkeit aber falsche Argu­
mentation ließe sich über jede beliebige demokratische Ein­
richtung wiederholen, auch über die bescheidenen Beam­
tengehälter, denn ein vollauf konsequenter Demokratismus 
ist unter dem Kapitalismus unmöglich, im Sozialismus wird 
aber jede Demokratie absterben.

Das ist eine Sophisterei, die an die alte Scherzfrage er­
innert, ob ein Mensch beginnt kahlköpfig zu werden, wenn er 
ein Haar verliert.

Entwicklung der Demokratie bis zu Ende, Auffinden der 
Formen einer solchen Entwicklung, ihre Erprobung in der 
Praxis usw. — das alles bildet eine der integrierenden Auf­
gaben des Kampfes um die soziale Revolution. Für sich 
genommen wird kein Demokratismus den Sozialismus brin­
gen. Im Leben aber wird der Demokratismus nie „für sich 
genommen“, sondern er wird mit anderen Erscheinungen 
„zusammengenommen“, er wird seinen Einfluß auch auf die 
Ökonomik ausüben, ihre Umgestaltung fördern, dem Einfluß 
der ökonomischen Entwicklung unterliegen usw. Das ist die 
Dialektik der lebendigen Geschichte.

Engels fährt fort:
„Diese Sprengung der bisherigen Staatsmacht und 

ihre Ersetzung durch eine neue, in Wahrheit demokra­
tische, ist im dritten Abschnitt des ,Bürgerkriegs' ein­
gehend geschildert. Es war aber nötig, hier nochmals 
kurz auf einige Züge derselben einzugehn, weil gerade 
in Deutschland der Aberglaube an den Staat aus der 
Philosophie sich in das allgemeine Bewußtsein der Bour-

97



geoisie und selbst vieler Arbeiter übertragen hat. Nach 
der philosophischen Vorstellung ist der Staat die .Ver­
wirklichung der Idee“ oder das ins Philosophische über­
setzte Reich Gottes auf Erden, das Gebiet, worauf die 
ewige Wahrheit und Gerechtigkeit sich verwirklicht 
oder verwirklichen soll. Und daraus folgt dann eine 
abergläubische Verehrung des Staats und alles dessen, 
was mit dem Staat zusammenhängt, und die sich um 
so leichter einstellt, als man sich von Kindesbeinen 
daran gewöhnt hat, sich einzubilden, die der ganzen 
Gesellschaft gemeinsamen Geschäfte und Interessen 
könnten nicht anders besorgt werden, als wie sie bisher 
besorgt worden sind, nämlich durch den Staat und seine 
wohlbestallten Behörden. Und man glaubt schon einen 
ganz gewaltig kühnen Schritt getan zu haben, wenn man 
sich frei gemacht vom Glauben an die erbliche Monar­
chie und auf die demokratische Republik schwört. In 
Wirklichkeit aber ist der Staat nichts als eine Maschine 
zur Unterdrückung einer Klasse durch eine andre, und 
zwar in der demokratischen Republik nicht minder als 
in der Monarchie; und im besten Fall ein Übel, das 
dem im Kampf um die Klassenherrschaft siegreichen 
Proletariat vererbt wird, und dessen schlimmste Seiten 
es, ebensowenig wie die Kommune, umhinkönnen wird, 
sofort möglichst zu beschneiden, bis ein in neuen, freien 
Gesellschaftszuständen herangewachsenes Geschlecht 
imstande sein wird, den ganzen Staatsplunder von sich 
abzutun.“

Engels ermahnte die Deutschen, bei der Ersetzung der 
Monarchie durch eine Republik nicht die Grundlagen des 
Sozialismus in der Frage des Staates überhaupt zu vergessen. 
Seine Warnungen lesen sich jetzt geradezu wie eine Lektion
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für die Herren Zereteli und Tschernow, die in ihrer „Koali- 
tions“praxis ihren Aberglauben an den Staat und ihre 
abergläubische Verehrung des Staates offenbart haben 1

Noch zwei Bemerkungen. Erstens: Wenn Engels sagt, daß 
in einer demokratischen Republik der Staat „nicht minder“ 
als in der Monarchie eine „Maschine zur Unterdrückung einer 
Klasse durch eine andre“ bleibt, so bedeutet das durchaus 
nicht, daß die Form der Unterdrückung dem Proletariat 
gleichgültig sei, wie manche Anarchisten „lehren“. Eine 
breitere, freiere, offenere Form des Klassenkampfes und der 
Klassenunterdrückung bedeutet für das Proletariat eine 
riesige Erleichterung im Kampf um die Aufhebung der Klas­
sen überhaupt.

Zweitens: Die Frage, warum erst ein neues Geschlecht 
imstande sein wird, den ganzen Staatsplunder von sich abzu­
tun, hängt mit der Frage der Überwindung der Demokratie 
zusammen, einer Frage, zu der wir nun übergehen.

6. ENGELS ÜBER DIE ÜBERWINDUNG DER 
DEMOKRATIE

Engels hatte Gelegenheit, sich darüber zu äußern im Zu­
sammenhang mit der Frage der wissenschaftlichen Unrich­
tigkeit der Bezeichnung „Sozialdemokrat“.

Im Vorwort zu einer Ausgabe seiner Aufsätze zu ver­
schiedenen Themen aus den siebziger Jahren hauptsächlich 
„internationalen“ Inhalts („Internationales aus dem ,Volks- 
staat“ “), datiert vom 3. Januar 1894, also anderthalb Jahre 
vor seinem Tod, schrieb Engels, er habe in allen Aufsätzen 
das Wort „Kommunist“ und nicht „Sozialdemokrat“ ge­
braucht, weil sich damals die Proudhonisten in Frankreich und 
die Lassalleaner in Deutschland Sozialdemokraten nannten.
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„Für Marx und mich“, fährt Engels fort, „war es 
daher rein unmöglich, zur Bezeichnung unseres speziel­
len Standpunkts einen Ausdruck von solcher Dehnbar­
keit zu wählen. Heute ist das anders, und so mag das 
Wort“ („Sozialdemokrat“) „passieren, so unpassend es 
bleibt für eine Partei, deren ökonomisches Programm 
nicht bloß allgemein sozialistisch, sondern direkt kom­
munistisch und deren politisches letztes Endziel die 
Überwindung des ganzen Staates, also auch der Demo­
kratie ist. Die Namen wirklicher“ (hervorgehoben von 
Engels) „politischer Parteien stimmen aber nie ganz; 
die Partei entwickelt sich, der Name bleibt.“23

Der Dialektiker Engels bleibt am Ende seiner Tage der 
Dialektik treu. Marx und ich, sagt er, hatten einen aus­
gezeichneten, wissenschaftlich exakten Namen für die Partei, 
aber es fehlte die wirkliche, d. h. die proletarische Massen­
partei. Jetzt (Ende des 19. Jahrhunderts) existiert eine wirk­
liche Partei, aber ihr Name ist wissenschaftlich unrichtig. 
Tut nichts, er „mag passieren“, wenn nur die Partei sich ent­
wickelt, wenn nur die wissenschaftliche Ungenauigkeit ihres 
Namens der Partei selbst nicht verborgen bleibt und sie 
nicht daran hindert, sich in der richtigen Richtung zu ent­
wickeln !

Mancher Spaßvogel könnte am Ende auch uns, die Bol- 
schewiki, nach der Art von Engels trösten wollen: Wir haben 
eine wirkliche Partei, sie entwickelt sich vorzüglich; es mag 
also auch ein so sinnloses und monströses Wort wie „Bolsche­
wik“ „passieren“, das nichts weiter ausdrückt als den rein 
zufälligen Umstand, daß wir 1903 auf dem Parteitag in 
Brüssel-London die Mehrheit hatten . . . Jetzt, da die Ver­
folgungen unserer Partei im Juli und August durch die Re­
publikaner und die „revolutionäre“ kleinbürgerliche Demo-
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kratie das Wort „Bolschewik“ im ganzen Volk zu einem 
Ehrennamen gemacht, jetzt, da diese Verfolgungen außer­
dem einen so gewaltigen, historischen Fortschritt unserer 
Partei in ihrer wirklichen Entwicklung markiert haben — jetzt 
hätte auch ich vielleicht Bedenken, wie im April vorzuschla­
gen, den Namen unserer Partei zu ändern. Vielleicht würde 
ich meinen Genossen ein „Kompromiß“ vorschlagen: uns 
Kommunistische Partei zu nennen und das Wort Bolsche­
wiki in Klammern beizubehalten . . .

Doch die Frage nach der Benennung der Partei ist un­
vergleichlich weniger wichtig als die Frage nach dem Ver­
hältnis des revolutionären Proletariats zum Staat.

In den landläufigen Betrachtungen über den Staat wird 
fortwährend der Fehler begangen, vor dem hier Engels 
warnt und den wir in den vorhergegangenen Darlegungen 
beiläufig gestreift haben. Man vergißt nämlich immer, daß 
die Aufhebung des Staates auch die Aufhebung der Demo­
kratie bedeutet, daß das Absterben des Staates ein Absterben 
der Demokratie ist.

Auf den ersten Blick mag diese Behauptung höchst sonder­
bar und unverständlich erscheinen; bei manchem dürfte so­
gar die Befürchtung aufkommen, daß wir den Anbruch 
einer Gesellschaftsordnung erwarten, in der das Prinzip der 
Unterordnung der Minderheit unter die Mehrheit nicht ein­
gehalten werden würde, denn Demokratie sei doch gerade die 
Anerkennung dieses Prinzips 1

Nein. Demokratie ist nicht identisch mit Unterordnung 
der Minderheit unter die Mehrheit. Demokratie ist ein die 
Unterordnung der Minderheit unter die Mehrheit anerken­
nender Staat, d. h. eine Organisation zur systematischen 
Gewaltanwendung einer Klasse gegen die andere, eines Teils 
der Bevölkerung gegen den anderen.
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Als Endziel setzen wir uns die Abschaffung des Staates, 
d. h. jeder organisierten und systematischen Gewalt, jeder 
Gewaltanwendung gegen Menschen überhaupt. Wir erwarten 
nicht, daß eine Gesellschaftsordnung anbricht, in der das 
Prinzip der Unterordnung der Minderheit unter die Mehrheit 
nicht eingehalten werden würde. Doch in unserem Streben 
zum Sozialismus sind wir überzeugt, daß er in den Kom­
munismus hinüberwachsen wird und daß im Zusammenhang 
damit jede Notwendigkeit der Gewaltanwendung gegen 
Menschen überhaupt, der Unterordnung eines Menschen 
unter den anderen, eines Teils der Bevölkerung unter den 
anderen verschwinden wird, denn die Menschen werden sich 
daran gewöhnen, die elementaren Regeln des gesellschaft­
lichen Zusammenlebens ohne Gewalt und ohne Unterord­
nung einzuhalten.

Um dieses Element der Gewohnheit zu betonen, spricht 
Engels eben von einem neuen Geschlecht, das, „in neuen, 
freien Gesellschaftszuständen herangewachsen, imstande sein 
wird, den ganzen Staatsplunder von sich abzutun“ — jedes 
Staatswesen abzuschaffen, auch das demokratisch-republika­
nische.

Um das klarzumachen, bedarf es einer Untersuchung der 
Frage nach den ökonomischen Grundlagen für das Absterben 
des Staates.

V. KAPITEL
DIE ÖKONOMISCHEN GRUNDLAGEN 
FÜR DAS ABSTERBEN DES STAATES

Am ausführlichsten erörtert Marx diese Frage in seiner 
„Kritik des Gothaer Programms“ (Brief an Bracke vom 5.
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Mai 1875, veröffentlicht erst 1891 in der „Neuen Zeit“, 
Jahrgang IX, 1, in russischer Sprache als Broschüre erschie­
nen). Der polemische Teil dieses bedeutenden Werkes, der 
aus einer Kritik am Lassalleanertum besteht, hat seinen posi­
tiven Teil, nämlich die Analyse des Zusammenhangs zwischen 
der Entwicklung des Kommunismus und dem Absterben des 
Staates, sozusagen, in den Schatten gestellt.

1. DIE FRAGESTELLUNG BEI MARX

Bei einem oberflächlichen Vergleich des Briefes von 
Marx an Bracke vom 5. Mai 1875 mit dem oben besprochenen 
Brief von Engels an Bebel vom 28. März 1875 könnte es 
scheinen, als wäre Marx viel mehr „Staatsanhänger“ als 
Engels und als bestünde zwischen den Auffassungen der 
beiden Verfasser über den Staat ein ganz erheblicher Un­
terschied.

Engels empfiehlt Bebel, das ganze Gerede vom Staat über­
haupt fallenzulassen, das Wort „Staat“ gänzlich aus dem 
Programm zu entfernen und es durch das Wort „Gemein­
wesen“ zu ersetzen; Engels erklärt sogar, die Kommune sei 
kein Staat im eigentlichen Sinne mehr gewesen. Marx da­
gegen spricht sogar vom „zukünftigen Staatswesen der kom­
munistischen Gesellschaft“, d. h., er erkennt scheinbar die 
Notwendigkeit des Staates selbst im Kommunismus an.

Eine derartige Auffassung wäre jedoch grundfalsch. Eine 
nähere Betrachtung ergibt, daß sich die Ansichten von Marx 
und die von Engels über den Staat und dessen Absterben 
durchaus decken, der erwähnte Ausdruck von Marx bezieht 
sich doch gerade auf dieses absterbende Staatswesen.
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Es ist klar, daß von einer Bestimmung des Zeitpunkts des 
künftigen „Absterbens“ nicht einmal die Rede sein kann, 
um so mehr, als es sich offenkundig um einen langwierigen 
Prozeß handelt. Der scheinbare Unterschied zwischen Marx 
und Engels erklärt sich aus der Verschiedenheit der Themen, 
die sie behandelten, der Aufgaben, die sie verfolgten. En­
gels machte es sich zur Aufgabe, Bebel anschaulich, scharf 
umrissen, in großen Zügen die ganze Unsinnigkeit der land­
läufigen (und in nicht geringem Maße von Lassalle geteilten) 
Vorurteile in bezug auf den Staat nachzuweisen. Marx 
streift diese Frage nur nebenbei; ihn interessiert ein 
anderes Thema: die Entwicklung der kommunistischen Ge­
sellschaft.

Die ganze Theorie von Marx ist eine Anwendung der Ent­
wicklungstheorie — in ihrer konsequentesten, vollkommen­
sten, durchdachtesten und inhaltsreichsten Form — auf den 
modernen Kapitalismus. Es ist nur natürlich, daß sich für 
Marx die Frage nach der Anwendung dieser Theorie auch 
auf den bevorstehenden Zusammenbruch des Kapitalismus 
und die künftige Entwicklung des künftigen Kommunismus 
erhob.

Auf Grund welcher Unterlagen aber kann die Frage nach 
der künftigen Entwicklung des künftigen Kommunismus auf­
geworfen werden?

Auf Grund der Tatsache, daß er aus dem Kapitalismus 
hervorgeht, sich historisch aus dem Kapitalismus entwickelt, 
das Resultat der Wirkungen einer gesellschaftlichen Kraft ist, 
die der Kapitalismus erzeugt hat. Bei Marx findet sich auch 
nicht die Spur eines Versuchs, Utopien zu konstruieren, ins 
Blaue hinein Mutmaßungen anzustellen über das, was man 
nicht wissen kann. Marx stellt die Frage des Kommunismus 
so, wie der Naturforscher die Frage der Entwicklung einer 
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neuen, sagen wir, biologischen Abart stellen würde, wenn 
man weiß, daß sie so und so entstanden ist und sich in der 
und der bestimmten Richtung modifiziert.

Marx räumt vor allem mit der Konfusion auf, die durch 
das Gothaer Programm in die Frage nach dem Verhältnis von 
Staat und Gesellschaft hineingetragen wird.

„Die .heutige Gesellschaft' ist die kapitalistische Ge­
sellschaft“, schreibt er, „die in allen Kulturländern 
existiert, mehr oder weniger frei von mittelaltrigem 
Beisatz, mehr oder weniger durch die besondre ge­
schichtliche Entwicklung jedes Landes modifiziert, mehr 
oder weniger entwickelt. Dagegen der ,heutige Staat' 
wechselt mit der Landesgrenze. Er ist ein andrer im 
preußisch-deutschen Reich als in der Schweiz, ein andrer 
in England als in den Vereinigten Staaten. ,Der 
heutige Staat' ist also eine Fiktion.

Jedoch haben die verschiednen Staaten der verschied- 
nen Kulturländer trotz ihrer bunten Formverschie­
denheit alle das gemein, daß sie auf dem Boden der 
modernen bürgerlichen Gesellschaft stehn, nur einer 
mehr oder minder kapitalistisch entwickelten. Sie haben 
daher auch gewisse wesentliche Charaktere gemein. 
In diesem Sinne kann man von .heutigem Staatswesen' 
sprechen, im Gegensatz zur Zukunft, worin seine jetzige 
Wurzel, die bürgerliche Gesellschaft, abgestorben ist.

Es fragt sich dann: Welche Umwandlung wird das 
Staatswesen in einer kommunistischen Gesellschaft er­
leiden? fn andern Worten, welche gesellschaftlichen 
Funktionen bleiben dort übrig, die jetzigen Staatsfunk­
tionen analog sind? Diese Frage ist nur wissenschaft­
lich zu beantworten, und man kommt dem Problem 
durch tausendfache Zusammensetzung des Wortes Volk
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mit dem Wort Staat auch nicht um einen Flohsprung 
näher.“24

Nachdem Marx auf diese Weise alles Gerede vom „Volks­
staat“ lächerlich gemacht hat, gibt er die Problemstellung 
und warnt gewissermaßen davor, bei der wissenschaftlichen 
Beantwortung der Frage anders als mit feststehenden wissen­
schaftlichen Angaben zu operieren.

Das erste, was durch die ganze Entwicklungstheorie, die 
ganze Wissenschaft überhaupt ganz genau festgestellt wurde, 
was die Utopisten vergaßen und die jetzigen Opportunisten, 
die sich vor der sozialistischen Revolution fürchten, verges­
sen, ist der Umstand, daß es geschichtlich zweifellos ein be­
sonderes Stadium oder eine besondere Etappe des Übergangs 
vom Kapitalismus zum Kommunismus geben muß.

2. DER ÜBERGANG VOM KAPITALISMUS ZUM 
KOMMUNISMUS

„Zwischen der kapitalistischen und der kommuni­
stischen Gesellschaft“, fährt Marx fort, „liegt die Periode, 
der revolutionären Umwandlung der einen in die andre. 
Der entspricht auch eine politische Übergangsperiode, 
deren Staat nichts andres sein kann als die revolutio­
näre Diktatur des Proletariats.“-

Diese Schlußfolgerung beruht bei Marx auf der Analyse 
der Rolle, die das Proletariat in der modernen kapitalisti­
schen Gesellschaft spielt, auf den Tatsachen der Entwicklung 
dieser Gesellschaft und der Unversöhnlichkeit der einander 
entgegengesetzten Interessen des Proletariats und der Bour­
geoisie.

Früher wurde die Frage so gestellt: Das Proletariat muß, 
um seine Befreiung zu erlangen, die Bourgeoisie stürzen, die 
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politische Macht erobern und seine revolutionäre Diktatur 
errichten.

Jetzt wird die Frage etwas anders gestellt: Der Übergang 
von der kapitalistischen Gesellschaft, die sich zum Kom­
munismus hin entwickelt, zur kommunistischen Gesellschaft 
ist unmöglich ohne eine „politische Übergangsperiode“, und 
der Staat dieser Periode kann nur die revolutionäre Diktatur 
des Proletariats sein.

In welchem Verhältnis steht nun diese Diktatur zur De­
mokratie?

Wir haben gesehen, daß das „Kommunistische Manifest“ 
einfach zwei Begriffe nebeneinander stellt: „Erhebung des 
Proletariats zur herrschenden Klasse“ und „Erkämpfung der 
Demokratie“. Auf Grund alles oben Gesagten läßt sich 
genauer bestimmen, wie sich die Demokratie beim Übergang 
vom Kapitalismus zum Kommunismus verändert.

In der kapitalistischen Gesellschaft, ihre günstigste Ent­
wicklung vorausgesetzt, haben wir in der demokratischen 
Republik einen mehr oder weniger vollständigen Demokra­
tismus. Dieser Demokratismus ist jedoch durch den engen 
Rahmen der kapitalistischen Ausbeutung stets eingeengt und 
bleibt daher im Grunde genommen stets ein Demokratismus 
für die Minderheit, nur für die besitzenden Klassen, nur für 
die Reichen. Die Freiheit der kapitalistischen Gesellschaft 
bleibt immer ungefähr die gleiche, die sie in den antiken 
griechischen Republiken war: Freiheit für die Sklavenhalter. 
Die modernen Lohnsklaven bleiben infolge der Bedingungen 
der kapitalistischen Ausbeutung so von Not und Elend be­
drückt, daß ihnen „nicht nach Demokratie“, „nicht nach 
Politik“ der Sinn steht, so daß bei dem gewöhnlichen, fried­
lichen Gang der Ereignisse die Mehrheit der Bevölkerung 
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von der Teilnahme am öffentlichen und politischen Leben 
ausgeschlossen ist.

Die Richtigkeit dieser Behauptung wird vielleicht am an­
schaulichsten durch Deutschland bestätigt, da gerade in die­
sem Staat die verfassungsmäßige Legalität sich erstaunlich 
lange und stabil, nahezu ein halbes Jahrhundert (1871—1914), 
behauptet hat, während die Sozialdemokratie es verstanden 
hat, in dieser Zeit viel mehr als in anderen Ländern die „Le­
galität auszunutzen“ und einen so großen Teil der Arbeiter 
in der politischen Partei zu organisieren, wie das sonst nir­
gends in der Welt der Fall war.

Wie groß ist nun dieser höchste in der kapitalistischen 
Gesellschaft je beobachtete Teil der politisch bewußten und 
aktiven Lohnsklaven? Eine Million Mitglieder der sozial­
demokratischen Partei —von fünfzehn Millionen Lohnarbei­
tern! Drei Millionen gewerkschaftlich Organisierte — von 
fünfzehn Millionen!

Demokratie für eine verschwindende Minderheit, Demo­
kratie für die Reichen — so sieht der Demokratismus der 
kapitalistischen Gesellschaft aus. Sieht man sich den Me­
chanismus der kapitalistischen Demokratie genauer an, so 
findet man überall, sowohl in den „geringfügigen“, angeblich 
geringfügigen, Einzelheiten des Wahlrechts (Ansässigkeits­
klausel, Ausschließung der Frauen usw.) als auch in der 
Technik der Vertretungskörperschaften, in den tatsächlichen 
Behinderungen des Versammlungsrechts (die öffentlichen 
Gebäude sind nicht für „Habenichtse“ da!) oder in der rein 
kapitalistischen Organisation der Tagespresse und so weiter 
und so fort — überall, wo man hinblickt, Beschränkungen auf 
Beschränkungen des Demokratismus. Diese Beschränkun­
gen, Ausnahmen, Ausschließungen und Behinderungen für die 
Armen erscheinen gering, besonders demjenigen, der selbst 
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nie Not gekannt hat und mit dem Leben der unterdrückten 
Klassen in ihrer Masse nicht in Berührung gekommen ist 
(und das trifft für neun Zehntel, wenn nicht gar für neun­
undneunzig Hundertstel der bürgerlichen Publizisten und 
Politiker zu) — aber zusammengenommen bewirken diese 
Beschränkungen, daß die arme Bevölkerung von der Politik, 
von der aktiven Teilnahme an der Demokratie ausgeschlos­
sen, verdrängt wird.

Marx hat dieses W e s e n der kapitalistischen Demokratie 
glänzend erfaßt, als er in seiner Analyse der Erfahrungen 
der Kommune sagte: den Unterdrückten wird in mehreren 
Jahren einmal gestattet, darüber zu entscheiden, welcher 
Vertreter der unterdrückenden Klasse sie im Parlament ver- 
und zertreten soll!

Doch von dieser kapitalistischen Demokratie — die un­
vermeidlich eng ist, die die Armen im stillen beiseite schiebt 
und daher durch und durch heuchlerisch und verlogen ist — 
führt die weitere Entwicklung nicht einfach, geradeswegs 
und glatt, „zu immer größerer Demokratie“, wie die liberalen 
Professoren und kleinbürgerlichen Opportunisten die Sache 
darzustellen pflegen. Nein. Die weitere Entwicklung, d. h. 
die Entwicklung zum Kommunismus, geht über die Dikta­
tur des Proletariats und kann auch gar nicht anders gehen, 
denn außer dem Proletariat ist niemand imstande, den Wi­
derstand, der kapitalistischen Ausbeuter z« brechen, und auf 
anderem Wege ist er nicht zu brechen.

Die Diktatur des Proletariats aber, d. h. die Organisierung 
der Avantgarde der Unterdrückten zur herrschenden Klasse, 
um die Unterdrücker niederzuhalten, kann nicht einfach nur 
eine Erweiterung der Demokratie ergeben. Zugleich mit der 
gewaltigen. Erweiterung des Demokratismus, der zum 
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erstenmal ein Demokratismus für die Armen, für das 
Volk wird und nicht ein Demokratismus für die Reichen, 
bringt die Diktatur des Proletariats eine Reihe von Frei­
heitsbeschränkungen für die Unterdrücker, die Ausbeuter, 
die Kapitalisten. Diese müssen wir niederhalten, um die 
Menschheit von der Lohnsklaverei zu befreien, ihr Wider­
stand muß mit Gewalt gebrochen werden, und es ist klar, 
daß es dort, wo es Unterdrückung, wo es Gewalt gibt, keine 
Freiheit, keine Demokratie gibt.

Engels hat das ausgezeichnet in seinem Brief an Bebel 
zum Ausdruck gebracht, wenn er, wie der Leser sich entsin­
nen wird, sagt: „Solange das Proletariat den Staat noch 
gebraucht, gebraucht es ihn nicht im Interesse der Freiheit, 
sondern der Niederhaltung seiner Gegner, und sobald von 
Freiheit die Rede sein kann, hört der Staat als solcher auf 
zu bestehen.“

Demokratie für die riesige Mehrheit des Volkes und ge­
waltsame Niederhaltung der Ausbeuter, der Unterdrücker 
des Volkes, d. h. ihr Ausschluß von der Demokratie — diese 
Modifizierung erfährt die Demokratie beim Übergang vom 
Kapitalismus zum Kommunismus.

Erst in der kommunistischen Gesellschaft, wenn der Wi­
derstand der Kapitalisten schon endgültig gebrochen ist, 
wenn die Kapitalisten verschwunden sind, wenn es keine 
Klassen (d. h. keinen Unterschied zwischen den Mitgliedern 
der Gesellschaft in ihrem Verhältnis zu den gesellschaftli­
chen Produktionsmitteln) mehr gibt — erst dann „hört der 
Staat auf zu bestehen, und es kann von Freiheit die Rede 
sein“. Erst dann ist eine tatsächlich vollkommene Demo­
kratie, tatsächlich ohne jede Ausnahme, möglich und wird 
verwirklicht werden. Und erst dann beginnt die Demokratie
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abzusterben, infolge des einfachen Umstands, daß die von 
der kapitalistischen Sklaverei, von den ungezählten Greueln, 
Brutalitäten, Widersinnigkeiten und Gemeinheiten der ka­
pitalistischen Ausbeutung befreiten Menschen sich nach und 
nach gewöhnen werden, die elementaren, von alters 
her bekannten und seit Jahrtausenden in allen Vorschriften 
gepredigten Regeln des gesellschaftlichen Zusammenlebens 
einzuhalten, sie ohne Gewalt, ohne Zwang, ohne Unterord­
nung, ohne den besonderen Zwangs a p p a r a t, 
der sich Staat nennt, einzuhalten.

Der Ausdruck „der Staat stirbt ab" ist sehr treffend ge­
wählt, denn er deutet sowohl auf das Allmähliche als auch 
auf das Elementare des Prozesses hin. Nur die Gewöhnung 
kann und wird zweifellos eine solche Wirkung ausüben, denn 
wir beobachten rings um uns millionenfach, wie leicht sich 
Menschen an die Einhaltung der für sie notwendigen Regeln 
des gesellschaftlichen Zusammenlebens gewöhnen, wenn die 
Ausbeutung fehlt, wenn nichts vorhanden ist, was sie em­
pört, sie zu Protest und Auflehnung herausfordert, was die 
Notwendigkeit der Niederhaltung schafft.

Also: In der kapitalistischen Gesellschaft haben wir eine 
gestutzte, dürftige, falsche Demokratie, eine Demokratie nur 
für die Reichen, für eine Minderheit. Die Diktatur des 
Proletariats, die Periode des Übergangs zum Kommunismus, 
wird zum erstenmal Demokratie für das Volk, für die Mehr­
heit bringen, aber zugleich wird sie notwendigerweise eine 
Minderheit, die Ausbeuter, niederhalten. Einzig und allein 
der Kommunismus ist imstande, eine wahrhaft vollständige 
Demokratie zu bieten, und je vollständiger diese sein wird, 
um so schneller wird sie entbehrlich werden, wird sie von 
selbst absterben.
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Mit anderen Worten: Im Kapitalismus haben wir den 
Staat im eigentlichen Sinne des Wortes, eine besondere Ma­
schine zur Unterdrückung einer Klasse durch eine andere, 
und zwar der Mehrheit durch eine Minderheit. Damit eine 
solche Sache wie die systematische Unterdrückung der Mehr­
heit der Ausgebeuteten durch die Minderheit der Ausbeuter 
erfolgreich ist, bedarf es natürlich der größten Grausamkeit 
und bestialischer Unterdrückung, sind Meere von Blut nötig, 
durch die denn auch die Menschheit im Zustand der Skla­
verei, der Leibeigenschaft und der Lohnarbeit ihren Weg 
geht.

Weiter. Beim Übergang vom Kapitalismus zum Kommu­
nismus ist die Unterdrückung noch notwendig, aber es ist 
das bereits eine Unterdrückung der Minderheit der Ausbeuter 
durch die Mehrheit der Ausgebeuteten. Ein besonderer 
Apparat, eine besondere Maschine zur Unterdrückung, ein 
„Staat“ ist noch notwendig, aber es ist das bereits ein Uber­
gangsstaat, kein Staat im eigentlichen Sinne mehr, denn die 
Niederhaltung der Minderheit der Ausbeuter durch die 
Mehrheit der Lohnsklaven von gestern ist eine so verhält­
nismäßig leichte, einfache und natürliche Sache, daß sie viel 
weniger Blut kosten wird als die Unterdrückung von Auf­
ständen der Sklaven, Leibeigenen und Lohnarbeiter, daß sie 
der Menschheit weit billiger zu stehen kommen wird. Und 
sie ist vereinbar mit der Ausdehnung der Demokratie auf 
eine so überwältigende Mehrheit der Bevölkerung, daß die 
Notwendigkeit einer besonderen Maschine zur Unterdrük- 
kung zu schwinden beginnt. Die Ausbeuter sind natürlich 
nicht imstande, das Volk niederzuhalten ohne eine sehr kom­
plizierte Maschine zur Erfüllung dieser Aufgabe, das Volk 
aber vermag die Ausbeuter mit einer sehr einfachen „Ma­
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schine“, ja nahezu ohne „Maschine“, ohne einen besonderen 
Apparat niederzuhalten, durch die einfache Organisation der 
bewaffneten Massen (in der Art der Sowjets der Arbeiter­
und Soldatendeputierten, sei vorgreifend bemerkt).

Schließlich macht allein der Kommunismus den Staat 
völlig überflüssig, denn es ist niemand niederzuhalten, 
„niemand“ im Sinne einer Klasse, im Sinne des systemati­
schen Kampfes gegen einen bestimmten Teil der Bevölkerung. 
Wir .sind keine Utopisten und leugnen durchaus nicht die 
Möglichkeit und Unvermeidlichkeit von Ausschreitungen 
einzelner Personen und ebensowenig die Notwendigkeit, 
solche Ausschreitungen zu unterdrücken. Aber erstens be­
darf es dazu keiner besonderen Maschine, keines besonderen 
Unterdrückungsapparates; das wird das bewaffnete Volk 
selbst mit der gleichen Selbstverständlichkeit und Leichtig­
keit bewerkstelligen, mit der eine beliebige Gruppe zivili­
sierter Menschen sogar in der heutigen Gesellschaft Raufende 
auseinander bringt oder eine Frau vor Gewalt schützt. 
Zweitens wissen wir, daß die soziale Grundursache der 
Ausschreitungen, die eine Verletzung der Regeln des gesell­
schaftlichen Zusammenlebens bedeuten, in der Ausbeutung 
der Massen, ihrer Not und ihrem Elend zu suchen ist. Mit 
der Beseitigung dieser Hauptursache werden die Ausschrei­
tungen unvermeidlich „abzusterben“ beginnen. Wir wissen 
nicht, wie rasch und in welcher Folge das geschehen wird, 
aber wir wissen, daß sie absterben werden. Mit dem Ab­
sterben der Ausschreitungen wird auch der Staat absterben.

Ohne sich auf Utopien einzulassen, hat Marx das näher 
bestimmt, was sich jetzt über diese Zukunft bestimmen läßt, 
nämlich den Unterschied zwischen der niederen und der 
höheren Phase (Stufe, Etappe) der kommunistischen Gesell­
schaft.
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3. DIE ERSTE PHASE DER KOMMUNISTISCHEN 
GESELLSCHAFT

■ In der „Kritik des Gothaer Programms“ widerlegt Marx 
eingehend die Lassallesche Idee, der Arbeiter werde im So­
zialismus den „unverkürzten“ oder „vollen Arbeitsertrag“ 
erhalten. Marx zeigt, daß von dem gesellschaftlichen Ge­
samtprodukt ein Reservefonds abzuziehen ist, ein Fonds für 
die Ausdehnung der Produktion, ferner für Ersatz der „ver­
brauchten“ Maschinen u. dgl. m., sodann aus den Konsum­
tionsmitteln ein Fonds für Verwaltungskosten, für Schulen, 
Krankenhäuser, Altersheime usw.

An Stelle der nebelhaften, unklaren, allgemeinen Phrase 
Lassalles („dem Arbeiter den vollen Arbeitsertrag“) gibt 
Marx eine nüchterne Berechnung, wie die sozialistische Ge­
sellschaft zu wirtschaften gezwungen sein wird. Marx ana­
lysiert konkret die Lebensbedingungen einer solchen Gesell­
schaft, in der es keinen Kapitalismus geben wird, und sagt: 

„Womit wir es hier zu tun haben“ (bei der Erör­
terung des Programms der Arbeiterpartei), „ist eine 
kommunistische Gesellschaft, nicht wie sie sich auf ihrer 
eigenen Grundlage entwickelt hat, sondern umgekehrt, 
wie sie eben aus der kapitalistischen Gesellschaft her­
vorgeht-, die also in jeder Beziehung, ökonomisch, sitt­
lich, geistig, noch behaftet ist mit den Muttermalen der
alten Gesellschaft, aus deren Schoß sie herkommt.“

Eben diese kommunistische Gesellschaft, die gerade aus 
dem Schoße des Kapitalismus ans Tageslicht tritt, die in jeder 
Beziehung mit den Muttermalen der alten Gesellschaft be­
haftet ist, bezeichnet Marx als die „erste“ oder niedere Phase 
der kommunistischen Gesellschaft.

Die Produktionsmittel sind schon nicht mehr Privateigen­
tum einzelner Personen. Die Produktionsmittel gehören der
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ganzen Gesellschaft. Jedes Mitglied der Gesellschaft leistet 
einen gewissen Teil gesellschaftlich notwendiger Arbeit und 
erhält von der Gesellschaft einen Schein darüber, daß es 
ein gewisses Quantum Arbeit geliefert hat. Auf diesen 
Schein erhält es ein entsprechendes Quantum Produkte aus 
den gesellschaftlichen Vorräten an Konsumtionsmitteln. 
Nach Abzug des Arbeitsquantums, das für die gemein­
schaftlichen Fonds bestimmt ist, erhält jeder Arbeiter also 
von der Gesellschaft so viel zurück, wie er ihr gegeben hat.

Es herrscht gewissermaßen „Gleichheit“.
Wenn aber Lassalle von dieser Gesellschaftsordnung (die 

gewöhnlich als Sozialismus bezeichnet wird, während Marx 
sie als erste Phase des Kommunismus bezeichnet) meint, das 
wäre eine „gerechte Verteilung“, das wäre „gleiches Recht 
eines jeden auf den gleichen Arbeitsertrag“, so irrt er, und 
Marx deckt seinen Irrtum auf.

„Gleiches Recht“, sagt Marx, haben wir hier allerdings, es 
ist aber noch das „bürgerliche Recht“, das, wie alles 
Recht, Ungleichheit v or aus s e tzt. Jedes Recht 
besteht in Anwendung von gleichem Maßstab auf 
ungleiche Individuen, die in Wirklichkeit verschieden, 
untereinander ungleich sind; das „gleiche Recht“ ist daher 
eine Verletzung der Gleichheit und eine Ungerechtigkeit. 
In der Tat erhält jeder, der den gleichen Teil gesellschaftli­
cher Arbeit geleistet hat wie die anderen, den gleichen An­
teil am gesellschaftlichen Produkt (nach den erwähnten 
Abzügen).

Indes sind die einzelnen Menschen nicht gleich: Der 
eine ist stärker, der andere schwächer; der eine ist verhei­
ratet, der andere nicht; der eine hat mehr Kinder als der 
andere usw.
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„Bei gleicher Arbeitsleistung“, folgert Marx, „und 
daher gleichem Anteil an dem gesellschaftlichen Kon­
sumtionsfonds erhält also der eine faktisch mehr als 
der andre, ist der eine reicher als der andre etc. Um 
alle diese Mißstände zu vermeiden, müßte das Recht, 
statt gleich, ungleich sein.“

Gerechtigkeit und Gleichheit kann also die erste Phase des 
Kommunismus noch nicht bringen: Unterschiede im Reich­
tum, und zwar ungerechte Unterschiede bleiben bestehen, 
unmöglich aber wird die Ausbeutung des Menschen durch 
den Menschen sein, denn es wird nicht mehr möglich sein, 
die Produktionsmittel, die Fabriken, Maschinen, den Grund 
und Boden usw., als Privateigentum an sich zu reißen. Marx 
zerschlägt die kleinbürgerliche, unklare Phrase Lassalles von 
„Gleichheit“ und „Gerechtigkeit“ schlechthin und zeigt da­
bei den Entwicklungsgang der kommunistischen Gesellschaft, 
die gezwungen ist, zunächst nur die „Ungerechtigkeit“ zu 
beseitigen, daß die Produktionsmittel von einzelnen Personen 
angeeignet sind, und vorerst nicht imstande ist, mit einem 
Schlag auch die weitere Ungerechtigkeit zu beseitigen, die 
in der Verteilung der Konsumtionsmittel „nach der Arbeits­
leistung“ (und nicht nach den Bedürfnissen) besteht.

Die Vulgärökonomen, darunter bürgerliche Professoren 
mitsamt „unserm“ Tugan25, machen den Sozialisten ständig 
zum Vorwurf, daß sie die Ungleichheit der Menschen ver­
gessen und von einer Beseitigung dieser Ungleichheit „träu­
men“. Ein solcher Vorwurf beweist, wie wir sehen, nur 
grenzenlose Ignoranz der Herren bürgerlichen Ideologen.

Marx zieht nicht nur auf das genaueste die unvermeidliche 
Ungleichheit der Menschen in Betracht, er berücksichtigt 
auch, daß der bloße Übergang der Produktionsmittel in das 
Gemeineigentum der gesamten Gesellschaft („Sozialismus“ 
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im landläufigen Gebrauch des Wortes) die Mängel der Ver­
teilung und die Ungleichheit des „bürgerlichen Rechts“ 
nicht beseitigt, das weiter herrscht, solange die Pro­
dukte „nach der Arbeitsleistung“ verteilt werden.

„Aber diese Mißstände“, fährt Marx fort, „sind un­
vermeidbar in der ersten Phase der kommunistischen 
Gesellschaft, wie sie eben aus der kapitalistischen Ge­
sellschaft nach langen Geburtswehen hervorgegangen 
ist. Das Recht kann nie höher sein als die ökonomische 
Gestaltung und dadurch bedingte Kulturentwicklung 
der Gesellschaft.“

Somit wird in der ersten Phase der kommunistischen Ge­
sellschaft (die gewöhnlich Sozialismus genannt wird) das 
„bürgerliche Recht“ nicht vollständig abgeschafft, sondern 
nur zum Teil, nur entsprechend der bereits erreichten ökono­
mischen Umwälzung, d. h. lediglich in bezug auf die Produk­
tionsmittel. Das „bürgerliche Recht“ sieht in ihnen das 
Privateigentum einzelner Individuen. Der Sozialismus macht 
sie zum Gemeineigentum. Insofern —und nur insofern — 
fällt das „bürgerliche Recht“ fort.

Es bleibt jedoch in seinem anderen Teil bestehen, es bleibt 
als Regulator (Ordner) bei der Verteilung der Produkte und 
der Arbeit unter die Mitglieder der Gesellschaft. „Wer 
nicht arbeitet, soll auch nicht essen“, dieses sozialistische 
Prinzip ist schon verwirklicht; „für das gleiche Quantum 
Arbeit das gleiche Quantum Produkte“ — auch dieses sozia­
listische Prinzip ist schon verwirklicht. Das ist jedoch noch 
nicht Kommunismus, und das beseitigt noch nicht das „bür­
gerliche Recht“, das ungleichen Individuen für ungleiche 
(faktisch ungleiche) Arbeitsmengen die gleiche Menge Pro­
dukte zuweist.
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Das ist ein „Mißstand“, sagt Marx, aber er ist in der 
ersten Phase des Kommunismus unvermeidbar, denn will 
man nicht in Utopien verfallen, so darf man nicht annehmen, 
daß die Menschen sofort nach dem Sturz des Kapitalismus 
lernen werden, ohne alle Rechtsnormen für die Allgemeinheit 
zu arbeiten, sind doch die ökonomischen Voraussetzungen 
für eine solche Änderung durch die Abschaffung des Kapita­
lismus nicht sofort gegeben.

Andere Normen aber als die des „bürgerlichen Rechts“ 
sind nicht vorhanden. Insofern bleibt noch die Notwendig­
keit des Staates bestehen, der unter Wahrung des gesell­
schaftlichen Eigentums an den Produktionsmitteln die 
Gleichheit der Arbeitsleistung und die Gleichheit bei der 
Verteilung der Produkte zu schützen hat.

Der Staat stirbt ab, insofern es keine Kapitalisten, keine 
Klassen mehr gibt und man daher auch keine Klasse mehr 
unterdrücken kann.

Der Staat ist aber noch nicht ganz abgestorben, denn noch 
bleibt die Wahrung des „bürgerlichen Rechts“, das die fak­
tische Ungleichheit sanktioniert. Zum vollständigen Ab­
sterben des Staates bedarf es des vollständigen Kommunis­
mus.

4. DIE HÖHERE PHASE DER KOMMUNISTISCHEN 
GESELLSCHAFT

Marx fährt fort:
„In einer hohem Phase der kommunistischen Gesell­

schaft, nachdem die knechtende Unterordnung der In­
dividuen unter die Teilung der Arbeit, damit auch der 
Gegensatz geistiger und körperlicher Arbeit verschwun­
den ist; nachdem die Arbeit nicht nur Mittel zum Le­
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ben, sondern selbst das erste Lebensbedürfnis geworden; 
nachdem mit der allseitigen Entwicklung der Individuen 
auch die Produktionskräfte gewachsen sind und alle 
Springquellen des genossenschaftlichen Reichtums voller 
fließen — erst dann kann der enge bürgerliche Rechts­
horizont ganz überschritten werden und die Gesellschaft 
auf ihre Fahnen schreiben: Jeder nach seinen Fähigkei­
ten, jedem nach seinen Bedürfnissen!“

Erst jetzt können wir die ganze Richtigkeit der Bemerkun­
gen von Engels einschätzen, in denen er unerbittlich die Ver­
bindung der Wörter „Freiheit“ und „Staat“ als unsinnig ver­
spottete. Solange es einen Staat gibt, gibt es keine Freiheit. 
Wenn es Freiheit geben wird, wird es keinen Staat geben.

Die ökonomische Grundlage für das vollständige Abster­
ben des Staates ist eine so hohe Entwicklung des Kommunis­
mus, daß der Gegensatz von geistiger und körperlicher Arbeit 
verschwindet, folglich eine der wichtigsten Quellen der 
heutigen gesellschaftlichen Ungleichheit beseitigt wird, und 
zwar eine Quelle, die durch den bloßen Übergang der Pro­
duktionsmittel in Gemeineigentum, durch die bloße Expro­
priation der Kapitalisten keinesfalls mit einem Schlag aus 
der Welt geschafft werden kann.

Diese Expropriation wird eine enorme Entwicklung der 
Produktivkräfte ermöglichen. Und wenn wir sehen, wie 
schon jetzt der Kapitalismus in unglaublicher Weise diese 
Entwicklung aufhält, wie vieles auf Grund der heutigen, 
bereits erreichten Technik vorwärtsgebracht werden könnte, 
so sind wir berechtigt, mit voller Überzeugung zu sagen, daß 
die Expropriation der Kapitalisten unausbleiblich eine ge­
waltige Entwicklung der Produktivkräfte der menschlichen 
Gesellschaft zur Folge haben wird. Wie rasch aber diese 
Entwicklung weitergehen wird, wie schnell sie zur Aufhe­
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bung der Arbeitsteilung, zur Beseitigung des Gegensatzes 
von geistiger und körperlicher Arbeit, zur Verwandlung der 
Arbeit in „das erste Lebensbedürfnis“ führen wird, das wis­
sen wir nicht und können wir nicht wissen.

Wir sind daher auch nur berechtigt, von dem unvermeid­
lichen Absterben des Staates zu sprechen. Dabei betonen 
wir, daß dieser Prozeß von langer Dauer ist und vom 
Entwicklungstempo der höheren Phase des Kommunismus 
abhängt, wobei wir die Frage der Fristen oder der konkreten 
Formen des Absterbens vollkommen offenlassen, denn Unter­
lagen zur Entscheidung dieser Fragen gibt es nicht.

Der Staat wird dann völlig absterben können, wenn die 
Gesellschaft den Grundsatz „Jeder nach seinen Fähigkeiten, 
jedem nach seinen Bedürfnissen“ verwirklicht haben wird, 
d. h. wenn die Menschen sich so an das Befolgen der Grund­
regeln des gesellschaftlichen Zusammenlebens gewöhnt ha­
ben werden und ihre Arbeit so produktiv sein wird, daß sie 
freiwillig nach ihren Fähigkeiten arbeiten werden. Der 
„enge bürgerliche Rechtshorizont“, der dazu zwingt, mit der 
Hartherzigkeit eines Shylock26 bedacht zu sein, nur ja nicht 
eine halbe Stunde länger zu arbeiten als der andere und keine 
geringere Bezahlung zu erhalten als der andere — dieser enge 
Horizont wird dann überschritten sein. Die Verteilung der 
Produkte wird dann von der Gesellschaft keine Normierung 
der jedem einzelnen zukommenden Menge erfordern; jeder 
wird frei „nach seinen Bedürfnissen“ nehmen.

Vom bürgerlichen Standpunkt aus ist es leicht, eine solche 
Gesellschaftsstruktur als „reine Utopie“ hinzustellen und 
darüber zu spotten, daß die Sozialisten jedem das Recht 
zusichern, von der Gesellschaft ohne jegliche Kontrolle über 
die Arbeitsleistung des einzelnen Bürgers eine beliebige 
Menge Trüffeln, Autos, Klaviere u. dgl. m. zu erhalten.
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Die meisten bürgerlichen „Gelehrten“ beschränken sich auch 
bis auf den heutigen Tag auf dieses Spotten und verraten 
dadurch nur ihre Ignoranz und ihre eigennützige Verteidi­
gung des Kapitalismus.

Ignoranz, denn es ist keinem Sozialisten je eingefallen, 
„zuzusichern“, daß die höhere Phase der Entwicklung des 
Kommunismus eintreten wird; die Voraussicht der großen 
Sozialisten aber, daß sie eintreten wird, hat nicht die heutige 
Arbeitsproduktivität und nicht den heutigen Spießer zur 
Voraussetzung, der es fertigbrächte, etwa wie die Semina­
risten bei Pomjalowski, „für nichts und wieder nichts“ Ma­
gazine gesellschaftlicher Vorräte zu beschädigen und Un­
mögliches zu verlangen.

Bis die „höhere“ Phase des Kommunismus eingetreten sein 
wird, fordern die Sozialisten die strengste Kontrolle seitens 
der Gesellschaft und. seitens des Staates über das Maß der 
Arbeit und das Maß der Konsumtion, aber diese Kontrolle 
muß mit der Expropriation der Kapitalisten beginnen, mit 
der Kontrolle der Arbeiter über die Kapitalisten, und darf 
nicht von einem Beamtenstaat durchgeführt werden, sondern 
von dem Staat der bewaffneten Arbeiter.

Die eigennützige Verteidigung des Kapitalismus durch die 
bürgerlichen Ideologen (und ihre Schleppenträger vom 
Schlage der Herren Zereteli, Tschernow und Co.) besteht 
gerade darin, daß sie die dringende, aktuelle Frage der 
heutigen Politik in Diskussionen und Gerede über die ferne 
Zukunft umfälschen, und zwar die Frage der Expropriation 
der Kapitalisten, der Umwandlung aller Bürger in Arbeiter 
und Angestellte eines großen „Syndikats“, nämlich des gan­
zen Staates, und der völligen Unterordnung der gesamten 
Arbeit dieses ganzen Syndikats unter den wahrhaft demo­
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kratischen Staat, den Staat der Sowjets der Arbeiter- und 
Soldatendeputierten.

Wenn der gelehrte Professor und mit ihm der Spießer und 
die Herren Zereteli und Tschernow von hirnverbrannten 
Utopien, von demagogischen Versprechungen der Bolsche­
wiki, von der Unmöglichkeit der „Einführung“ des Sozialis­
mus reden, dann meinen sie im Grunde genommen das 
höhere Stadium, die höhere Phase des Kommunismus, die 
„einzuführen“ niemand versprochen, ja nicht einmal im Sinn 
gehabt hat, denn „einführen“ läßt sie sich überhaupt nicht.

Hier sind wir bei der Frage des wissenschaftlichen Unter­
schieds zwischen Sozialismus und Kommunismus angelangt, 
die Engels in seiner obenerwähnten Betrachtung über die 
Unrichtigkeit der Bezeichnung „Sozialdemokraten“ berührt. 
Politisch wird der Unterschied zwischen der ersten oder nie­
deren und der höheren Phase des Kommunismus mit der 
Zeit wahrscheinlich ungeheuer groß sein, doch wäre es 
lächerlich, jetzt, im Kapitalismus, diesen Unterschied her­
vorzuheben; ihn in den Vordergrund rücken könnten höch­
stens vereinzelte Anarchisten (falls unter den Anarchisten 
noch Leute übriggeblieben sind, die nichts hinzugelernt ha­
ben, nachdem sich die Kropotkin, Grave, Cornelissen und 
andere „Leuchten“ des Anarchismus auf „Plechanowsche“ 
Art in Sozialchauvinisten oder in Schützengraben-Anarchi­
sten verwandelt haben — wie sich Ge, einer der wenigen 
Anarchisten, die noch Ehre und Gewissen bewahrt haben, 
ausgedrückt hat).

Doch der wissenschaftliche Unterschied zwischen Sozia­
lismus und Kommunismus ist lclar. Was gewöhnlich als 
Sozialismus bezeichnet wird, nannte Marx die „erste“ oder 
niedere Phase der kommunistischen Gesellschaft. Insofern 
die Produktionsmittel Gewemeigentum werden, ist das Wort
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„Kommunismus“ auch hier anwendbar, wenn man nicht ver­
gißt, daß es kein vollkommener Kommunismus ist. Die 
große Bedeutung der Erörterungen von Marx besteht darin, 
daß er auch hier konsequent die materialistische Dialektik, 
die Entwicklungslehre, anwendet, indem er den Kommunis­
mus als etwas betrachtet, das sich aus dem Kapitalismus 
entwickelt. An Stelle scholastisch ausgeklügelter, „erdach­
ter“ Definitionen und fruchtloser Wortklaubereien (was So­
zialismus, was Kommunismus sei) gibt Marx eine Analyse 
dessen, was man als Stufen der ökonomischen Reife des 
Kommunismus bezeichnen könnte.

In seiner ersten Phase, auf seiner ersten Stufe kann der 
Kommunismus ökonomisch noch nicht völlig reif, völlig frei 
von den Traditionen, von den Spuren des Kapitalismus sein. 
Daraus erklärt sich eine so interessante Erscheinung wie das 
Fortbestehen des „engen bürgerlichen Rechtshorizonts“ wäh­
rend der ersten Phase des Kommunismus. Das bürgerliche 
Recht setzt natürlich in bezug auf die Verteilung der Kon- 
sumtionsmittel unvermeidlich auch den bürgerlichen Staat 
voraus, denn Recht ist nichts ohne einen Apparat, der im­
stande wäre, die Einhaltung der Rechtsnormen zu erzwingen.

So ergibt sich, daß im Kommunismus nicht nur das bür­
gerliche Recht eine gewisse Zeit fortbesteht, sondern sogar 
auch der bürgerliche Staat —ohne Bourgeoisie!

Das mag paradox oder einfach als dialektisches Gedan­
kenspiel erscheinen, wie das vielfach dem Marxismus von 
Leuten zum Vorwurf gemacht wird, die sich nicht im gering­
sten die Mühe genommen haben, seinen überaus tiefen Gehalt 
zu ergründen.

In Wirklichkeit zeigt uns doch das Leben auf Schritt und 
Tritt, sowohl in der Natur als auch in der Gesellschaft, 
Überreste des Alten im Neuen. Und Marx hat nicht will­
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kürlich ein Stückchen „bürgerlichen“ Rechts in den Kom­
munismus hineingebracht, sondern hat das genommen, was 
wirtschaftlich und politisch in einer aus dem Schoß des Ka­
pitalismus hervorgehenden Gesellschaft unvermeidlich ist.

Die Demokratie ist im Befreiungskampf der Arbeiter­
klasse gegen die Kapitalisten von gewaltiger Bedeutung. 
Die Demokratie ist aber durchaus keine unüberschreitbare 
Grenze, sondern lediglich eine der Etappen auf dem Wege 
vom Feudalismus zum Kapitalismus und vom Kapitalismus 
zum Kommunismus.

Demokratie bedeutet Gleichheit. Es ist begreiflich, welch 
große Bedeutung der Kampf des Proletariats um die Gleich­
heit und die Losung der Gleichheit haben, wenn man sie 

■'richtig, im Sinne der Aufhebung der Klassen auffaßt. Aber 
Demokratie bedeutet nur formale Gleichheit. Und sofort 
nach der Verwirklichung der Gleichheit aller Mitglieder der 
Gesellschaft in bezug auf den Besitz der Produktionsmittel, 
d. h. der Gleichheit der Arbeit, der Gleichheit des Arbeits­
lohnes, wird sich vor der Menschheit unvermeidlich die Frage 
erheben, wie sie von der formalen zur tatsächlichen Gleich­
heit, d. h. zur Verwirklichung des Satzes „Jeder nach seinen 
Fähigkeiten, jedem nach seinen Bedürfnissen“ weiterschreiten 
soll. Welche Etappen die Menschheit auf dem Wege zu 
diesem höheren Ziel durchschreiten wird, welche praktischen 
Maßnahmen sie hierzu ergreifen wird, wissen wir nicht und 
können wir nicht wissen. Es ist aber wichtig, daß wir uns 
darüber klarwerden, wie grenzenlos verlogen die landläufige 
bürgerliche Vorstellung ist, der Sozialismus sei etwas Totes, 
Erstarrtes, ein für allemal Gegebenes, während in Wirklich­
keit erst mit dem Sozialismus die rasche, wirkliche, wahrhafte 
Vorwärtsbewegung der Massen auf allen Gebieten des öf­
fentlichen und persönlichen Lebens, zunächst unter Teilnahme
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der Mehrheit der Bevölkerung und später der gesamten 
Bevölkerung, einsetzen wird.

Die Demokratie ist eine Staatsform, eine der Spielarten 
des Staates. Folglich ist sie, wie jeder Staat, eine organi­
sierte, systematische Gewaltanwendung gegenüber Menschen. 
Das ist die eine Seite. Anderseits bedeutet Demokratie aber 
die formale Anerkennung der Gleichheit zwischen den 
Bürgern, des gleichen Rechtes aller, die Staatsverfassung zu 
bestimmen und den Staat zu verwalten. Das wiederum hat 
zur Folge, daß die Demokratie auf einer bestimmten Ent­
wicklungsstufe erstens die dem Kapitalismus gegenüber 
revolutionäre Klasse, das Proletariat, zusammenschließt und 
ihr die Möglichkeit gibt, die bürgerliche, und sei es auch 
eine bürgerlich-republikanische, Staatsmaschine — stehendes 
Heer, Polizei, Beamtentum — zu zerbrechen, in Scherben zu 
schlagen, aus der Welt zu schaffen, sie durch eine demokra­
tischere Staatsmaschine, aber immerhin noch durch eine 
Staatsmaschine zu ersetzen, bestehend aus bewaffneten Ar­
beitermassen, die dazu übergehen, das gesamte Volk zur 
Beteiligung an der Miliz heranzuziehen.

Hier „schlägt Quantität in Qualität um“: Eine solche 
Stufe des Demokratismus ist mit der Sprengung des Rah­
mens der bürgerlichen Gesellschaft, mit dem Beginn ihrer 
sozialistischen Umgestaltung verbunden. Wenn tatsächlich 
alle an der Verwaltung des Staates teilnehmen, dann kann 
sich der Kapitalismus nicht länger halten. Die Entwicklung 
des Kapitalismus schafft ihrerseits die Voraussetzungen da­
für, daß wirklich „alle“ an der Leitung des Staates teilneh­
men können. Zu diesen Voraussetzungen gehört die allge­
meine Schulbildung, die in den fortgeschrittensten kapitalisti­
schen Ländern bereits eingeführt ist, ferner die „Schulung
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und Disziplinierung“ von Millionen Arbeitern durch den 
umfassenden, komplizierten, vergesellschafteten Apparat der 
Post, der Eisenbahnen, der Großbetriebe, des Großhandels, 
des Bankwesens usw. usf.

Unter solchen ökonomischen Voraussetzungen ist es durch­
aus möglich, unverzüglich, von heute auf morgen, dazu 
überzugehen, die Kapitalisten und Beamten, nachdem sie 
gestürzt sind, bei der Kontrolle über Produktion und Vertei­
lung, bei der Registrierung der Arbeit und der Produkte, 
durch bewaffnete Arbeiter, durch das gesamte bewaffnete 
Volk zu ersetzen. (Man verwechsle nicht die Frage der 
Kontrolle und Rechnungsführung mit der Frage des wissen­
schaftlich ausgebildeten Personals, der Ingenieure, Agro­
nomen u. a.: Diese Herrschaften arbeiten heute und fügen 
sich den Kapitalisten, sie werden morgen noch besser arbeiten 
und sich den bewaffneten Arbeitern fügen.)

Rechnungsführung und Kontrolle — das ist das Wichtigste, 
was zum „Ingangsetzen“, zum richtigen Funktionieren der 
kommunistischen Gesellschaft in ihrer ersten Phase erfor­
derlich ist. Alle Bürger verwandeln sich hier in entlohnte 
Angestellte des Staates, den die bewaffneten Arbeiter bilden. 
Alle Bürger werden Angestellte und Arbeiter eines das ge­
samte Volk umfassenden Staats„syndikats“. Es handelt sich 
nur darum, daß sie alle gleichermaßen arbeiten, das Maß 
der Arbeit richtig einhalten und gleichermaßen Lohn be­
kommen. Die Rechnungsführung und Kontrolle darüber 
ist durch den Kapitalismus bis zum äußersten verein­
facht, in außergewöhnlich einfache Operationen verwan­
delt worden, die zu verrichten jeder des Lesens und 
Schreibens Kundige imstande ist, er braucht nur zu beauf­
sichtigen und zu notieren, es genügt, daß er die vier Grund-
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rechnungsarten beherrscht und entsprechende Quittungen 
ausstellen kann,*

Wenn die Mehrheit des Volkes anfangen wird, selbständig 
allerorts eine solche Rechnungsführung, eine solche Kontrolle 
über die Kapitalisten (die nunmehr Angestellte geworden 
sind) und über die Herren Intellektuellen, die kapitalistische 
Allüren beibehalten haben, auszuüben, dann wird diese Kon­
trolle eine wirklich universelle, allgemeine, eine wirkliche 
Volkskontrolle werden, dann wird man sich ihr auf keine 
Weise entziehen können, wird man sich vor ihr „nirgends 
retten“ können.

Die gesamte Gesellschaft wird ein Büro und eine Fabrik 
mit gleicher Arbeit und gleichem Lohn sein.

Aber diese „Fabrik“disziplin, die das siegreiche Proleta­
riat nach dem Sturz der Kapitalisten, nach Beseitigung der 
Ausbeuter auf die gesamte Gesellschaft erstrecken wird, ist 
nichts weniger als unser Ideal oder unser Endziel, sie ist nur 
eine Stufe, die notwendig ist Zur radikalen Reinigung der 
Gesellschaft von den Niederträchtigkeiten und Gemeinheiten 
der kapitalistischen Ausbeutung, eine Stufe, um weiter vor­
wärtsschreiten zu können.

Von dem Zeitpunkt an, da alle Mitglieder der Gesellschaft 
oder wenigstens ihre übergroße Mehrheit selbst gelernt 
haben, den Staat zu regieren, selbst die Staatsregierung in 
ihre Hände genommen haben, die Kontrolle „in Gang ge­

* Wenn der Staat im wesentlichen Teil seiner Funktionen auf eine 
solche Rechnungsführung und Kontrolle durch die Arbeiter selbst redu­
ziert wird, hört er auf, ein „politischer Staat" zu sein, dann „verwandeln 
sich die öffentlichen Funktionen aus politischen in einfache administrative 
Funktionen" (vgl. oben, Kapitel IV, Abschnitt z, über Engels' Polemik 
gegen die Anarchisten).
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bracht“ haben über die verschwindend kleine Minderheit 
der Kapitalisten., über die Herrchen, die die kapi­
talistischen Allüren gern bewahren möchten, über die 
Arbeiter, die durch den Kapitalismus tief demoralisiert wor­
den sind — von diesem Zeitpunkt an beginnt die Notwendig­
keit jeglichen Regieren« überhaupt zu schwinden. Je voll­
ständiger die Demokratie, um so näher der Zeitpunkt, zu 
dem sie überflüssig wird. Je demokratischer der „Staat“, 
der aus bewaffneten Arbeitern besteht und „schon kein Staat 
im eigentlichen Sinne mehr“ ist, um so rascher beginnt jeder 
Staat abzusterben.

Denn wenn alle gelernt haben werden, selbständig die 
gesellschaftliche Produktion zu leiten und sie in der Tat 
leiten werden, wenn sie selbständig die Rechnungsführung 
und die Kontrolle über Müßiggänger, Herrensöhnchen, Gau­
ner und ähnliche „Hüter der Traditionen des Kapitalismus“ 
verwirklichen, dann wird das Umgehen dieser vom ganzen 
Volk durchgeführten Rechnungsführung und Kontrolle un­
vermeidlich so ungeheuer schwierig werden, eine so höchst 
seltene Ausnahme bilden und wahrscheinlich eine so rasche 
und ernsthafte Bestrafung nach sich ziehen (denn die bewaff­
neten Arbeiter sind Menschen des praktischen Lebens, keine 
sentimentalen Intelligenzler und werden kaum mit sich 
spaßen lassen), daß die Notwendigkeit zur Einhal­
tung der unkomplizierten Grundregeln für jedes Zusam­
menleben von Menschen sehr bald zur Gewohnheit 
werden wird.

Dann wird das Tor zum Übergang von der ersten Phase 
der kommunistischen Gesellschaft zu ihrer höheren Phase 
und damit auch zum völligen Absterben des Staates weit 
geöffnet sein.
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VI. KAPITEL

DIE VULGARISIERUNG DES MARXISMUS 
DURCH DIE OPPORTUNISTEN

Die Frage nach dem Verhältnis des Staates zur sozialen 
Revolution und der sozialen Revolution zum Staat hat die 
prominentesten Theoretiker und Publizisten der II. Interna­
tionale (1889—1914) sehr wenig beschäftigt, ebensowenig wie 
die Frage der Revolution überhaupt. Aber das Charakte­
ristischste an dem Prozeß des stetigen Anwachsens des 
Opportunismus, der 1914 zum Zusammenbruch der II. Inter­
nationale geführt hat, ist, daß man selbst da, wo man an 
diese Frage hart herangekommen war, sie zu umgehen suchte 
oder sie nicht bemerkte.

Im großen und ganzen kann man sagen, daß das Auswei­
chen not der Frage des Verhältnisses der proletarischen 
Revolution zum Staat, ein Ausweichen, das den Opportunis­
mus begünstigte und nährte, zur Entstellung und völligen 
Verflachung des Marxismus geführt hat.

Um diesen traurigen Prozeß wenigstens in aller Kürze zu 
kennzeichnen, wenden wir uns den prominentesten Theo­
retikern des Marxismus, Plechanow und Kautsky, zu.

1. PLECHANOWS POLEMIK GEGEN DIE ANARCHISTEN

Plechanow hat der Frage des Verhältnisses zwischen 
Anarchismus und Sozialismus eine besondere Broschüre, 
„Anarchismus und Sozialismus“, gewidmet, die 1894 in deut­
scher Sprache erschienen ist.
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Plechanow brachte es fertig, dieses Thema zu behandeln 
und dabei das Aktuellste, Dringlichste und politisch Wesent­
lichste im Kampf gegen den Anarchismus, nämlich das Ver­
hältnis der Revolution zum Staat wie überhaupt die Frage 
des Staates, völlig zu umgehen! In seiner Broschüre treten 
zwei Teile hervor: der eine—ein historisch-literarischer mit 
wertvollem Material zur Geschichte der Ideen Stirners, 
Proudhons u. a., der andere — ein philisterhafter mit platten 
Betrachtungen darüber, daß ein Anarchist von einem Bandi­
ten nicht zu unterscheiden sei.

Eine höchst kuriose Themenverknüpfung, die für die ganze 
Tätigkeit Plechanows am Vorabend der Revolution und wäh­
rend der Revolutionsperiode in Rußland äußerst charakteri­
stisch ist: Plechanow entpuppte sich denn auch in den Jahren 
1905—1917 halb als Doktrinär und halb als Philister, der in 
der Politik im Nachtrab der Bourgeoisie einherging.

Wir haben gesehen, wie Marx und Engels in ihrer Pole­
mik gegen die Anarchisten besonders eingehend ihre Ansich­
ten über das Verhältnis der Revolution zum Staat klarlegten. 
Als Engels 1891 die Marxsche „Kritik des Gothaer Pro­
gramms“ herausgab, schrieb er: „Wir“ (d. h. Engels und 
Marx) „lagen damals, kaum zwei Jahre nach dem Haager 
Kongreß der (ersten) Internationale27, im heftigsten Kampf 
mit Bakunin und seinen Anarchisten . .

Die Anarchisten versuchten, gerade die Pariser Kommune 
sozusagen „für sich“ in Anspruch zu nehmen, als eine Bestäti­
gung ihrer Lehre, dabei hatten sie die Lehren der Kommune 
und die Analyse dieser Lehren durch Marx überhaupt nicht 
begriffen. Zu den konkret-politischen Fragen: Soll man 
die alte Staatsmaschinerie zerschlagen? — und wodurch ist 
sie zu ersetzen? — hat der Anarchismus nichts beigetragen, 
was auch nur annähernd an die Wahrheit heranreichte.
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Aber über „Anarchismus und Sozialismus“ reden und da­
bei der ganzen Frage des Staates ausweichen, die ganze 
Entwicklung des Marxismus vor und nach der Kommune 
übersehen, das hieß unvermeidlich zum Opportunismus ab­
gleiten. Denn eben dem Opportunismus ist am besten 
gedient, wenn die beiden von uns soeben bezeichneten Fragen 
überhaupt nicht angeschnitten werden. Das allein bedeutet 
schon einen Sieg des Opportunismus.

2. KAUTSKYS POLEMIK GEGEN DIE OPPORTUNISTEN

Von Kautskys Schriften sind zweifellos bedeutend mehr 
ins Russische übersetzt als in irgendeine andere Sprache. 
Nicht zu Unrecht sagen manche deutsche Sozialdemokraten 
im Scherz, Kautsky werde in Rußland mehr gelesen als in 
Deutschland. (Nebenbei bemerkt, enthält dieser Scherz einen 
viel tieferen historischen Sinn, als seine Urheber vermuten, 
nämlich: die russischen Arbeiter, die 1905 einen wahren Heiß­
hunger nach den besten Werken der besten sozialdemokrati­
schen Literatur der Welt an den Tag legten und die eine im 
Vergleich mit anderen Ländern unerhört große Menge von 
Übersetzungen und Ausgaben solcher Werke erhielten, 
übertrugen damit sozusagen auf den jungen Boden unserer 
proletarischen Bewegung in beschleunigter Weise die reiche 
Erfahrung des fortgeschritteneren Nachbarlandes.)

Besonders bekannt ist Kautsky bei uns, abgesehen von 
seiner populären Darstellung des Marxismus, durch seine 
Polemik gegen die Opportunisten, an ihrer Spitze Bernstein. 
Kaum bekannt ist aber eine Tatsache, die nicht umgangen 
werden darf, wenn man sich die Aufgabe stellt, zu verfolgen, 
wie Kautsky zu einer unglaublich schmachvollen Verwirrung 
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und zur Verteidigung des Sozialchauvinismus in der Zeit der 
schwersten Krise 1914/1915 hinabgesunken ist. Nämlich die 
Tatsache, daß Kautsky vor seinem Auftreten gegen die pro­
minentesten Vertreter des Opportunismus in Frankreich 
(Millerand und Jaures) und Deutschland (Bernstein) sehr 
stark geschwankt hat. Die marxistische „Sarja“28, die 
1901/1902 in Stuttgart erschien und revolutionär-proletarische 
Anschauungen vertrat, sah sich gezwungen, gegen Kautsky zu 
polemisieren, seine aus Halbheiten bestehende, ausweichende, 
den Opportunisten gegenüber versöhnliche Resolution auf 
dem Internationalen Sozialistenkongreß zu Paris 190029 als 
,,kautschukartig“ zu bezeichnen. In der deutschen Literatur 
sind Briefe von Kautsky veröffentlicht worden, die zeigen, 
daß er vor seinem Feldzug gegen Bernstein nicht weniger 
schwankte.

Von ungleich größerer Bedeutung ist jedoch der Umstand, 
daß wir selbst in seiner Polemik gegen die Opportunisten, in 
seiner Fragestellung und seiner Art der Behandlung der Frage 
jetzt, da wir die Geschichte des neuesten Verrats Kautskys 
am Marxismus untersuchen, ein systematisches Hinneigen zum 
Opportunismus gerade in der Frage des Staates feststellen 
können.

Nehmen wir Kautskys erstes größeres Werk gegen den 
Opportunismus, sein Buch „Bernstein und das Sozialdemo­
kratische Programm“. Bernstein wird von Kautsky aus­
führlich widerlegt. Charakteristisch aber ist folgendes.

Bernstein erhebt in seinen herostratisch berühmt gewor­
denen „Voraussetzungen des Sozialismus“ gegen den Mar­
xismus den Vorwurf des „Blanquismus" (ein Vorwurf, den 
seither die Opportunisten und die liberalen Bourgeois in 
Rußland Tausende von Malen gegen die Vertreter des revolu­
tionären Marxismus, die Bolschewiki, wiederholten). Dabei
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geht Bernstein besonders auf den Marxschen „Bürgerkrieg 
in Frankreich“ ein und versucht — wie wir gesehen haben, 
höchst erfolglos — , die Marxschen Ansichten über die Lehren 
der Kommune mit Proudhons Ansichten zu identifizieren. 
Besondere Beachtung findet bei Bernstein die Schlußfolgerung 
von Marx, die er in der Vorrede von 1872 zum „Kommuni­
stischen Manifest“ unterstrichen hat und die besagt, daß „die 
Arbeiterklasse nicht die fertige Staatsmaschine einfach in 
Besitz nehmen und sie für ihre eignen Zwecke in Bewegung 
setzen kann“.

Bernstein hat dieser Ausspruch so sehr „gefallen“, daß er 
ihn in seinem Buch nicht weniger als dreimal wiederholt, um 
ihn in einem ganz entstellten, opportunistischen Sinne auszu­
legen.

Marx will, wie wir gesehen haben, sagen, daß die Arbei­
terklasse die ganze Staatsmaschine zerschlagen, zerbrechen, 
sprengen muß (der Ausdruck „Sprengung“ wird von Engels 
gebraucht). Bernstein dagegen stellt es so hin, als hätte Marx 
mit diesen Worten die Arbeiterklasse vor revolutionärem 
Übereifer bei der Ergreifung der Macht warnen wollen.

Eine gröbere und abscheulichere Verdrehung des Marx­
schen Gedankens ist kaum vorstellbar.

Was tat nun Kautsky in seiner sehr eingehenden Wider­
legung der Bernsteiniade?

Er vermied es, die ganze Tiefe der Entstellung des 
Marxismus durch den Opportunismus in diesem Punkt zu 
untersuchen. Er führte die oben zitierte Stelle aus der En­
gelsschen Einleitung zum „Bürgerkrieg“ von Marx an und 
beschränkte sich darauf, zu sagen, daß nach Marx die 
Arbeiterklasse nicht die fertige Staatsmaschine einfach in 
Besitz nehmen kann, daß sie aber, allgemein gesprochen, 
sie in Besitz nehmen könne, weiter nichts. Davon, daß
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Bernstein Marx das gerade Gegenteil des wirkli­
chen Marxschen Gedankens zuschrieb, daß Marx seit 1852 als 
Aufgabe der proletarischen Revolution das „Zeschlagen“ der 
Staatsmaschinerie in den Vordergrund rückte, findet sich bei 
Kautsky nicht ein Wort.

So kam es, daß der wesentlichste Unterschied zwischen 
Marxismus und Opportunismus hinsichtlich der Aufgaben 
der proletarischen Revolution bei Kautsky verkleistert 
wurde!

„Die Entscheidung über das Problem der proletarischen 
Diktatur“, schrieb Kautsky „gegen“ Bernstein, „können wir 
wohl ganz ruhig der Zukunft überlassen.“ (S. 172’ der deutschen 
Ausgabe.)

Das ist keine Polemik gegen Bernstein, sondern im Grun­
de ein Zugeständnis an ihn, eine Kapitulation vor dem 
Opportunismus, denn vorerst brauchen die Opportunisten ja 
nichts weiter, als daß alle grundlegenden Fragen nach den 
Aufgaben der proletarischen Revolution „ganz ruhig der 
Zukunft überlassen“ werden.

Marx und Engels haben von 1852 bis 1891, vierzig Jahre 
hindurch, das Proletariat gelehrt, daß es die Staatsmaschi­
nerie zerschlagen muß. Kautsky aber bringt es 1899 fertig, 
angesichts des völligen Verrats, den die Opportunisten in 
diesem Punkt am Marxismus geübt haben, die Frage, ob 
man diese Maschine zerschlagen müsse, zu vertauschen gegen 
die Frage nach den konkreten Formen dieses Zerschlagens, 
und rettet sich unter die Fittiche der „unbestreitbaren“ (und 
nutzlosen) philisterhaften Wahrheit, daß man die konkreten 
Formen nicht im voraus kennen könne!!

Ein Abgrund klafft zwischen Marx und Kautsky in ihrem 
Verhältnis zu der Aufgabe der proletarischen Partei, die 
Arbeiterklasse auf die Revolution vorzubereiten.
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Nehmen wir ein späteres, reiferes Werk von Kautsky, das 
in beträchtlichem Maße ebenfalls einer Widerlegung der 
Irrtümer des Opportunismus gewidmet ist. Es ist seine Bro­
schüre „Die soziale Revolution“. Der Verfasser behandelt 
hier speziell das Thema der „proletarischen Revolution“ und 
des „proletarischen Regimes“. Der Verfasser hat sehr viel 
außerordentlich Wertvolles geboten, aber gerade die Frage 
des Staates hat er umgangen. In der Broschüre ist überall 
von der Eroberung der Staatsgewalt die Rede, weiter nichts, 
d. h., es ist eine solche Formulierung gewählt, dre'-’-den Op­
portunisten entgegenkommt, da sie die Eroberung der Macht 
ohne eine Zerstörung der Staatsmaschinerie zuläßt. Gerade 
das, was Marx 1872 im Programm des „Kommunistischen 
Manifests“ für „veraltet“ erklärt, wird von Kautsky 1902 
wieder aujgewärmt.

In der Broschüre ist ein besonderer Abschnitt den „For­
men und Waffen der sozialen Revolution“ gewidmet. Hier 
wird wohl vom politischen Massenstreik gesprochen, ebenso 
vom Bürgerkrieg und von den „Machtmitteln des modernen 
Großstaates, seiner Bürokratie und Armee“, aber kein 
Sterbenswort davon, was die Kommune die Arbeiter bereits 
gelehrt hat. Augenscheinlich hat Engels die Sozialisten, ins­
besondere die deutschen, nicht ohne Grund vor der „aber­
gläubischen Verehrung“ des Staates gewarnt.

Kautsky schildert die Sache folgendermaßen: Das siegrei­
che Proletariat wird „das demokratische Programm zur 
Wahrheit machen“, und er erläutert die einzelnen Punkte 
dieses Programms. Darüber aber, was das Jahr 1871 in der 
Frage der Ersetzung der bürgerlichen Demokratie durch die 
proletarische Demokratie Neues gebracht hat, kein Wort. 
Kautsky begnügt sich mit solchen „solide“ klingenden 
Banalitäten wie:
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„Und doch ist es selbstverständlich, daß wir nicht zur Herr­
schaft kommen unter den heutigen Verhältnissen. Die Revo­
lution selbst setzt lange und tiefgehende Kämpfe voraus, die 
bereits unsere heutige politische und soziale Struktur verän­
dern werden.“

Freilich ist das „selbstverständlich“, ebensogut wie die 
Wahrheit, daß Pferde Hafer fressen und die Wolga ins Kas­
pische Meer fließt. Schade nur, daß mit Hilfe der hohlen 
und schwülstigen Phrase über „tiefgehende“ Kämpfe die für 
das revolutionäre Proletariat wesentliche Frage umgangen 
wird, worin denn die „Tiefe“ seiner Revolution gegenüber 
dem Staat, gegenüber der Demokratie zum Unterschied von 
den früheren, nichtproletarischen Revolutionen zum Ausdruck 
kommt.

Indem Kautsky diese Frage umgeht, macht er in der Tat 
in diesem wesentlichsten Punkt ein Zugeständnis an den 
Opportunismus, auch wenn er ihm in Worten einen erbitterten 
Krieg ansagt und die Bedeutung der „Idee der Revolution“ 
unterstreicht (was mag diese „Idee“ wert sein, wenn man 
sich fürchtet, unter den Arbeitern die konkreten Lehren der 
Revolution zu propagieren?) oder sagt: „revolutionären 
Idealismus vor allem“, oder erklärt, daß die englischen 
Arbeiter „heute kaum noch etwas anderes als kleine Bour­
geois“ seien.

„Die verschiedensten Formen des Betriebes“, schreibt Kauts­
ky, „bürokratischer (??), gewerkschaftlicher, genossenschaftlicher, 
Alleinbetrieb ... können nebeneinander in einer sozialistischen 
Gesellschaft existieren ... Es gibt Z. B. Betriebe, die ohne 
eine bürokratische (??) Organisation nicht auskommen, wie die 
Eisenbahnen. Die demokratische Organisation kann sich da 
so gestalten, daß die Arbeiter Delegierte wählen, die eine Art 
Parlament bilden, welches die Arbeitsordnungen feststellt und
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, die Verwaltung des bürokratischen Apparates überwacht. An­
dere Betriebe kann man der Verwaltung der Gewerkschaften 
übergeben, wieder andere können genossenschaftlich betrieben 
werden.“ (S. 148 und 115 der russischen Übersetzung, Genfer 
Ausgabe 1903.)

Diese Betrachtung ist falsch. Sie bedeutet einen Rück­
schritt im Vergleich zu dem, was Marx und Engels in den 
siebziger Jahren am Beispiel der Lehren der Kommune 
gezeigt haben.

Was die angeblich notwendige „bürokratische“ Organisa- 
■' tion angeht, unterscheiden sich die Eisenbahnen absolut durch 
i nichts von allen Betrieben der maschinellen Großindustrie 

überhaupt, von einer beliebigen Fabrik, einem großen 
Geschäft, einem großkapitalistischen landwirtschaftlichen 
Unternehmen. In allen solchen Betrieben schreibt die Technik 
unbedingt die strengste Disziplin vor, die größte Genauig­
keit bei Ausführung der jedem zugewiesenen Teilarbeit, da 
sonst die Stillegung des ganzen Betriebes, eine Schädigung 
des Mechanismus, eine Schädigung des Produkts zu befürch­
ten wäre. In allen diesen Unternehmen werden die Arbeiter 
natürlich „Delegierte wählen, die eine Art Parlament bilden“.

Aber das ist ja eben der ganze Witz, daß diese „Art 
Parlament“ kein Parlament im Sinne der bürgerlich­
parlamentarischen Körperschaften sein wird. Das ist ja 
der Witz, daß diese „Art Parlament“ nicht nur die 
„Arbeitsordnungen feststellen und die Verwaltung des 
bürokratischen Apparates überwachen“ wird, wie Kautsky 
sich das ausmalt, dessen Gedanken über den Rahmen des 
bürgerlichen Parlamentarismus nicht hinausgehen. In der 
sozialistischen Gesellschaft wird natürlich „eine Art Parla­
ment“ von Arbeiterdeputierten die „Arbeitsordnungen 
feststellen“ und die „Verwaltung des Apparates überwa-
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chen“, aber dieser Apparat wird nicht „bürokratisch“ 
sein. Die Arbeiter werden nach Eroberung der politischen 
Macht den alten bürokratischen Apparat zerschlagen, ihn bis 
auf den Grund zerstören, von ihm nicht einen Stein auf dem 
anderen lassen; sie werden ihn durch einen neuen Apparat 
ersetzen, gebildet aus eben diesen Arbeitern und Angestellten, 
gegen deren Verwandlung in Bürokraten man sofort die 
von Marx und Engels eingehend untersuchten Maßnahmen 
treffen wird: i. nicht nur Wählbarkeit, sondern auch jeder­
zeitige Absetzbarkeit; 2. eine den Arbeiterlohn nicht über­
steigende Bezahlung; 3. sofortiger Übergang dazu, daß alle 
die Funktionen der Kontrolle und Aufsicht verrichten, daß 
alle eine Zeitlang zu „Bürokraten“ werden, so daß daher 
n i e m and zum „Bürokraten“ werden kann.

Die Worte von Marx: „Die Kommune sollte nicht eine 
parlamentarische, sondern eine arbeitende Körperschaft sein, 
vollziehend und gesetzgebend zu gleicher Zeit“ hat Kautsky 
überhaupt nicht durchdacht.

Kautsky hat überhaupt nicht den Unterschied begriffen 
zwischen bürgerlichem Parlamentarismus, der die Demokratie 
{nicht für das Volk) mit dem Bürokratismus 
{gegen das Volk) verbindet, und dem proletarischen 
Demokratismus, der sofort Maßnahmen ergreifen wird, um 
den Bürokratismus radikal zu unterbinden, und der imstande 
sein wird, diese Maßnahmen zu Ende zu führen, bis zur 
völligen Vernichtung des Bürokratismus, bis zur Einführung 
der vollen Demokratie für das Volk.

Kautsky offenbart hier immer noch die gleiche 
„abergläubische Verehrung“ des Staates, das gleiche „aber­
gläubische Vertrauen“ dem Bürokratismus gegenüber.

Gehen wir zum letzten und besten Werk Kautskys gegen 
die Opportunisten über, zu seiner Broschüre „Der Weg zur 
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Macht“ (die, glaube ich, keine russische Ausgabe erlebte, da 
sie im Jahre 1909 erschienen ist, zur Zeit, als bei uns die 
schwärzeste Reaktion herrschte). Diese Broschüre ist ein 
erheblicher Schritt vorwärts, da in ihr nicht von einem revo­
lutionären Programm im allgemeinen, wie 1899 in der Schrift 
gegen Bernstein, nicht von den Aufgaben der sozialen Revo­
lution ohne Bezugnahme auf die Zeit ihres Anbruchs, wie 
1902 in der Broschüre „Die soziale Revolution“, die Rede ist, 
sondern von den konkreten Bedingungen, die uns zwingen 
anzuerkennen, daß die „Ära der Revolution“ anhebt.

Der Verfasser weist mit Bestimmtheit auf die Verschär­
fung der Klassengegensätze im allgemeinen und auf den 
Imperialismus hin, der in dieser Beziehung eine besonders 
große Rolle spiele. Nach dem „revolutionären Zeitalter 
1789—1871“ für Westeuropa beginne seit 1905 ein ähnliches 
Zeitalter für den Osten. Der Weltkrieg rücke mit bedrohli­
cher Geschwindigkeit näher. „Es“ (das Proletariat) „kann 
nicht mehr von einer vorzeitigen Revolution reden.“ „Wir 
sind in eine revolutionäre Periode eingetreten.“ Die „revolu­
tionäre Ära hebt an“.

Diese Erklärungen sind völlig klar. Diese Schrift 
Kautskys muß als Gradmesser dafür dienen, was die deut­
sche Sozialdemokratie vor dem imperialistischen Krieg zu 
sein versprach und wie tief sie (mitsamt Kautsky selbst) bei 
Ausbruch des Krieges gesunken ist. „Die heutige Situation“, 
schrieb Kautsky in der angeführten Broschüre, „bringt aber 
die Gefahr mit sich, daß wir“ (d. h. die deutsche Sozialde­
mokratie) „leicht .gemäßigter' aussehen, als wir sind.“ Es 
hat sich aber herausgestellt, daß die deutsche sozialdemokra­
tische Partei unvergleichlich gemäßigter und opportunistischer 
war, als sie zu sein schien I
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Um so bezeichnender ist es, daß Kautsky trotz dieser 
Bestimmtheit seiner Erklärungen über die bereits angebro­
chene Ära der Revolutionen auch in dieser Broschüre, die 
nach seinen eigenen Worten der Erörterung der Frage gerade 
der „politischen Revolution“ gewidmet ist, wiederum die 
Frage des Staates völlig umgeht.

Die Summe der Umgehungen dieser Frage, des Ver- 
schweigens und Ausweichens ergab unvermeidlich jenes völlige 
Abschwenken zum Opportunismus, über das wir nun zu 
sprechen haben werden.

In der Person Kautskys erklärte die deutsche Sozialdemo­
kratie gleichsam: Ich bleibe bei den revolutionären An­
schauungen (1899). Ich erkenne insbesondere die Unausbleib- 
lichkeit der sozialen Revolution des Proletariats an (1902). 
Ich erkenne den Anbruch einer neuen Ära der Revolutionen 
an (1909). Aber dennoch gehe ich hinter das zurück, was 
Marx bereits 1852 gesagt hat, wenn es sich um die Frage nach 
den Aufgaben der proletarischen Revolution in bezug auf 
den Staat handelt (1912).

So nämlich wurde die Frage mit aller Eindeutigkeit in 
der Polemik Kautskys gegen Pannekoek gestellt.

3. KAUTSKYS POLEMIK GEGEN PANNEKOEK

Pannekoek trat gegen Kautsky als ein Vertreter jener 
„linksradikalen“ Strömung auf, die Rosa Luxemburg, Karl 
Radek und andere in ihren Reihen zählte und die bei der 
Verfechtung der revolutionären Taktik einig war in der 
Überzeugung, daß Kautsky die Position des prinzipienlos 
zwischen Marxismus und Opportunismus hin und her 
schwankenden „Zentrums“ beziehe. Die Richtigkeit dieser
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Ansicht wurde durch den Krieg vollauf bestätigt, als die 
Richtung des „Zentrums“ (das zu Unrecht marxistisch 
genannt wird) oder des „Kautskyanertums“ sich in ihrer 
ganzen widerlichen Jämmerlichkeit zeigte.

. In dem Artikel „Massenaktion und Revolution“ („Neue 
Zeit“, 19x2, XXX, 2), in dem die Frage des Staates berührt 
wird, charakterisierte Pannekoek die Stellung Kautskys als 
die des „passiven Radikalismus“, als „die Theorie des 
aktionslosen Abwartens“. „Kautsky übersieht den Prozeß 
der Revolution“ (S. 616). Indem Pannekoek die Frage auf 
diese Weise stellte, kam er auf das uns interessierende 
Thema, die Aufgaben der proletarischen Revolution gegen­
über dem Staat, zu sprechen.

„Der Kampf des Proletariats“, schrieb er, „ist nicht einfach 
ein Kampf gegen die Bourgeoisie um die Staatsgewalt als 
Objekt, sondern ein Kampf gegen die Staatsgewalt . . . der 
Inhalt dieser Revolution ist die Vernichtung und Auflösung der 
Machtmittel des Staates durch die Machtmittel des Proleta­
riats . . . Der Kampf hört erst auf, wenn als Endresultat die 
völlige Zerstörung der staatlichen Organisation eingetreten ist. 
Die Organisation der Mehrheit hat dann ihre Überlegenheit 
dadurch erwiesen, daß sie die Organisation der herrschenden 
Minderheit vernichtet hat.“ (S. 548.)

Die Formulierung, in die Pannekoek seine Gedanken 
kleidete, weist sehr große Mängel auf. Aber der Gedanke ist 
immerhin klar, und es ist interessant, wie Kautsky ihn wider­
legte.

„Bisher“, schrieb er, „bestand der Gegensatz zwischen So­
zialdemokraten und Anarchisten darin, daß jene die Staatsge­
walt erobern, diese sie zerstören wollten. Pannekoek will 
beides.“ (S. 724.)
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Wenn auch bei Pannekoek die Darstellung nicht klar und 
nicht konkret genug ist (von anderen Mängeln seines Artikels, 
die nicht zu dem in Rede stehenden Thema gehören, ganz 
abgesehen), so griff doch Kautsky gerade das von Pan­
nekoek angedeutete prinzipielle Wesen der Sache auf, und 
in dieser grundlegenden prinzipiellen Frage hat er die Position 
des Marxismus gänzlich verlassen, ist er ganz und gar zum 
Opportunismus übergegangen. Seine Auffassung von dem 
Unterschied zwischen Sozialdemokraten und Anarchisten ist 
grundfalsch, der Marxismus ist bei ihm endgültig entstellt 
und verflacht.

Der Unterschied zwischen Marxisten und Anarchisten 
besteht darin, daß i. die Marxisten, die sich die völlige 
Aufhebung des Staates zum Ziel setzen, dieses Ziel für er­
reichbar halten erst nach der Aufhebung der Klassen durch 
die sozialistische Revolution, als Resultat der Errichtung des 
Sozialismus, der zum Absterben des Staates führt; die 
Anarchisten wollen die völlige Aufhebung des Staates von 
heute auf morgen, ohne die Bedingungen für die Durchführ­
barkeit einer solchen Aufhebung zu begreifen. 2. Die 
Marxisten halten es für notwendig, daß das Proletariat nach 
Eroberung der politischen Macht die alte Staatsmaschinerie 
völlig zerstört und sie durch eine neue, eine nach dem Typ 
der Kommune gebildete Organisation der bewaffneten 
Arbeiter ersetzt; die Anarchisten, die auf die Zerstörung der 
Staatsmaschinerie schwören, stellen sich ganz unklar vor, 
was das Proletariat an ihre Stelle setzen und wie es die 
revolutionäre Macht gebrauchen wird; die Anarchisten 
verwerfen sogar die Ausnutzung der Staatsgewalt durch das 
revolutionäre Proletariat, dessen revolutionäre Diktatur. 
3. Die Marxisten fordern die Vorbereitung des Proletariats
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auf die Revolution unter Ausnutzung des heutigen Staates; 
die Anarchisten lehnen das ab.

Kautsky gegenüber vertritt eben Pannekoek in dieser 
Kontroverse den Marxismus, denn gerade Marx hat uns ge­
lehrt, daß das Proletariat nicht einfach die Staatsmacht 
erobern kann in dem Sinne, daß der alte Staatsapparat in 
neue Hände übergeht, sondern daß es diesen Apparat 
zerschlagen, zerbrechen, ihn durch einen neuen ersetzen muß.

Kautsky wechselt vom Marxismus zu den Opportunisten 
über, denn bei ihm verschwindet gänzlich gerade die für 
die Opportunisten völlig unannehmbare Zerstörung der 
Staatsmaschine, und es bleibt für sie ein Hintertürchen offen 
dadurch, daß man die „Eroberung“ als einfaches Erlangen 
der Mehrheit auslegt.

Um seine Entstellung des Marxismus zu bemänteln, ver­
fährt Kautsky wie ein Schriftgelehrter: er führt „ein Zitat“ 
von Marx selbst ins Feld. 1850 schrieb Marx über die 
Notwendigkeit der „entschiedensten Zentralisation der 
Gewalt in den Händen der Staatsmacht“. Und Kautsky 
fragt triumphierend: Will denn Pannekoek den „Zentra­
lismus“ zerstören?

Das ist schon einfach ein Taschenspielertrick ähnlich der 
Bernsteinschen Identifizierung von Marxismus und Proud­
honismus in den Anschauungen über Föderalismus im 
Gegensatz zum Zentralismus.

Das „Zitat“ paßt bei Kautsky wie die Faust aufs Auge. 
Zentralismus ist sowohl bei der alten als auch bei der neuen 
Staatsmaschinerie möglich. Wenn die Arbeiter freiwillig 
ihre bewaffneten Kräfte vereinigen werden, so wird das 
Zentralismus sein, aber er wird auf der „völligen Zerstörung“ 
des zentralistischen Staatsapparats, des stehenden Heeres, 
der Polizei und der Bürokratie beruhen. Kautsky handelt 
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geradezu betrügerisch, wenn er die wohlbekannten Darle­
gungen von Marx und Engels über die Kommune übergeht 
und ein Zitat hervorholt, das mit der Frage nichts zu tun 
hat.

„Will er“ (Pannekoek) „vielleicht die staatlichen Funktionen 
der Beamten aufheben?“ fährt Kautsky fort. „Aber wir kommen 
in Partei und Gewerkschaft nicht ohne Beamte aus, geschweige 
denn in der Staatsverwaltung. Unser Programm fordert denn 
auch nicht Abschaffung der staatlichen Beamten, sondern die 
Erwählung der Behörden durch das Volk ; . . Nicht darum 
handelt es sich bei unserer jetzigen Erörterung, wie sich der 
Verwaltungsapparat des ,Zukunftsstaates‘ gestalten wird, son­
dern darum, ob unser politischer Kampf die Staatsgewalt auf­
löst, ehe wir sie noch erobert haben“ (hervorgehoben von 
Kautsky). „Welches Ministerium mit seinen Beamten könnte 
aufgehoben werden?“ Es werden die Ministerien des Unter­
richts, der Justiz, der Finanzen und das Kriegsministerium 
aufgezählt. „Nein, keines der heutigen Ministerien wird durch 
unsern politischen Kampf gegen die Regierungen beseitigt 
werden . . . Ich wiederhole es, um Mißverständnissen vorzu­
beugen: hier ist nicht die Rede von der Gestaltung des ,Zu- 
kunftsstaats' durch die siegreiche Sozialdemokratie, sondern 
von der des Gegenwartsstaates durch unsere Opposition.“ 
(S. 725.)

Dies ist eine offensichtliche Unterstellung. Pannekoek 
warf doch gerade die Frage der Revolution auf. Das wird 
sowohl in der Überschrift seines Artikels als auch in den 
angeführten Stellen klar gesagt. Indem Kautsky auf die Frage 
der „Opposition“ überspringt, fälscht er gerade den revolu­
tionären Standpunkt in einen opportunistischen um. Bei 
ihm läuft es darauf hinaus: Gegenwärtig machen wir Op­
position, und nach Eroberung der Macht werden wir weiter
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sehen. Die Revolution verschwindet! Das war gerade das, 
was die Opportunisten brauchten.

Es handelt sich nicht um Opposition und nicht um den 
politischen Kampf im allgemeinen, sondern eben um die 
Revolution. Die Revolution besteht darin, daß das Proleta­
riat den „Verwaltungsapparat“, ja den gesamten Staats­
apparat zerstört und ihn durch einen neuen, aus 
bewaffneten Arbeitern bestehenden Apparat ersetzt. Kautsky 
offenbart eine „abergläubische Verehrung“ der „Ministe­
rien“, weshalb aber sollten diese nicht ersetzt werden 
können, sagen wir, durch Kommissionen von Fachleuten bei 
den Sowjets der Arbeiter- und Soidatendeputierten, denen 
die ganze ungeteilte Macht gehört?

Der Kern der Frage besteht durchaus nicht darin, ob 
„Ministerien“ bestehenbleiben, ob es „Kommissionen von 
Fachleuten“ oder irgendwelche andere Institutionen geben1 
wird; das ist ganz belanglos. Die entscheidende Frage ist, 
ob die alte Staatsmaschinerie (die durch tausend Fäden mit 
der Bourgeoisie verbunden und durch und durch von ver­
knöcherten Gewohnheiten und Konservatismus durchsetzt 
ist) aufrechterhalten bleibt, oder ob sie zerstört und durch 
eine neue ersetzt wird. Die Revolution darf nicht darin 
bestehen, daß die neue Klasse mit Hilfe der alten Staats­
maschinerie kommandiert und regiert, sondern muß darin 
bestehen, daß sie diese Maschine zerschlägt und mit Hilfe 
einer neuen Maschine kommandiert und regiert — diesen 
grundlegenden Gedanken des Marxismus vertuscht Kautsky, 
oder aber er hat ihn überhaupt nicht begriffen.

Seine Frage bezüglich der Beamten beweist anschaulich, 
daß er die Lehren der Kommune und die Marxsche Lehre 
nicht begriffen hat. „Wir kommen in Partei und Gewerk­
schaft nicht ohne Beamte aus...“
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Wir kommen unter dem Kapitalismus, unter der Herr­
schaft der Bourgeoisie nicht ohne Beamte aus. Das 
Proletariat ist geknechtet, die werktätigen Massen sind durch 
den Kapitalismus versklavt. Unter dem Kapitalismus ist die 
Demokratie durch die ganzen Verhältnisse der Lohnsklave­
rei, der Not und des Elends der Massen eingeengt, ein­
geschnürt, gestutzt, verstümmelt. Aus diesem Grund, und 
nur aus diesem, werden die beamteten Personen in unseren 
politischen und gewerkschaftlichen Organisationen durch die 
Verhältnisse des Kapitalismus demoralisiert (oder, genauer 
gesagt, besteht die Tendenz, daß sie demoralisiert werden), 
neigen sie dazu, sich in Bürokraten, d. h. in den Massen 
entfremdete, über den Massen stehende, privilegierte Perso­
nen zu verwandeln.

Darin besteht das Wesen des Bürokratismus, und solange 
die Kapitalisten nicht expropriiert sind, solange die Bour­
geoisie nicht gestürzt ist — solange ist eine gewisse „Büro­
kratisierung“ sogar der proletarischen beamteten Personen 
unvermeidlich.

Bei Kautsky sieht die Sache so aus: Da nun einmal ge­
wählte beamtete Personen bleiben, so bleiben auch im So­
zialismus die Beamten, bleibt die Bürokratie! Und gerade 
das ist falsch. Gerade am Beispiel der Kommune hat 
Marx gezeigt, daß im Sozialismus die beamteten Personen 
aufhören, „Bürokraten“, „Beamte“ zu sein, sie hören in dem 
Maße auf, es zu sein, wie außer der Wählbarkeit auch noch 
die jederzeitige Absetzbarkeit eingeführt wird, dazu noch 
die Reduzierung des Gehalts auf den durchschnittlichen 
Arbeiterlohn und dazu noch die Ersetzung der parlamentari­
schen Körperschaften durch „arbeitende Körperschaften, die 
vollziehend und gesetzgebend zu gleicher Zeit“ sind.
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Im Grunde genommen ist die ganze Argumentation 
Kautskys gegen Pannekoek und insbesondere der großartige 
Einwand Kautskys, wir kämen auch in Partei und Gewerk­
schaft nicht ohne Beamte aus, eine Wiederholung der alten 
„Argumente“ Bernsteins gegen den Marxismus überhaupt. 
In seinem Renegatenbuch „Die Voraussetzungen des Sozia­
lismus“ bekämpft Bernstein die Ideen der „primitiven“ De­
mokratie, bekämpft er das, was er als „doktrinären Demo­
kratismus“ bezeichnet: gebundene Mandate, unbezahlte 
Beamte, machtlose Zentralvertretung usw. Als Beweis für 
die Unhaltbarkeit dieses „primitiven“ Demokratismus beruft 
sich Bernstein auf die Erfahrungen der englischen Trade- 
Unions, wie sie das Ehepaar Webb interpretiert. Während 
der siebzig Jahre ihrer Entwicklung hätten die Trade-Unions, 
die sich angeblich „in voller Freiheit" entwickelt haben (S. 
137 der deutschen Ausgabe), sich von der Unbrauchbarkeit 
des „primitiven“ Demokratismus überzeugt und ihn durch 
den üblichen Demokratismus ersetzt: Parlamentarismus, 
gepaart mit Bürokratismus.

In Wirklichkeit haben sich die Trade-Unions nicht „in 
voller Freiheit“, sondern in voller kapitalistischer Sklaverei 
entwickelt, wobei man natürlich ohne eine Reihe Zugeständ­
nisse an das herrschende Übel, an Gewalt, Lüge, ohne Aus­
schluß der Armen von der „höheren“ Verwaltung „nicht 
auskommen konnte“. Im Sozialismus wird unvermeidlich 
vieles von der „primitiven“ Demokratie wieder aufleben, 
denn zum erstenmal in der Geschichte der zivilisierten Ge­
sellschaften wird sich die Masse der Bevölkerung zur 
selbständigen Teilnahme nicht nur an Abstimmungen und 
Wahlen, sondern auch an der laufenden Verwaltungsarbeit 
erheben. Im Sozialismus werden alle der Reihe nach re­
gieren und sich schnell daran gewöhnen, daß keiner regiert.
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Marx hat mit seinem genialen kritisch-analytischen Ver­
stand in den praktischen Maßnahmen der Kommune jenen 
Umschwung erkannt, den die Opportunisten fürchten und 
den sie aus Feigheit nicht anerkennen wollen, weil sie mit 
der Bourgeoisie nicht unwiderruflich brechen möchten, und 
den die Anarchisten nicht sehen wollen, sei es aus Überei­
lung, sei es, weil sie die Bedingungen der sozialen Mas­
senumwandlungen überhaupt nicht erkennen. „An die 
Zerstörung der alten Staatsmaschinerie ist gar nicht zu den­
ken, wie sollen wir denn da ohne Ministerien und ohne 
Beamte auskommen“, argumentiert der durch und durch 
verspießerte Opportunist, der im Grunde genommen an die 
Revolution, an die Schöpferkraft der Revolution nicht nur 
nicht glaubt, sondern vor ihr tödliche Angst empfindet (wie 
unsere Menschewiki und Sozialrevolutionäre).

„Es gilt nur, die alte Staatsmaschinerie zu zerstören, man 
braucht nicht in die konkreten Lehren der früheren proletari­
schen Revolutionen einzudringen und zu analysieren, wo­
durch und wie das Zerstörte ersetzt werden soll“, argumen­
tiert der Anarchist (natürlich der beste unter den Anar­
chisten, und nicht einer, der mit den Herren Kropotkin und 
Co. hinter der Bourgeoisie einhertrottet); und der Anarchist 
gelangt daher zu einer Taktik der Verzweiflung statt zu einer 
schonungslos kühnen und gleichzeitig die praktischen Bedin­
gungen der Massenbewegung berücksichtigenden revolutio­
nären Arbeit an konkreten Aufgaben.

Marx lehrt uns, beide Fehler zu vermeiden, er lehrt uns 
grenzenlose Kühnheit bei der Zerstörung der gesamten alten 
Staatsmaschinerie, und gleichzeitig lehrt er uns, die Frage 
konkret zu stellen: Die Kommune vermochte es, in einigen 
Wochen den Bau einer neuen, proletarischen Staatsmaschine 
auf die und die Weise in Angriff zu nehmen und die erwähn­
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ten Maßnahmen zu größerem Demokratismus und zur Ausrot­
tung des Bürokratismus durchzuführen. Wir wollen von den 
Kommunarden revolutionäre Kühnheit lernen, wir wollen 
ihre praktischen Maßnahmen als Skizzierung der praktischen, 
dringlichen und sofort durchführbaren Maßnahmen betrach­
ten, und wir werden, wenn wir diesen Weg verfolgen, die 
völlige Vernichtung des Bürokratismus erreichen.

Die Möglichkeit einer solchen Vernichtung ist dadurch ge­
sichert, daß der Sozialismus den Arbeitstag verkürzen, die 
Massen zu einem neuen Leben emporheben und die Mehrheit 
der Bevölkerung in Verhältnisse versetzen wird, die allen 
ohne Ausnahme gestatten werden, „Staatsfunktionen“ aus­
zuüben. Das aber führt zum völligen Absterben jedweden 
Staates überhaupt.

„Seine“ (des Massenstreiks) „Aufgabe“, fährt Kautsky fort, 
„kann nicht die sein, die Staatsgewalt zu zerstören, sondern 
nur die, eine Regierung zur Nachgiebigkeit in einer bestimmten 
Frage zu bringen oder eine dem Proletariat feindselige Regie­
rung durch eine ihm entgegenkommende zu ersetzen... Aber 
nie und nimmer kann dies“ (d. h. der Sieg des Proletariats 
über die feindselige Regierung) „zu einer Zerstörung der 
Staatsgewalt, sondern stets nur zu einer Verschiebung der 
Machtverhältnisse innerhalb der Staatsgewalt führen ... Und das 
Ziel unseres politischen Kampfes bleibt dabei das gleiche, das 
es bisher gewesen: Eroberung der Staatsgewalt durch Gewinnung 
der Mehrheit im Parlament und Erhebung des Parlaments zum 
Herrn der Regierung.“ (S. 726, 727, 732.)

Das ist schon waschechter, trivialster Opportunismus, das 
ist die Preisgabe der Revolution in der Tat bei einem Bekennt­
nis zu ihr in Worten. Kautskys Gedanke geht über eine 
„dem Proletariat entgegenkommende Regierung“ nicht hin­
aus—das ist ein Schritt zurück zum Philistertum verglichen
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mit 1847, als das „Kommunistische Manifest“ die „Erhe­
bung des Proletariats zur herrschenden Klasse“ prokla­
mierte,

Kautsky wird nichts übrigbleiben, als die von ihm geliebte 
„Einheit“ mit den Scheidemännern, den Plechanow und Van- 
dervelde zu verwirklichen, die alle bereit sind, für eine 
„dem Proletariat entgegenkommende“ Regierung zu kämpfen.

Wir aber werden mit diesen Verrätern am Sozialismus end­
gültig brechen und werden für die Zerstörung der ganzen 
alten Staatsmaschinerie kämpfen, auf daß das bewaffnete 
Proletariat selbst die Regierung sei. Das sind zwei grund­
verschiedene Dinge.

Kautsky wird die angenehme Gesellschaft der Legien, 
David, Plechanow, Potressow, Zereteli und Tschernow teilen 
müssen, die alle durchaus bereit sind, für eine „Verschie­
bung der Machtverhältnisse innerhalb der Staatsgewalt“, für 
die „Gewinnung der Mehrheit im Parlament und die 
Erhebung des Parlaments zum Herrn der Regierung“ zu 
kämpfen — ein hochedles Ziel, an dem für die Opportunisten 
alles akzeptabel ist, bei dem alles im Rahmen der bürgerlichen 
parlamentarischen Republik bleibt.

Wir aber werden mit den Opportunisten endgültig brechen; 
und das ganze klassenbewußte Proletariat wird mit uns sein 
im Kampf nicht um eine „Verschiebung der Machtverhält­
nisse“, sondern um den Sturz der Bourgeoisie, um die Zer­
störung des bürgerlichen Parlamentarismus, um die demokrati­
sche Republik vom Typ der Kommune oder die Republik 
der Sowjets der Arbeiter- und Soldatendeputierten, um die 
revolutionäre Diktatur des Proletariats.

*
Noch weiter rechts als Kautsky befinden sich im interna­

tionalen Sozialismus solche Richtungen wie die der „Sozia- 
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listischen Monatshefte“30 in Deutschland (Legten, David, 
Kolb und viele andere, einschließlich der Skandinavier 
Stauning und Branting), die Jaures-Anhänger und Vander- 
velde in Frankreich und Belgien, Turati, Treves und andere 
Vertreter des rechten Flügels der italienischen Partei, die 
Fabier und die „Unabhängigen“ („Unabhängige Arbeiterpar­
tei“, die sich in Wirklichkeit stets in Abhängigkeit von den 
Liberalen befand) in England31 und ähnliche. Alle diese 
Herrschaften, die in der parlamentarischen Arbeit und in 
der Parteipublizistik eine ungeheure, sehr oft eine ausschlag­
gebende Rolle spielen, lehnen die Diktatur des Proletariats 
rundweg ab und vertreten einen unverhüllten Opportunis­
mus. Für diese Herrschaften „widerspricht“ die „Diktatur“ 
des Proletariats der Demokratie!! Im Grunde genommen 
unterscheiden sie sich durch nichts ernsthaft von den klein­
bürgerlichen Demokraten.

Ziehen wir diesen Umstand in Betracht, so sind wir zu der 
Schlußfolgerung berechtigt, daß die II. Internationale in 
der überwältigenden Mehrheit ihrer offiziellen Vertreter sich 
vollkommen dem Opportunismus verschrieben hat. Die 
Erfahrungen der Kommune wurden nicht nur vergessen, 
sondern entstellt. Den Arbeitermassen wurde nicht nur nicht 
eingeprägt, daß die Zeit naht, wo sie sich erheben und die 
alte Staatsmaschine zerbrechen müssen, um sie durch eine 
neue zu ersetzen und auf diese Weise ihre politische Herr­
schaft zur Grundlage der sozialistischen Umgestaltung der 
Gesellschaft zu machen — das Gegenteil wurde den Massen 
eingeprägt, und die „Eroberung der Macht“ wurde so dar­
gestellt, daß dem Opportunismus Tausende Hintertürchen 
offenblieben.

Es konnte gar nicht anders sein, die Entstellung und das 
Verschweigen der Frage, wie sich die proletarische Revolu-
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tion zum Staat verhält, mußten eine ungeheure Rolle spielen 
zu einer Zeit, da die Staaten mit ihrem infolge der imperia­
listischen Konkurrenz verstärkten militärischen Apparat sich 
in Kriegsungeheuer verwandelten, die Millionen von Men­
schen vernichten, um den Streit zu entscheiden, ob England 
oder Deutschland, ob dieses oder jenes Finanzkapital die 
Welt beherrschen soll.*

* Im Manuskript folgt:

„VII. KAPITEL

DIE ERFAHRUNGEN DER RUSSISCHEN REVOLUTIONEN 
VON 1905 UND 1917

Das in dieser Kapitelüberschrift genannte Thema ist so unermeßlich 
groß, daß man darüber Bände schreiben könnte und müßte. In der vor­
liegenden Schrift werde ich mich natürlich auf die Hauptlehren be­
schränken müssen, soweit sie unmittelbar auf die Aufgaben des Prole­
tariats in der Revolution der Staatsmacht gegenüber Bezug haben.“ 
(Hier bricht das Manuskript ab. Die Red.).



NACHWORT ZUR ERSTEN AUFLAGE

Die vorliegende Schrift wurde im August und September 
1917 niedergeschrieben. Ich hatte bereits den Plan des 
nächsten, des siebenten Kapitels, „Die Erfahrungen der 
russischen Revolutionen von 1905 und 1917“, fertig. Aber 
außer der Überschrift habe ich keine Zeile dieses Kapitels 
schreiben können: Die politische Krise, der Vorabend der 
Oktoberrevolution von 1917, „verhinderte" es. Über eine 
solche „Verhinderung“ kann man sich nur freuen. Allerdings 
wird der zweite Teil dieser Schrift (der den „Erfahrungen 
der russischen Revolutionen von 1905 und 1917“ gewidmet sein 
soll) wohl auf lange Zeit zurückgestellt werden müssen; es 
ist angenehmer und nützlicher, die „Erfahrungen der Revo­
lution“ durchzumachen, als über sie zu schreiben. 

Petrograd, den 30. November 1917

Der Verfasser
Geschrieben August-September 1917.
Veröffentlicht 191S als Broschüre
im Verlag „Shisn i Snanije".

Nach dem Text der Broschüre, 
Verlag „Kommunist", 1919, 
verglichen mit dem Manuskript 
und der Ausgabe von 1918,
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ANMERKUNGEN

1 Die Schrift „Staat und Revolution" verfaßte Lenin im August- 
September 1917 in der Illegalität, Den Gedanken, daß es notwendig sei, 
die Frage des Staates theoretisch auszuarbeiten, hatte Lenin in der zwei­
ten Hälfte des Jahres 1916 geäußert. Damals schrieb er die Notiz 
„Jugend-Internationale" (siehe Lenin, Werke, Bd. 25, Berlin 1957, S. 
163—167), in der er die antimarxistische Position Bucharins in der Frage 
des Staates kritisierte und versprach, einen ausführlichen Artikel über die 
Frage Marxismus und Staat zu schreiben. In einem Brief an A. M. 
Kollontai vom 17. Februar 1917 (neuen Stils) teilte Lenin mit, daß er 
das Material über die Frage Marxismus und Staat fast fertig vorbereitet 
habe. Dieses Material hatte Lenin in kleiner, enger' Schrift in einem 
Heft mit blauem Umschlag niedergeschrieben, das von ihm „Marxismus 
und Staat“ betitelt wurde. Es ist eine Sammlung von Zitaten aus Werken 
von Karl Marx und Friedrich Engels nebst Auszügen aus Büchern von 
Kautsky, Pannekoek und Bernstein mit kritischen Bemerkungen, Schluß­
folgerungen und Verallgemeinerungen W. I. Lenins.

Nach dem ursprünglichen Plan sollte die Schrift „Staat und Revolu­
tion" aus sieben Kapiteln bestehen, doch hat Lenin das letzte, VII. 
Kapitel, „Die Erfahrungen der russischen Revolutionen von 190; und 
1917“, nicht geschrieben. Erhalten ist nur ein ausführlich ausgearbeiteter 
Plan dieses Kapitels (siehe W. I. Lenin, „Marxismus und Staat“, Berlin 
i960, S. 124/12;). Zur Herausgabe des Buches schrieb Lenin in einer 
Notiz an den Verleger, falls er sich „mit der Beendigung des VII. 
Kapitels zu sehr verspäten oder es übermäßig anschwellen sollte, müßte 
man die ersten sechs Kapitel gesondert, als ersten Teil erscheinen 
lassen . .
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Auf der ersten Seite des Manuskripts wird der Autor mit dem Pseud­
onym „F. F. Iwanowski“ bezeichnet. Unter diesem Pseudonym wollte 
Lenin sein Buch erscheinen lassen, da es andernfalls die Provisorische 
Regierung beschlagnahmt hätte. Das Buch wurde jedoch erst 1918 heraus­
gegeben, und die Notwendigkeit des Pseudonyms entfiel. Die zwei­
te Auflage des Buches erschien 1919 mit dem von Lenin in das zweite 
Kapitel eingefiigten neuen Unterabschnitt „Marx’ Fragesteilung im Jahre 
1852“. Titelblatt

2 Fabier — Mitglieder der „Gesellschaft der Fabier“, einer reformisti­
schen, extrem-opportunistischen Organisation, die 1884 in England von 
einer Gruppe bürgerlicher Intellektueller gegründet wurde. Die Ge­
sellschaft nannte sich nach dem römischen Feldherrn Fabius Cunctator 
(„der Zauderer"), bekannt durch seine abwartende Taktik und sein Aus­
weichen vor Entscheidungsschlachten. Lenin bezeichnete die Gesellschaft 
der Fabier als den „vollendeten Ausdruck des Opportunismus und einer 
liberalen Arbeiterpolitik". Die Fabier lenkten das Proletariat vom Klas­
senkampf ab und predigten die Möglichkeit des friedlichen, allmählichen 
Übergangs vom Kapitalismus zum Sozialismus mittels Reformen. Im im­
perialistischen Weltkrieg 1914—1918 waren die Fabier Sozialchauvinisten. 
Eine Charakteristik der Fabier findet sich in folgenden Schriften Lenins: 
„Vorwort zur russischen Übersetzung des Buches .Briefe und Auszüge 
aus Briefen von Joh. Phil. Becker, Jos. Dietzgen, Friedrich Engels, Karl 
Marx u. A. an F. A. Sorge und Andere' “ (Werke, Bd. 12, Berlin 
1959, S. 368/369), „Das Agrarprogramm der Sozialdemokratie in der russi­
schen Revolution“ (Werke, Bd. 15, Berlin 1962, S. 170/171), „Der englische 
Pazifismus und die englische Abneigung gegen die Theorie" (Werke, Bd. 
2i, Berlin i960, S. 258/259) u. a. 2

3 Siche Friedrich Engels, „Der Ursprung der Familie, des Privateigen­
tums und des Staats“, in Karl Marx und Friedrich Engels, Ausgewählte 
Schriften in zwei Bänden, Bd. II, Berlin 1958, S. 296.

Weiter unten, auf S. 9—17, zitiert W. I. Lenin dieselbe Schrift von 
Friedrich Engels. (Ebenda, S. 296—299.) 6

4 Siehe Friedrich Engels, „Herrn Eugen Dührings Umwälzung der Wis­
senschaft (,Anti-Dühring')", Berlin 1958, S. 347/348.

Weiter unten, auf S. 23—24, zitiert W. I. Lenin dieselbe Schrift von 
Friedrich Engels. (Ebenda, S. 225.) 19

6 Siehe Karl Marx, „Das Elend der Philosophie“, Berlin 1957. 25
6 Siehe Karl Marx und Friedrich Engels, „Manifest der Kommunisti­

schen Partei", Verlag für fremdsprachige Literatur, Peking 1965. 25
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7 Siehe Karl Marx, „Kritik des Gothaer Programms", in Karl Marx 
und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei Bänden, Bd. II, 
Berlin 1958, S. 7—40,

Das Gothaer Programm — Programm der Sozialistischen Arbeiterpartei 
Deutschlands, angenommen 1875 auf dem Parteitag in Gotha bei der Ver­
einigung der beiden bis dahin einzeln existierenden deutschen sozialisti­
schen Parteien, der Eisenacher und der Lassalleaner. Das Programm war 
durch und durch opportunistisch, da die Eisenacher den Lassalleanern in 
allen wichtigeren Fragen Zugeständnisse machten und die Formulierun­
gen der Lassalleaner annahmen. Marx und Engels unterzogen das 
Gothaer Programm einer vernichtenden Kritik. 25

8 Siehe Karl Marx, „Das Elend der Philosophie“, Berlin 1957, S. 194. 
27

9 Siehe Karl Marx und Friedrich Engels, „Manifest der Kommunisti­
schen Partei“, Verlag für fremdsprachige Literatur, Peking 1965, S. 47 
und S. 59. 28

10 Siehe Karl Marx, „Der achtzehnte Brumaire des Louis Bonaparte“, 
in Karl Marx und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei 
Bänden, Bd. I, Berlin 1959, S. 307/308.

Weiter unten, auf S. 38, zitiert W. I. Lenin die Vorrede von Friedrich 
Engels zur dritten Auflage dieser Schrift. (Ebenda, S. 225.) 33

11 „Die Neue Zeit" — Zeitschrift der deutschen Sozialdemokratie, die 
von 1883 bis 1923 in Stuttgart erschien. In den Jahren 1885—1895 ver­
öffentlichte „Die Neue Zeit" einige Artikel von Friedrich Engels. Dieser 
gab der Redaktion der Zeitschrift oft Ratschläge und kritisierte sie scharf 
wegen ihrer Abweichungen vom Marxismus. Angefangen von der Zweiten 
Hälfte der neunziger Jahre, nach dem Tode von Friedrich Engels, veröf­
fentlichte die Zeitschrift systematisch Artikel von Revisionisten. Während 
des imperialistischen Weltkriegs 1914—1918 bezog die Zeitschrift einen 
zentristischen, kautskyanischen Standpunkt und unterstützte die Sozial­
chauvinisten. 40

12 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Ausgewählte Briefe, Berlin 1953,
S. 86, 40

13 Siehe Karl Marx und Friedrich Engels, „Manifest der Kommunisti­
schen Partei“, Verlag für fremdsprachige Literatur, Peking 1965, S. 2. 44

14 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Ausgewählte Briefe, Berlin 1953,
S. 307. 46

16 Siehe Lenin, Werke, Bd. 12, Berlin 1959, S. 95—104. 46
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16 Siehe Karl Marx, „Der Bürgerkrieg in Frankreich", in Karl Marx 
und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei Bänden, Bd. I, 
Berlin 1959, S. 488—491.

Weiter unten, auf S. 54, 55, 62/63, und 67/68 zitiert W. I. 
Lenin dieselbe Schrift von Karl Marx. (Ebenda, S. 494, 491—494). 51

17 Siehe Friedrich Engels, „Zur Wohnungsfrage", in Karl Marx und 
Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei Bänden, Bd. I, Berlin 
1959, S. 542.

Weiter unten, auf S. 71/72 und 73, zitiert W. I. Lenin dieselbe Schrift 
von Friedrich Engels. (Ebenda, S. 597/598, 582.) 71

18 W. I. Lenin meint die Artikel von Karl Marx, „Der politische In­
differentismus", in „Die Neue Zeit", 32. Jahrgang, 1913/14, Bd. 1, Nr. 2, 
S. 40 bis 44, und von Friedrich Engels, „Von der Autorität", in Karl 
Marx und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei Bänden, Bd. I, 
Berlin 1959, S. 603—606.

Weiter unten, auf S. 74, 76/77, zitiert W. I. Lenin dieselben Schriften. 
(Ebenda.) 74

10 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Ausgewählte Briefe, Berlin 1953, 
S. 347/548. 80

20 Das Erfurter Programm der deutschen Sozialdemokratie wurde auf 
dem Erfurter Parteitag im Oktober 189t an Stelle des Gothaer Programms 
von 1875 angenommen. Engels kritisierte die Fehler des Erfurter Pro­
gramms in seiner Schrift „Zur Kritik des Sozialdemokratischen Programm­
entwurfes 1891". (Siehe Karl Marx, „Kritik des Gothaer Programms“, 
Berlin 1955, S. 74—87.)

Weiter unten, auf S. 83—91, zitiert W. I. Lenin dieselbe Schrift von 
Friedrich Engels. (Ebenda, S. 78, 81—85.) 83

21 Siehe Lenin, Werke, Bd. 24, Berlin 1959, S. 539—542. 91

22 Gemeint ist die Einleitung von Friedrich Engels zur Schrift von 
Marx „Der Bürgerkrieg in Frankreich“. (Siehe Karl Marx und Friedrich 
Engels, Ausgewählte Schriften in zwei Bänden, Bd. I, Berlin 1959, 
S. 446—457.)

Weiter unten, auf S. 92—98, zitiert W. I. Lenin dieselbe Schrift von 
Friedrich Engels. (Ebenda, S. 447, 451/452, 455—457.) 92

23 Siehe Friedrich Engels, „Internationales aus dem .Volksstaat' (1871—
1875)“, Berlin 1957, S. 5. 100

24 Siehe Karl Marx, „Kritik des Gothaer Programms", in Karl Marx 
und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei Bänden, Bd. II, 
Berlin 1958, S. 24.
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Weiter unten, auf S. 106, 114—n9, zitiert W. I. Lenin dieselbe Schrift 
von Karl Marx. (Ebenda, S. zs,!?.}, 15—17.) 106

25 Gemeint ist der russische bürgerliche Volkswirtschaftler Michail 
Tugan-Baranowskij. 116

26 Shylock, eine Figur in Shakespeare’s Stück „Der Kaufmann von 
Venedig“, gilt als typischer Wucherer. 120

27 Der Haager Kongreß der 1. Internationale fand vom 2. bis 7. Septem­
ber 1872 in Anwesenheit von Marx und Engels statt. An dem Kongreß 
nahmen 65 Delegierte teil. Auf der Tagesordnung standen folgende 
Punkte: 1. die Befugnisse des Generalrats; 2. die politische Tätigkeit des 
Proletariats u. a. Der Kongreß verlief unter heftigen Auseinandersetzun­
gen mit den Bakunisten. Es wurde ein Beschluß über die Erweiterung 
der Befugnisse des Generalrats angenommen. Zu dem Punkt „Die politi­
sche Tätigkeit des Proletariats“ wird im Beschluß des Kongresses gesagt, 
das Proletariat müsse sich, um den Sieg der sozialen Revolution zu 
sichern, seine eigene politische Partei schaffen und die große Aufgabe 
meistern, die politische Macht zu erobern. Auf diesem Kongreß wurden 
Bakunin und Guillaume wegen Desorganisation und Gründung einer 
neuen, antiproletarischen Partei aus der Internationale ausgeschlossen. 130

28 „Sarja“ (Die Morgenröte) — marxistische wissenschaftlich-politische 
Zeitschrift, die von der Redaktion der Zeitung „Iskra“ in den Jahren 
1901 und 1902 in Stuttgart herausgegeben wurde. Es erschienen vier 
Nummern (drei Hefte). In der „Sarja“ wurden folgende Arbeiten Lenins 
veröffentlicht: „Zufällige Notizen“, „Die Verfolger des Semstwos und 
die Hannibale des Liberalismus“, die ersten vier Kapitel des Werkes 
„Die Agrarfrage und die .Marxkritiker' “ (unter dem Titel „Die Herren 
.Kritiker' in der Agrarfrage“), „Innerpolitische Rundschau“ und „Das 
Agrarprogramm der russischen Sozialdemokratie“. 132

29 Gemeint ist der Fünfte Internationale Sozialistenkongreß der II. 
Internationale, der vom 23. bis 27. September 1900 in Paris stattfand. Auf 
dem Kongreß waren 791 Delegierte anwesend. Die russische De­
legation bestand aus 23 Mitgliedern. In der Hauptfrage — Eroberung der 
politischen Macht durch das Proletariat — nahm der Kongreß mit Stim­
menmehrheit die von Lenin erwähnte „den Opportunisten gegenüber 
versöhnliche" Kautskysche Resolution an. Unter anderem beschloß der 
Kongreß, ein Internationales Sozialistisches Büro aus Vertretern der so­
zialistischen Parteien aller Länder zu gründen, dessen Sekretariat seinen 
Sitz in Brüssel haben sollte. 132

30 „Sozialistische Monatshefte“ — Zeitschrift, wichtigstes Organ der Op­
portunisten in der deutschen Sozialdemokratie und eines der Organe des 
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internationalen Opportunismus. Während des imperialistischen Weltkriegs 
1914—1918 nahm sie eine sozialchauvinistische Haltung ein. Sie erschien 
in Berlin von 1897 bis 1933. 151

31 Die Unabhängige Arbeiterpartei Englands (Independent Labour 
Party) wurde 1893 gegründet. An der Spitze der Partei standen James 
Keir Hardie, R. MacDonald und andere. Sie erhob Anspruch auf poli­
tische Unabhängigkeit von den bürgerlichen Parteien, war jedoch in 
Wirklichkeit, wie Lenin sich ausdrückte, „unabhängig vom Sozialismus, 
aber abhängig vom Liberalismus“. Während des imperialistischen Welt­
kriegs 1914 bis 1918 trat die Unabhängige Arbeiterpartei zunächst mit einem 
Manifest gegen den Krieg hervor (13. August 1914), später hingegen, in 
der Londoner Konferenz der Sozialisten der Ententeländer im Februar 
1915, stimmten die Unabhängigen der in dieser Konferenz angenommenen 
sozialchauvinistischen Resolution zu. Seitdem standen die sich mit pazifi­
stischen Phrasen tarnenden Führer der Unabhängigen auf den Positionen 
des Sozialchauvinismus. Nach der Gründung der Kommunistischen In­
ternationale im Jahre 1919 beschlossen die Führer der Unabhängigen Ar­
beiterpartei unter dem Druck der nach links geschwenkten Massen der 
Parteimitglieder den Austritt aus der II. Internationale. 1921 traten die 
Unabhängigen der sogenannten zweieinhalbten Internationale bei und 
schlossen sich nach deren Zerfall von neuem der H. Internationale an. 
151
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Verlag Olga Benario und Herbert Baum

Der Verlag Olga Benario und Herbert Baum wurde gegründet, um eine
Lücke zu schließen, die in den letzten Jahren immer deutlicher wurde.
Es geht darum, einen Verlag zu schaffen, der parteiisch ist, sich bewußt auf
die Seite der Verdammten dieser Erde stellt und deshalb sein
Verlagsprogramm internationalistisch gestaltet, als einen ersten Schritt für
die solidarische Auswertung und die Propagierung der Erfahrungen der inter-
nationalen revolutionären Kämpfe.
Es geht darum, durch die Gestaltung des Verlagsprogramms ganz bewußt und
solidarisch an die wirklichen kommunistischen Traditionen anzuknüp-
fen, an die wirklich revolutionäre internationale kommunistische Bewegung
zur Zeit von Marx und Engels, Lenin und Stalin, an die positiven Erfahrungen
der antirevisionistischen Kämpfe gegen den Chruschtschow- und Breschnew-
Revisionismus.
Es geht darum, gegen die bürgerliche Wissenschaft die Tradition des wissen-
schaftlichen Kommunismus zu propagieren. Deshalb ist der Nachdruck der
grundlegenden Schriften des wissenschaftlichen Kommunismus in verschie-
denen Sprachen ein Schwerpunkt des Verlages.
Mit der Gründung und der Arbeit des Verlags Olga Benario und Herbert Baum
soll ein Beitrag geleistet werden, um im Kampf gegen den Imperialismus
überhaupt und den deutschen Imperialismus insbesondere der Verwirklichung
des Mottos von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht näher zu kommen:
„Nichts vergessen, alles lernen!“

Olga Benario, geboren am 12.2.1908, kämpfte als Mitglied des
Kommunistischen Jugendverbandes Deutschlands (KJVD), der
Jugendorganisation der KPD, in der Weimarer Republik gegen den aufkom-
menden Nazismus und gegen die regierende reaktionäre Sozialdemokratie,
gegen den deutschen Imperialismus. Im April 1928 war sie führend an einer
erfolgreichen bewaffneten Aktion zur Befreiung eines bis zu seiner
Verhaftung illegal lebenden KPD-Genossen aus dem Berliner Polizeipräsidium
beteiligt.
Olga Benario flüchtete vor dem deutschen Polizeiapparat in die Sowjetunion,
wo sie zu einer wichtigen Mitarbeiterin der Kommunistischen Internationale
wurde. In deren Auftrag ging sie 1935 nach Brasilien, um den Aufbau der KP
Brasiliens zu unterstützen.
1936 wurde Olga Benario in Brasilien verhaftet, an die Nazis ausgeliefert und
ins KZ Ravensbrück verschleppt, wo sie den „gelben Stern“ tragen mußte.
Trotz Folter und Kerkerhaft hat sie keinerlei Aussagen gemacht – weder bei der



Polizei des reaktionären brasilianischen Regimes noch bei der Gestapo. Olga
Benario kämpfte als „Blockälteste“ im KZ Ravensbrück für die Verbesserung
der Überlebenschancen der Häftlinge und gegen die Demoralisierung. Im April
1942 wurde Olga Benario in der Gaskammer von Bernburg von den Nazis
ermordet. 
Der Name Olga Benario steht

für den militanten und bewaffneten Kampf der kommunistischen Kräfte,  
für den Kampf um die proletarische Revolution;
für den praktizierten proletarischen Internationalismus;
für den konsequenten antinazistischen Kampf, der auch unter den
schlimmsten Bedingungen, selbst in einem Nazi-KZ möglich ist.

Herbert Baum, geboren am 10.2.1912, war Mitglied des KJVD und gründe-
te 1936 mit anderen Antinazisten eine Widerstandsgruppe, die später als
Herbert-Baum-Gruppe bekannt geworden ist. Die Herbert-Baum-Gruppe
nahm mit jüdischen Widerstandsgruppen und Gruppen von
Zwangsarbeiterinnen und -arbeitern aus anderen Ländern Kontakt auf und
führte mit ihnen gemeinsam einen illegalen Kampf gegen die Nazis.
Die Herbert-Baum-Gruppe organisierte Maßnahmen, um jüdische Menschen
vor der Deportation und Ermordung in Nazi-Vernichtungslagern zu retten.
Die militante Aktion der Herbert-Baum-Gruppe gegen die antikommunistische
Nazi-Ausstellung „Das Sowjetparadies“ am 13. Mai 1942 in Berlin, bei der
ein Teil der Ausstellung durch Brandsätze zerstört wurde, fand weltweit
Beachtung. 
Einige Wochen später wurde Herbert Baum und fast alle anderen Mitglieder der
Widerstandsgruppe aufgrund Verrats verhaftet. Herbert Baum wurde am 11.
Juni 1942 von den Nazis durch bestialische Folter ermordet, ohne etwas an die
Gestapo preisgegeben zu haben.
Der Name Herbert Baum steht 

für die Organisierung einer internationalistischen antinazistischen Front in
Deutschland;
für den Kampf gegen den nazistischen Antisemitismus und gegen den indu
striellen Völkermord der Nazis an 6 Millionen Juden und Jüdinnen;
für den Kampf gegen den Antikommunismus und für die Solidarität mit der
sozialistischen Sowjetunion zur Zeit Stalins.

Die Namen Olga Benario und Herbert Baum stehen für die Tradition des anti-
faschistischen und revolutionären Kampfes der wirklich kommunistischen
Kräfte.
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Texte zu Deutschland und dem deutschen Imperialismus

Georgi Dimitroff:
Gegen den Nazifaschismus
Die Herausarbeitung des Klassencharakters des Faschismus wird in den
Reden von Dimitroff vor dem 7. Weltkongress der KI verknüpft mit einer
Analyse von Besonderheiten des Nazifaschismus; es geht um die
Aufgaben der antifaschistischen Einheits- und Volksfront, die Dimitroff im
Zusammenhang mit einer Kritik an taktischen Fehlern der KPD im Kampf
gegen die Nazis erläutert.

360 Seiten, 20 €, ISBN 3-932636-25-2

Die vorliegende Untersuchung gibt einen Überblick über den Widerstand
in den KZs und Vernichtungslagern des Nazifaschis-mus und tritt dabei
antikommunistischen Verleumdungen entgegen. Klargestellt wird, daß
trotz aller wichtiger Unterschiede zwischen der damaligen und der heuti-
gen Situation jeder revolutionäre Widerstand, jeder revolutionäre Kampf
lernen kann und lernen muß vom Widerstand in den KZs und
Vernichtungslagern des Nazi-Regimes.
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Über die Grundlagen des Leninismus (1924)

137 Seiten, Offenbach 1997, 8 €, ISBN 3-932636-03-1

W. I. Lenin
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